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Liebe Leserinnen und Leser,

ich freue mich Ihnen das SpeyerJournal Nr. 19
vorstellen zu dürfen, das Ihnen von den Aktivitä�
ten an der DHV Speyer in Lehre, Forschung und
Weiterbildung im zurückliegenden Sommerse�
mester 2011 berichtet. Es legt ein beredtes Zeug�
nis ab von den vielfältigen Themen und Frage�
stellungen, denen sich unsere Hochschule  wid�
met, und zeigt, wie gut sie hierbei vernetzt ist.

Seit mehreren Jahren ist die DHV Speyer be�
strebt, sich international deutlich zu positionie�
ren. Wie gut ihr das gelingt, können Sie unter
anderem den in diesem Journal publizierten Be�
richten zum gemeinsam mit der ENA veranstal�
teten Journée d’Etude, zur deutsch�chinesischen
Konferenz zur Gebiets� und Funktionalreform in
der Volksrepublik China oder zum deutsch�russi�
schen Workshop zur Korruptionsbekämpfung
entnehmen. Besonders hervorzuheben ist an die�
ser Stelle die erste von der DHV Speyer ausge�
richtete Summer School, die im Rahmen einer er�
folgreichen Kooperation mit der Ivana Javakhish�
vili Universität in Georgien ins Leben gerufen
wurde.

Das vorliegende Heft informiert Sie aber auch
über die internen Veränderungen an der Hoch�
schule. So fanden im zurückliegenden Semester
Senatswahlen statt, Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch
schied aus dem Amt des Rektors der Hochschule
aus und mit der Ernennung von Dr. Held zum
Honorarprofessor ist es der Hochschule gelun�
gen, ihr Profil im Bericht Verwaltungsrecht noch
weiter zu schärfen.

Zwei neue Master�Studiengänge gehen im Win�
tersemester 2011/2012 an den Start, die ersten
an der DHV Speyer überhaupt. Mit den Master�
studiengängen „Öffentliche Wirtschaft“ und
„Administrative Sciences“ reagiert die Hochschu�
le auf die sich ändernden Ausbildungsanforde�
rungen, die sich im Rahmen des Bolognaprozes�
ses auch für die öffentliche Verwaltung ergeben.
Mehr zu diesen Studiengängen finden Sie in die�
sem Heft auf Seite 48.

Viel Spaß beim Lesen wünscht

Univ.�Professor Dr. Joachim Wieland 
Rektor der DHV Speyer

EDITORIAL
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Am 3. Mai 2011 hatte für 343 Hörerinnen und
Hörer das Sommersemester 2011 begonnen. Dar�
unter befanden sich 221 Referendarinnen und
Referendare und 55 Aufbauhörer, die ihr dreimo�
natiges Ergänzungsstudium bzw. ihr einjähriges
Aufbaustudium an der Hochschule aufnahmen.
Sie alle informierten sich zunächst in einer zwei�
tägigen Orientierungsphase über die für sie zur
Auswahl stehenden weit über 100 Lehrveranstal�
tungen und insbesondere über die die von ihnen
zu belegenden Seminare und Arbeitsgemein�
schaften. 

Der „offizielle“ Startschuss für das Semester er�
folgte dann am Abend des 10. Mai 2011 mit der
feierlichen Semestereröffnung. Als prominenten
Gast des Abends hatte der Rektor den unter an�
derem in Berlin, Frankfurt, Zürich und Düsseldorf
tätigen Architekten Herrn Professor Max Dudler
gewonnen, der zum Thema „Die Architektur der
Bibliotheken“ referierte.

In seiner Begrüßung bezeichnete der Rektor ein
Studium an der DHV Speyer als einmalige Chan�
ce, über den „Tellerrand" der eigenen Disziplinen
hinaus zu schauen. Insbesondere wies er auf den
fachlichen und persönlichen Austausch zwischen
Hörerinnen und Hörern der verschiedenen
Bundesländer hin. „Sie stellen ein Abbild der Be�
völkerung in Deutschland dar", wandte sich der

Rektor an die Studentenschaft,
und verwies dann auf die Mög�
lichkeit zur Begegnung mit Ver�
tretern anderer Länder und Kultu�
ren, „und das beste, Sie erhalten
hier die Chance, auf dem Campus
intensiv miteinander zu leben".
Dann stellte der Rektor den Refe�
renten des Abends vor. 

Max Dudler wurde in Altenrhein
in der Schweiz geboren. Er stu�
dierte Architektur an der Städel�
schule in Frankfurt am Main bei
Professor Günther Bock und an
der Hochschule der Künste Berlin

bei Professor Ludwig Leo. Als Projektarchitekt ar�
beitete er im Büro von Oswald Matthias Ungers,
bevor er
1986 in
Gemein�
schaft mit
Karl Dudler
und Pete
Wellbergen
ein Büro
gründete.
Seit 1992
leitet er
sein eige�
nes Büro
mit Nieder�
lassungen
in Berlin,
Zürich und Frankfurt am Main. Nach verschiede�
nen Lehraufträgen und Gastprofessuren u. a. in
Venedig, Mantua, Dortmund, Wien und Bologna
wurde Max Dudler 2004 als Professor für die
Klasse Baukunst an die Kunstakademie Düssel�
dorf berufen. 

In seinem Vortrag arbeitete Dudler zunächst ty�
pologische Ähnlichkeiten in der Beziehung zwi�
schen Buchstabe und Zeile, zwischen Buch und
Regal und nicht zuletzt zwischen Regal und Ge�
bäude heraus. Er zeigte auf, dass Gebäude diese

SEMESTERERÖFFNUNG

Die Architektur der Bibliotheken
„Sensibilität für das Berührbare“

Semestereröffnungsvortrag von Max Dudler

Semesterauftakt in der Aula                                                                                 Foto: DHV

Max Dudler, einer der führenden Architekten im Bi-
bliotheksbau                                        Foto: DHV
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formale Ähnlichkeit thematisieren und in die Ar�
chitektur des Grundrisses, des Schnittes und der
Fassade übersetzen.

Große Bedeutung maß Dudler der „Sensibilität
für das Berührbare“ bei. Er verdeutlichte dies am
Beispiel des inzwischen fünfzig Jahre alten
Hauptgebäudes der von Sep Ruf geplanten
Hochschule. Er wies auf die architektonischen
Beziehungen von Auditorium maximum, Aula,
begrünten Atrien hin, die optisch durch die Fen�
sterrahmen begrenzten Gemälden ähneln wür�
den. Auch verdeutlichte Dudler die Zeitlosigkeit
der damals von Ruf verwendeten Materialien. 

In seinem mit zahlreichen Entwürfen, Fotogra�
phien und Plänen dokumentierten Vortrag erläu�
terte Dudler, wie er sich in seinen Planungen am
jeweiligen Umfeld orientiert. Insbesondere arbei�
tete er dies am Beispiel der von ihm geplanten
neuen Bibliothek der Humboldt�Universität in
Berlin, des Jacob�und�Wilhelm�Grimm�Zentrums,
heraus. 

Dudler hat in den letzten Jahrzehnten weltweit
erfolgreich an verschiedenen Wettbewerben zur
Planung bedeutender Bibliotheken teilgenom�
men und gilt als einer der führenden Architekten
im Bibliotheksbau, in dem er seine gestalteri�
schen Intentionen eindrucksvoll umsetzen kann.

Für Dudler muss eine wissenschaftliche Biblio�
thek einerseits einen Raum schaffen, um in ab�
soluter Stille und konzentriert arbeiten zu kön�
nen, anderseits muss sie aber auch Freiräume
schaffen für fachliche und private Kommunika�
tion. Seine Antwort auf diese Aufgabenstellung
ist eine Abtreppung der verschie�
denen Arbeitsebenen, die die
ständige optische Kommunikation
im Raum ermöglicht.

Dies verdeutlichte Dudler am Bei�
spiel seiner Entwürfe zum Neu�
bau einer Bibliothek mit Rechen�
zentrum für die DHV Speyer, die
bei dieser Gelegenheit der Öffent�
lichkeit vorgestellt werden konn�
ten. Ausgangspunkt seiner Pla�
nungen war für diesen Entwurf
der eine Abwandlung des weltbe�
rühmten anatomischen Hörsaals

der Universität Padua mit seinem an ein Amphi�
theater erinnernden Grundriss. In diesem neuen
Raum will Dudler einen Ort der Arbeit, des Ler�
nens, des Wohlfühlens, der Kommunikation, des
Gesprächs und des Austauschs schaffen. Einhelli�
ger Tenor des Abends war, dass der notwendige
Neubau ein weiteres Schmuckstück für die Stadt
Speyer wäre.

Nach dem Vortrag konnte der Rektor dem Refe�
renten auch für einen unterhaltsamen Abend
danken und dann einer seit langem bei dieser
Gelegenheit geübten angenehmen Pflicht nach�
kommen: Er konnte einer Doktorandin, der aus
Speyer stammenden Rechtswissenschaftlerin Dr.
Marion Weschka, die Promotionsurkunde über�
reichen. Sie hatte über ein derzeit sehr aktuelles
Thema rund um die Präimplantationsdiagnostik
und die Stammzellen�Forschung eine umfassen�
de Einschätzung aus rechtlicher Sicht vorgelegt
und mit der Bestnote bestanden.

SEMESTERERÖFFNUNG

Übergabe der Promotionsurkunde an Dr. Marion Weschka durch den
Rektor der DHV Speyer, Univ.-Prof. Dr. Stefan Fisch           Foto: DHV 

Angeregte Diskussion bei Brezeln und Wein                                                         Foto: DHV



Seite 4 SpeyerJournal Nr. 19

Am Abend des 8. Juni 2011 konnte der Rektor
zahlreiche Gäste zur Antrittsvorlesung von
Univ.�Prof. Dr. Mario Martini an der Hochschu�

le begrü�
ßen.

Martini ist
seit April
2010 Inha�
ber des
Lehrstuhls
für Verwal�
tungswis�
senschaft,
Staats�,
Verwal�

tungs� und Europarecht an der DHV Speyer. 

Nach seinem Studium der Rechtswissenschaf�
ten an der Johannes Gutenberg�Universität
Mainz als Stipendiat der Konrad�Adenauer�
Stiftung und seinen Staatsexamina promovierte
Martini nach einer Tätigkeit als
wissenschaftlicher Mitarbeiter
am Lehrstuhl für Öffentliches
Recht und Verwaltungslehre
(Univ.�Prof. Dr. Laubinger) an
der Universität Mainz mit der
Dissertation „Integrierte Rege�
lungsansätze im Recht der im�
missionsschutzrechtlich geneh�
migungsbedürftigen Anlagen".
Anschließend war er als wissen�
schaftlicher Assistent an der
Hamburger Bucerius Law
School, am Lehrstuhl für Öf�
fentliches Recht einschl. Europa�
recht bei Univ.�Prof. Dr. Jörn
Axel Kämmerer tätig.

2006 wurde ihm dort die Venia
Legendi für die Fächer Staats� und Verwal�
tungsrecht mit Verwaltungswissenschaft sowie
Europarecht verliehen. Grundlage hierfür bilde�

te seine Habilitationsschrift mit dem Titel „Der
Markt als Instrument hoheitlicher Verteilungs�
lenkung". Anschließend nahm er die Vertre�
tung des Lehrstuhls für Verwaltungswissen�
schaft, insbesondere Regieren und Verwalten
im Europäischen Kontext an der DHV Speyer
wahr, bevor er einen Ruf auf eine Professur für
Staats� und Verwaltungsrecht an der Ludwig�
Maximilians�Universität München annahm.
Hier erreichten ihn Rufe auf Professuren für
Öffentliches Recht an die Universität Passau
und an die Leibniz Universität Hannover sowie
ein Ruf auf den Lehrstuhl für Verwaltungswis�
senschaft, Staatsrecht, Verwaltungsrecht und
Europarecht an der DHV Speyer, den Martini
seit April 2010 innehat. Einen an ihn dann er�
gangenen Ruf auf die Professur für Öffentli�
ches Recht und Öffentliches Wirtschaftsrecht
der Universität Augsburg lehnte Martini ab.

Seine Speyerer Antrittsvorlesung widmete er
am 8. Juni 2011 dem Thema „Wie viel Gleich�

heit braucht das Internet? � Netzneutralität als
Stellschraube für die Zukunft des Internets".
Martini setzte sich in seinem Vortrag mit Fra�

ANTRITTSVORLESUNG

Wie viel Gleichheit braucht das Internet?
Netzneutralität als Stellschraube für die Zukunft des Internets

Antrittsvorlesung von Univ�Prof. Dr. Mario Martini 

Rektor Stefan Fisch (r.) begrüßt Univ.-Prof. Dr. Ma-
rio Martini an der DHV Speyer              Foto: DHV

Antrittsvorlesung im Audimax                                                                               Foto: DHV
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gen der „Verkehrssteuerung" im Internet aus�
einander und zeigte rechtliche Lösungen für
die Konzeption neuer Verkehrsregeln für das
zunehmende Datenverkehrs�
aufkommen auf.

Insbesondere erläuterte er,
dass Netzneutralität als Regu�
lierungsziel eine Chamäleon�
Struktur hat. Einerseits erweist
sie sich im Grundsatz als sinn�
volles Architekturprinzip der
Internetregulierung, das einem
digitalen Faustrecht Grenzen
setzt. Andererseits schütte
aber eine strikte Netzneutra�
lität, also die Ächtung jeg�
lichen Netzmanagements, das
Kind jedoch mit dem Bade
aus. Sie verhindere sinnvolle
Maßnahmen des Netzwerkma�
nagements, die innovative
Dienstleistungen des Internets erst möglich
machten. 

In diesem Zusammenhang plädierte Martini für
ein intelligentes Netzwerkmanagement, das die
Effizienz der Netze steigern und damit das
Internet als Grundlage von Innovationen stär�
ken könne.

Es gelte dabei aber sicherzustellen, dass die
Netzbetreiber dieses Netzmanagement nicht als
eine Art Freibrief zur Diskriminierung von
Wettbewerbern missbrauchen. Geboten erschei�
ne daher eine Diensteklassen�Neutralität, durch
die die Gleichbehandlung aller Datenpakete ei�
ner Verkehrsklasse gewährleistet werde. 

Martini erläuterte, dass sich die Gesetzgeber
gegenwärtig noch von der Maxime: „We cross
the bridge, when we come to it" leiten ließen.
„Die Brücke wird früher oder später kommen.
Soviel ist sicher. Wie gefahrträchtig die Über�
querung des Flusses wird, hängt auch von den
Vorbereitungen ab, die heute getroffen wer�
den. Oder um es mit Sophokles zu sagen: ,Wir
müssen dafür sorgen, dass die Brücke nicht
schmäler ist als der Fluss’", so Martni.

Er unterstrich, dass blindes Vertrauen auf die
Effizienzkraft des Marktes hier nicht gerecht�
fertigt sei. „Strukturvoraussetzungen für funk�

tionierenden Wettbewerb zu
schaffen, ist zwar eine kluge
und notwendige Regelungs�
strategie. Sie ist aber als sol�
che nicht hinreichend; denn
intensiver Wettbewerb ist
keine absolute Garantie für
Netzneutralität."

In seinem Vortrag wies Mar�
tini nach, dass die Palette
der Möglichkeiten, den Ge�
danken der Netzneutralität
durchzusetzen, größer sei,
als es die bisherige Diskus�
sion glauben mache und
wies in diesem Zusammen�
hang auch auf die Möglich�
keiten hin, die sich aus ei�

nem Selbstverpflichtungsabkommen ergeben
könnten, wie es in Norwegen bereits wegwei�
send praktiziert werde. 

Laut Martini sollte die Leitmaxime der Regulie�
rung die Sicherung niederschwelliger und
gleicher Marktzutrittschancen für neue Inhalts�
anbieter als Erfolgsgarant und Funktionsbedin�
gung des Internets sein. Sein Plädoyer ging
dahin, die Präferenzen der Kunden zum Maß�
stab für die Entscheidung über Priorisierungen
und Sperrungen zu erheben. „Sie sollen über
Erfolg und Misserfolg im Netz entscheiden,
nicht die Netzbetreiber."

Der Abendvortrag ist als Heft 96 in der Reihe
Speyerer Vorträge erschienen und kann im
Internet unter der Adresse http://www.dhv�
speyer.de/PUBL/Vortraege/Heft96.pdf abgeru�
fen werden.

ANTRITTSVORLESUNG

Univ.-Prof. Dr. Mario Martini                  Foto: DHV
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Im Sommersemester 2011 waren nach dreijähriger
Amtszeit des Senats Neuwahlen durchzuführen.
Daher wählten am 27. Juni 2011 die Gruppen der
Hochschullehrer, der wissenschaftlichen Mitarbeiter�
innen und Mitarbeiter, der nichtwissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der nebenbe�
ruflich an der Hochschule Tätigen ihre Senatsver�
treterinnen und �vertreter für die Senatsamtszeit
2011 bis 2014. Mit einer recht hohen Wahlbeteili�
gung (Gruppe der Hochschullehrer 87,5 %, Gruppe
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar�
beiter 44,1 %, Gruppe der nicht�wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 65,8 % und
Gruppe der nebenberuflich an der Hochschule Täti�
gen 31,9 %) wurden zehn Senatsmitglieder und
dreizehn stellvertretende Senatsmitglieder gewählt. 

Dem neuen Senat gehören neben dem Rektor
und dem Prorektor die Univ.�Professores Dres. Sabi�
ne Kuhlmann, Sabine Kropp, Dorothea Jansen und
Ulrich Stelkens, � für die akademischen Mitarbeiter�
innen und �mitarbeiter � Dr. Daniel Rölle und Ass.
Olivia Seifert an. Prof. Dr. Gunnar Schwarting ver�
tritt erneut die nebenberuflich an der Hochschule
Tätigen und Frau Lioba Diehl wieder die Verwal�
tungsmitarbeiter. Die Hörerinnen und Hörer hatten
aufgrund der für sie andere Wahlmodalitäten vor�

schreibenden Wahlordnung ihre Senatsvertreter und
deren Stellvertreter bereits zu Semesterbeginn ge�
wählt. Der neue Senat konstituierte sich dann am
25. Juli 2011 und bestimmte entsprechend der
Grundordnung der Hochschule die Zusammenset�
zung der einzelnen Senatsausschüsse sowie deren
Vorsitzende und den Bibliotheksvorstand.

Folgende Vorsitzenden wurden für die einzelnen
Ausschüsse bestimmt:

Ausschuss für die wissenschaftliche Weiterbildung:
Univ.�Prof. Dr. Hill

Fachausschuss für Studium und Lehre:
Univ.�Prof. Dr. Stelkens

Ausschuss für die Masterstudiengänge und das 
Verwaltungswissenschaftliche Aufbaustudium: 

Univ.�Prof. Dr. Jansen

Ausschuss für Gleichstellungsfragen:
Univ.�Prof. Dr. Färber

Direktoren der Bibliothek:
Univ.�Prof. Dr. Weiß und Univ.�Prof. Dr. Martini.

Zur Gleichstellungsbeauftragten wurde Frau Dipl.�
Ing. Wera Veith�Joncic bestellt.

Allgemeine Senatswahlen und Neubesetzung der Senatsausschüsse

Die Hörerinnen und Hörer wurden im Senat der
Hochschule im Sommersemester 2011 vertreten
durch Jens Augat und Nora Rzadkowski sowie � als
Stellvertreter �  durch Martin Radke und Marian
Wieczorke. 

In den Wahlen für die einzelnen Funktionen der
Hörerschaftsvertretung wurden gewählt:

Hörersprecher: Mirzhan Baimakhanov, Stellvertre�
ter: Alexandra Nagel und Jens Augat

Finanzreferat: Meike Hildebrandt, Stellvertreter: Ta�
rik Hammou

Kulturreferat: Stefanie Lüer

Festreferat: Janosch Wegener, Stellvertreter: Peter
J. S. Lau

Ballreferat: Julia Eggenkämper, Stellvertreterin:
Jennifer Brink

Medienreferat: Alexandra Nagel, Stellvertreterin:
Manuela Hildebrandt

Sportreferat:Jens Augat, Stellvertreterin: Friederike
Linden

EDV�Referat: Jan Wenzel, Stellvertreter: David Be�
cker

Umweltreferat: Magnus Maier, Stellvertreter: Timo
Hoffmann

Integrationsreferat: Fabian Hering, Stellvertreterin:
Johanna Hermann

Alumni�Referat: Tobias Jülke, Stellvertreterin: Vale�
rie Kaiser

Aufbauhörersprecherin: Una Dakovic, Stellvertreter:
Volker Schneider und Raiko Pangalov.

Wahlen der Hörerinnen und Hörer 

Die Hörerschaft der DHV Speyer bei der Wahl                     Foto: DHV
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Seit dem ersten Oktober 2011 hat die DHV Speyer
einen neuen Rektor. Der bisherige Prorektor Univ.�
Prof. Dr. Joachim Wieland war
am 25. Juli 2011 vom Senat der
Hochschule als Nachfolger von
Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch ge�
wählt worden, der das Amt zwei
Jahre lang inne hatte. 

Der 1951 geborene Wieland
studierte in Bielefeld und Cam�
bridge Rechtswissenschaft. Erste
wissenschaftliche Erfahrungen
sammelte er nach seinem
Staatsexamen als Mitarbeiter
von Univ.�Prof. Dr. Dr. E.�W.
Böckenförde an der Albert�Lud�
wigs�Universität Freiburg im
Breisgau. Hier promovierte er
1984 mit einer Arbeit über das
Thema „Die Freiheit des Rund�
funks". Anschließend sammelte er von 1984 bis
1988 als wissenschaftlicher Mitarbeiter am
Bundesverfassungsgericht wichtige Erfahrungen
am höchsten deutschen Gericht, bevor er als wis�
senschaftlicher Assistent am Lehrstuhl Prof. Dr.
Alexander Hollerbach, Seminar für Rechtsphiloso�
phie und Kirchenrecht, an die Universität Freiburg
im Breisgau zurückkehrte. In Freiburg wurde ihm
1989 die Venia Legendi für Öffentliches Recht
einschließlich Finanz� und Steuerrecht, Rechtsver�
gleichung verliehen. Thema seiner Habilitations�
schrift war „Die Konzessionsabgaben". 

In der Folgezeit nahm Wieland Lehrstuhlvertretun�
gen an der Westfälischen Wilhelms�Universität
Münster und an der Universität Bielefeld wahr, bis
er 1991 einen Ruf auf den Lehrstuhl für Öffentli�
ches Recht, Finanz� und Steuerrecht an der Fakul�
tät für Rechtswissenschaft der Universität Bielefeld
annahm. 1996 bis 1998 war er Prorektor für Per�
sonal und Finanzen dieser Universität. 2001 über�
nahm Wieland den Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, Finanz� und Steuerrecht, Fachbereich
Rechtswissenschaft an der Johann Wolfgang Goe�
the�Universität in Frankfurt, wo ihn schließlich
2007 der Ruf auf den Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, Finanz� und Steuerrecht der DHV Speyer
erreichte, wo er sich außer in Lehre, Forschung
und Weiterbildung auch als stellvertretender Di�

rektor der Bibliothek und seit 2010 auch als Pro�
rektor in die Selbstverwaltung der Hochschule ein�

brachte.

Wielands Forschungs� und Lehr�
schwerpunkte liegen in den Be�
reichen Verfassungsrecht, Fi�
nanzverfassungsrecht, Steuer�
recht und Öffentliches Wirt�
schaftsrecht. Ein sehr umfangrei�
ches Publikationsverzeichnis
weist ihn in diesen Bereichen als
äußerst renommierten Wissen�
schaftler aus.

Wichtige Publikationen widmete
Wieland der kommunalen Aufga�
benträgerschaft nach dem
Grundsicherungsgesetz, der Auf�
gabenzuständigkeit und Finan�
zierungsverantwortung verbes�
serter Kinderbetreuung und dem

Schutz des Selbstverwaltungsrechts der Kommu�
nen gegenüber Einschränkungen ihrer wirtschaft�
lichen Betätigung im nationalen und europäischen
Recht.

Seine umfangreichen Kenntnisse konnte Wieland
bislang in zahlreichen verantwortungsvollen Funk�
tionen einbringen. So ist bzw. war er Mitglied des
nordrhein�westfälischen Verfassungsgerichtshofs,
der Gemeindefinanzreformkommission des Bun�
des, der Enquetekommission Kommunen des
Landtags Rheinland�Pfalz, der Gemeinsamen
Kommission von Bundestag und Bundesrat zur
Reform der bundesstaatlichen Ordnung und der
Enquetekommission Verfassungsreform des Hessi�
schen Landtags.

Wieland wirkte als Sachverständiger für die Kom�
mission zur Modernisierung der Bund�Länder�
Finanzbeziehungen und nahm Prozessvertretun�
gen des Bundespräsidenten, des Bundestags, der
Bundesregierung, von Landesregierungen und
Kommunen vor dem Bundesverfassungsgericht,
dem Bundesverwaltungsgericht und verschiedenen
Landesverfassungsgerichten wahr.

Seit Oktober 2011 ist er außerdem Vorsitzender des
Verbandes der deutschen Staatsrechtslehrer e. V.

Wechsel an der Hochschulspitze
Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland ist neuer Rektor der DHV Speyer

Der neue Rektor der DHV Speyer, Univ.-Prof.
Dr. Joachim Wieland                     Foto: DHV
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Dr. Dr. Klaus König und Dr.
Heinrich Reinermann, beide
emeritierte Universitätsprofesso�
ren an der Deutschen Hochschu�
le für Verwaltungswissenschaften
Speyer, wurde in Rom eine be�
sondere Ehrung zuteil. 

Die International Association
of Schools and Institutes of Ad�
ministration (IASIA), eine Tochter
des Internationalen Instituts für
Verwaltungswissenschaften Brüs�
sel, zeichnete sie für ihren her�
ausragenden, engagierten und
langjährigen Einsatz aus; sie hätten damit die Ziele
und Handlungsprogramme IASIAs maßgeblich mit�
geformt.

Anlass für diese Ehrung war der 50. Geburtstag
von IASIA, der mit einer von der italienischen Re�

gierung sowie der Wirtschaftswis�
senschaftlichen Fakultät der Uni�
versität Roma Tre vom 13. bis 18.
Juni 2011 veranstalteten Konferenz
„IASIA at 50: Challenges and Ways
Foreward for Public Administration
Globally" feierlich begangen wurde.

Die Ehrungen wurden von Vale�
ria Termini, Präsidentin von IASIA
und Professorin an der Wirt�
schaftswissenschaftlichen Fakultät
der Universität Roma Tre, sowie
von Gianni Letta, ranghöchster
Staatssekretär beim Ministerpräsi�

denten der Republik Italien, vorgenommen. 
Die beiden auf Professoren der Deutschen Hoch�

schule für Verwaltungswissenschaften Speyer ent�
fallenden Auszeichnungen nahm Heinrich Reiner�
mann entgegen.

Der Rektor der DHV Speyer hat
am 22. September 2011 Herrn
Vorsitzenden Richter am Ober�
verwaltungsgericht Koblenz Dr.
Jürgen Held die Ernennungsur�
kunde des Ministerpräsidenten
zum Honorarprofessor überreicht.
Der Senat der Hochschule hatte
dem Ministerpräsidenten zuvor
mit Hinweis auf Helds herausra�
gende Erfahrungen in der beruf�
lichen Praxis sowie seine beacht�
liche wissenschaftliche Kompe�
tenz und didaktische Befähigung
einstimmig vorgeschlagen, diese

Ernennung auszusprechen.
Dr. Held ist durch seine er�

folgreiche Tätigkeit in der
Verwaltungsgerichtsbarkeit,
durch die Fachdiskussion
prägende wissenschaftliche
Veröffentlichungen und sei�
ne Lehr� und Vortragstätig�
keit auf dem Gebiet des Ver�
waltungs� und Staatsrechts
als hervorragender Jurist
ausgewiesen. Seit dem Jahr
1996 deckt er im Lehrpro�
gramm der DHV Speyer mit
seinen Kolloquien zur ak�

tuellen Rechtsprechung im Bau�
recht sowie zur Bauleitplanung
und Fachplanung Kerngebiete
des öffentlichen Rechts ab, die
insbesondere für die an der
Hochschule studierenden Rechts�
referendare von großer Examens�
relevanz sind. 

Nach dem Studium der Rechts�
wissenschaft an der Universität
Bonn legte Held 1981 in Köln
die Erste Staatsprüfung und �
nach Promotionsstudium und
Referendarszeit � 1986 in Düssel�

dorf seine Zweite Staatsprüfung
ab. Zunächst Richter auf Probe
beim Landgericht Koblenz wech�
selte er 1987 an das Verwal�
tungsgericht Koblenz und im
Jahr 1993, bald nach einer
zweieinhalbjährigen Abordnung
als Wissenschaftlicher Mitarbeiter
an das Bundesverfassungsgericht,
an das Oberverwaltungsgericht
Rheinland�Pfalz, wo er seit 2002
Vorsitzender Richter ist. 

Held wurde im Jahr 1983 von
der Universität Bonn mit einer
heute noch viel zitierten Disser�
tation zum Thema „Der Grund�
rechtsbezug des Verwaltungsver�
fahrens" promoviert. Mit Veröf�
fentlichungen in renommierten
Fachzeitschriften und Sammel�
werken blieb er auch in der Fol�
gezeit der Wissenschaft verbun�
den. Seine Lehrtätigkeit an der
DHV Speyer übt er mit herausra�
gendem Erfolg aus: Im Jahr
2009 wurde ihm hierfür der
Lehrpreis des Landes Rheinland�
Pfalz verliehen. 

Jürgen Held neuer Honorarprofessor an der DHV Speyer

Übergabe der Ernennungsurkunde an Dr. Jürgen
Held durch Rektor Fisch                           Foto: DHV

IASIA ehrt Univ.�Prof. Dr. Dr. Klaus König und 
Univ.�Prof. Dr. Heinrich Reinermann

Die Präsidentin der IASIA Frau Univ.-Prof.
Termini überreicht Univ.-Prof. Dr. Reiner-
mann die Auszeichnung der IASIA
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Am 21. September 2011 hat Bundeskanzlerin Ange�
la Merkel Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann zusam�
men mit neun weiteren renommierten Expertinnen
und Experten die Berufungsurkunden in den Nor�
menkontrollrat überreicht. Der Bundespräsident hat
die Mitglieder auf Vorschlag des Bundeskabinetts
berufen.

Hierzu erklärte die Bundeskanzlerin: „Der Nor�
menkontrollrat (NKR) ist ein wichtiger Partner der
Bundesregierung beim Bürokratieabbau. Der NKR
hat in der Vergangenheit wesentliche Impulse für
die Modernisierung unseres Landes gegeben � und
ich bin sehr zuversichtlich, dass er diese Aufgabe
auch in Zukunft engagiert übernimmt."

Mit dem Programm „Bürokratieabbau und besse�
re Rechtsetzung" hat sich die Bundesregierung ver�
pflichtet, bürokratische Belastungen in Deutschland
konsequent und überprüfbar abzubauen. Der un�
mittelbare finanzielle und zeitliche Aufwand, der
beim Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung
durch die Befolgung bundesrechtlicher Normen
entsteht, muss auf das Notwendige beschränkt
sein. Hierüber wacht der NKR als unabhängiges
Beratungsgremium: Seit 2006 unterstützt er die
Bundesregierung dabei, bestehende Bürokratiekos �
ten aus Informationspflichten zu reduzieren bzw.
neue zu vermeiden. Seit 2011 prüft er die Gesetz�
entwürfe auch hinsichtlich des Erfüllungsaufwands.

Die Bundeskanzlerin dankte den ausscheidenden
Mitgliedern, darunter Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber,
die die Arbeit des NKR über fünf Jahre aktiv und
engagiert geprägt haben. Bereits am 20.09.2011
war der Bundeskanzlerin der 5. Jahresbericht mit
dem Titel „5 Jahre Bürokratieabbau � Der Weg

nach vorn!" übergeben worden. Bei dieser Gelegen�
heit hatte Normenkontrollratsvorsitzender Dr. Jo�
hannes Ludewig die bisherigen Anstrengungen der
Bundesministerien beim Bürokratieabbau gewürdigt: 

„Die Bundesregierung hat beim Bürokratieabbau
mehr erreicht als alle bisher dagewesenen Initiati�
ven. Die Belastungen der Unternehmen wurden
nachweislich um insgesamt 10,5 Mrd. Euro gesenkt
�  auch wenn damit das Ziel, die Bürokratiekosten
der Wirtschaft bis Ende 2011 um 25 % zu reduzie�
ren, noch nicht ganz erreicht ist. Durch überflüssi�
ge Bürokratie entstehen unnötige erhebliche volks�
wirtschaftliche Belastungen. Angesichts der aktuel�
len Wirtschafts� und Finanzlage geht es beim Abbau
von Bürokratie somit auch um internationale Wett�
bewerbsfähigkeit und den Standort Deutschland.

Positiv ist die Ausweitung des Regierungspro�
gramms auf den Erfüllungsaufwand zu bewerten.
Die Qualität von Gesetzen ist deutlich besser ge�
worden. Der Abbau von Informationspflichten war
richtig, aber dadurch konnte nur ein Teil der Le�
benswirklichkeit abgebildet werden. Die Bundesre�
gierung hat auf diese Erfahrung reagiert. Sie will
sich beim Abbau von Belastungen in den nächsten
Jahren noch stärker auf die Sicht der Betroffenen
konzentrieren, die die Belastungen als ganzes spü�
ren, unabhängig davon, ob sie durch ein Mehr an
Bürokratie oder durch andere gesetzliche Auflagen
verursacht werden. Durch die umfassende Betrach�
tung aller Folgekosten eines Gesetzgebungsvorha�
bens ist man näher an der Wirklichkeit, so wie sie
von Bürgern und Unternehmen tatsächlich wahrge�
nommen wird." 

Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann in den Normenkontrollrat berufen

Univ.- Prof. Dr. Sabine Kuhlmann (2. v. l.) hat zusammen mit neun weiteren Expertinnen und Experten von der Bundeskanzlerin Angela Merkel
die Berufungsurkunde in den Normenkontrollrat erhalten                                                                                 Foto: REGIERUNGonline/Denzel
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Mehr als 200 Hörerinnen und Hörer der DHV Spey�
er und der französischen Ecole Nationale d'Adminis �
tration (ENA) in Straßburg trafen sich zum inzwi�
schen schon bereits 15. Gemeinsamen deutsch�

französischen Studientag in Speyer. Hochkarätige
Experten aus Deutschland und Frankreich boten ih�
nen die Möglichkeit, aktuelle europapolitische The�
men zu analysieren und in einem interkulturellen
Vergleich die unterschiedlichen Herangehensweisen
bei Problemlösungen hautnah zu erfahren. Insbe�
sondere konnten die Teilnehmerinnen und Teilneh�
mer erfahren, dass Deutsche und Franzosen auf�
grund ihrer unterschiedlichen verwaltungsrecht�
lichen Traditionen und verfassungsrechtlichen
Strukturen � Zentralismus versus Föderalismus �
völlig unterschiedliche Herangehensweisen an Auf�
gabenstellungen bevorzugen. 

Die Eingangsdiskussion über die Mechanismen
zur Stabilisierung der Europäischen Währungsunion
konnte aktueller nicht sein: Fast gleichzeitig beriet
in Athen das griechische Parlament über Sparmaß�
nahmen.

Zu diesem Themenkomplex referierten Gabriel
Glöckler von der Generaldirektion „Internationale
und Europäische Beziehungen" der Europäischen
Zentralbank in Frankfurt, der französische Wirt�
schaftswissenschaftler Jacques Delpla, Mitglied des
Conseil d'Analyse Economique, und Andreas Metz
vom rheinland�pfälzischen Finanzministerium.

Am Nachmittag fanden dann verschiedene Ar�
beitsgruppen statt, in denen spannende Fragestel�
lungen bearbeitet wurden. Deren Spektrum reichte
von der Simulation eines deutsch�französischen
Ministerrats über die Entscheidungsfindung im Di�
rektorium der Oberrheinkonferenz und die „Be�
schäftigung von Personal aus Drittstaaten in der
Rheinschifffahrt" bis hin zur „Erarbeitung einer
Empfehlung des Europarates zur Ausübung der Re�
ligionsfreiheit" und zu Fragen der europäischen Si�
cherheitspolitik sowie der Zukunft der Kernenergie
in Deutschland und Frankreich. Bei den sich an�
schließenden Abschlussrunden präsentierten dann
die jeweiligen Sprecher der Arbeitsgruppen die ge�
wonnenen Erkenntnisse.

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer brachten
sich mit großem Engagement und viel Ernst in die
Veranstaltungen ein. Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�
Peter Sommermann (DHV Speyer) und seine fran�
zösische Kollegin Françoise Camet (ENA) blickten
als wissenschaftliche Leiter des Studientages am
Ende des Tages auf eine rundum gelungene Veran�
staltung zurück und betonten, das erfolgreiche
Programm im nächsten Jahr fortsetzen zu wollen,
dann in Frankreich.

INTERNATIONALES

Verwaltung im interkulturellen Dialog
15. Gemeinsamer Journée d'Etude der DHV Speyer und der ENA

Gemeinsamer Studientag der DHV Speyer und der ENA:

Sowohl im Podium ...

... als auch in den Arbeitsgruppen wurde engagiert gearbeitet  
Fotos: DHV
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Vom 14. Mai bis zum 16. Mai 2011 fand das zweite
Treffen der Alumni des Weiterbildungsstudiums „Wis�
senschaftsmanagement" statt, welches das Referat für
Internationale Beziehungen der DHV Speyer in Zu�
sammenarbeit mit dem ZWM organisierte. Nach der
Begrüßung durch den Rektor der DHV Speyer, Herrn
Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch, und einer informellen
Vorstellungsrunde der ca. 20 Teilnehmer berichtete
Herr Dr. Fabrice Larat (ENA) über seine aktuelle Tätig�
keit als Wissenschaftsmanager im Rahmen eines Vor�
trags zum Thema: „Wissenschaftsmanagement und
Verwaltung. Bericht und Analyse aus der Praxis". Wei�
ter referierte Herr PD Dr. Hans�Willy Hohn (FÖV Spey�
er) über sein aktuelles Forschungsprojekt und sprach
über „Der europäische Forschungsraum und das deut�
sche Forschungssystem � Kontinuität und Wandel".
Anschließend tauschten sich die Alumni über aktuelle
Probleme und Chancen des Wissenschaftsmanage�
ments aus. Der Tag wurde mit einem Besuch der Eu�

ropäischen Nacht der Museen in Strasbourg kulturell
abgerundet. Am 15. Mai 2011 übernahm Herr Univ.�
Prof. Dr. Fisch eine Stadtführung durch Strasbourg.

L. O.

Treffen der Alumni des Studiengangs „Wissenschaftsmanagement" 

Die Alumni des Weiterbildungsstudiums Wissenschaftsmanage-
ment                                                            Foto: DHV-Archiv

Vom 25. bis zum 27. Mai 2011 fand die Evaluierung
des letzten Rundgangs des International Leadership
Training in Berlin bei der GIZ statt. Nach einer kurzen
Vorstellung der Transferprojekte der jeweiligen GIZ�
AufbauhörerInnen stellte Frau Weber (Consultant,
GIZ) Leitfragen vor, welche den Rahmen für die Dis �
kussion zur Betreuung der Transferprojekte durch die
GIZ und die DHV Speyer bildeten. Danach stellten
Herr Althoff (Abteilungsleiter, GIZ) und Frau
Klapproth (Projektmanagerin, GIZ) die Auswertung
des jetzigen Programms durch die Teilnehmer vor.
Insgesamt wurden das Studium und die Betreuung an
der DHV Speyer sehr positiv und hochwertig beurteilt.
Anschließend fuhr die Gruppe nach Potsdam zur Ab�
schlussfeier der dortigen GIZ�Absolventen. Am 27.
Mai 2011 wurden alle GIZ�Absolventen im GIZ�Haus
in Anwesenheit der Botschafterinnen der Philippinen
und der Republik Indonesien feierlich verabschiedet.
Das Referat für Internationale Beziehungen der DHV

Speyer wünscht seinen Absolventen für die Zukunft
alles Gute!

L. O.

International Leadership ILT�Training 

Rundgang durch Potsdam                           Foto: DHV-Archiv

Im Rahmen eines Kontaktstipendi�
ums der STIBET�Doktorandenför�
derung forschen zwei Doktoran�
dinnen aus dem Odessa Regional
Institute of Public Administration
zwei Monate an der DHV Speyer.
Neben Recherchen in der Biblio�
thek werden Frau Saventkova und
Frau Pashkova sich mit Experten
aus der Wissenschaft und der öf�

fentlichen Verwaltung austau�
schen. Frau Saventkova forscht
zum Thema „Theoretical Groun�
dings of Marketing Technologies
Application in Local Self�Govern�
ment". Das Dissertationsthema von
Frau Pashkova lautet: „Organiza�
tional and Legal Mechanisms of
Providing Control for Implementa�
tion of Administrative Ethic Stan�

dards". Der Aufenthalt erfolgt im
Rahmen der institutionellen Ko�
operation zwischen der DHV 
Speyer und dem Regional Institute
of Public Administration. An�
sprechpartner ist Univ.�Prof. Dr.
Knorr.

Gastforscher aus der Ukraine
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Am 21. Juni 2011 besuchte eine Delegation des
Shanghai Administration Institute � einer chinesi�

schen Partnereinrichtung der Hochschule � unter
der Leitung von SAI�Executive Vice�President Lu
Gui die DHV Speyer und wurde vom Prorektor be�
grüßt. 

Auf dem Programm standen ein Vortrag von Oberst
i.G. Mayer zum Thema Krisenmanagement und ein
Gespräch mit Univ.�Prof. Dr. Färber über die weite�
re Zusammenarbeit beider Einrichtungen.

Am 5. Juli 2011 besuchte eine Delegation der Ver�
waltungsakademie der Provinz Hubei (VR China) in
Zusammenarbeit mit der Aozhong Gesellschaft zum
Kultur� und Bildungsaustausch zwischen China und
Österreich die Hochschule. 

Besuche aus der VR China

Die DHV Speyer hat sich sehr gefreut, Herrn Ákos
Domahidi, LL.M., Kanzler der Andrássy Universität,
Herrn Kálmán Pócza, PhD, Sekretär der Doktor�
schule der Andrássy Universität, und Herrn Ferenc
Wünsch, M. A., Forschungs� und Projektmanager
an der Andrássy Universität, empfangen zu dürfen.

Im Rahmen eines Erasmus�Aufenthaltes zu Fort�
und Weiterbildungszwecken (STT) nahmen die Gäs �
te an Gesprächen mit dem Rektor der DHV Speyer,
Herrn Univ.�Prof. Dr. Fisch, und der Lehrstuhlinha�
berin für Politikwissenschaft der Hochschule, Frau
Univ.�Prof. Dr. Kropp, sowie mit Frau Dr. Seckel�
mann (FÖV Speyer), Herrn Dr. Strohm (DHV Spey�
er), Frau Heil (DHV Speyer / ZQ Mainz), Herrn Bu�
zógany (FÖV Speyer) und Frau Dr. Ognois (DHV
Speyer) teil. 

In diesem Zusammenhang fand ein reger Austausch
zwischen den Repräsentanten der Andrássy Univer�
sität, der DHV Speyer und des FÖV zum Thema
„Hochschulmanagement und Qualitätssicherung an
deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten"
statt.

L. O.

Besuch aus Ungarn

Seit Herbst 2011 ist der Lehrstuhl für Vergleichende
Verwaltungswissenschaft von Univ.�Prof. Dr. Sabine
Kuhlmann Gastgeber für zwei Gastforscher: Prof.
Dr. Panayiotis Getimis vom Institut of Urban Envi�
ronment and Political Science der Panteion�Univer�
sität Athen wird bis zum 15. Januar 2012 am Lehr�
stuhl forschen. 

Prof. Dr. Getimis übernimmt im Wintersemester
2011/12 außerdem ein Kolloquium mit dem Titel
„Local Government and the current crises in sou�
thern Europe. The Greek case in comparison".

Weiterer Gastforscher ist der Doktorand Marco Di
Giulio vom Istituto Italiano di Scienze Umane Fi�
renze. Er wird bis Januar 2012 in Speyer zum The�
ma „Policy Change in Railway Policy: between
market building and regionalization" an den Bei�
spielen Italien und Deutschland forschen. 

Ein gemeinsamer Forschungsantrag zum Thema
„Municipal Rationalisation" ist  � zusammen mit
Ass. Prof. Dr. Andreas Lippi (Universität Florenz) �
bereits auf den Weg gebracht worden.

Gastforscher aus Athen und Florenz

Oberst i.G. Mayer mit den Gästen aus der VR China 
Foto: DHV

Campusrundgang mit Dr. Ognois Foto: DHV
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Im Juli 2012 besuchten 17 georgische Studierende
im Rahmen des Masterstudiengangs „Public Admi�
nistration", den die Staatliche Ivane Javakhishvili
Universität in Tiflis (TSU) in Zusammenarbeit mit
der Deutschen Hochschule
für Verwaltungswissen�
schaften (DHV) Speyer
anbietet, für zwei Wochen
eine Summer School in
Speyer zum Thema „Pu�
blic Administration in a
Multi�Level System", an
der außerdem drei junge
Wissenschaftlerinnen aus
der Ukraine teilnahmen.

Das nach Bologna�Kri�
terien akkreditierte Mas �
terprogramm haben die
beiden Universitäten vor
zwei Jahren speziell für
zukünftige Fach� und
Führungskräfte im öffent�
lichen Dienst in Georgien
konzipiert. Es richtet sich an Absolventen verschie�
dener Fachrichtungen und wird mit Unterstützung
der VolkswagenStiftung an der TSU in englischer
Sprache durchgeführt. 

Während der Summer School haben die Studie�
renden sowohl theoretische als auch praktische Ein�
blicke in die Verwaltungsstruktur und in die Ar�
beitsweise der öffentlichen Institutionen Deutsch�
lands, auch in Zusammenarbeit mit den europäi�
schen Institutionen, erhalten. Neben den Lehrver�
anstaltungen an der DHV standen Exkursionen
zum Landtag und zum Innenministerium in Mainz,
zum Europäischen Parlament und zum Europäi�
schen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg
auf dem Programm, ferner Besuche des Verfas�
sungsgerichtshofs und des Oberverwaltungsgerichts
in Koblenz, wo die Teilnehmer von Herrn Präsident
Professor Dr. Karl�Friedrich Meyer empfangen wur�
den, und der Stadtverwaltung in Speyer, wo Frau
Bürgermeisterin Monika Kabs die Gäste begrüßte.
Praktiker wie Herr Ministerialdirigent Gerhard Fuck �
ner (Ministerium des Inneren, für Sport und Infra�
struktur des Landes Rheinland Pfalz) und Herr
Martin Steinkühler (Richter am Oberverwaltungsge�
richt Koblenz) haben direkt vor Ort in Mainz und
Koblenz die Arbeitsweise und Strukturen innerhalb

der Institutionen sowie den föderalen Staatsaufbau
Deutschlands besonders anschaulich dargestellt.

Von georgischer Seite nahmen neben den Studie�
renden des Masterprogramms der Dekan der juristi�

schen Fakultät, Herr Prof.
Dr. Irakli Burduli, Frau
Prof. Dr. Maia Kopaleish�
vili, Richterin am georgi�
schen Verfassungsgericht,
Herr Prof. Dr. Giorgi Khu�
bua, Herr Prof. Dr. Paata
Turava und Herr Prof. Dr.
Irakli Kobakhidze teil. Für
die Planung und Organi�
sation des Studiengangs
in Tiflis sind vor Ort Frau
Ass. iur. Claudia Hipp als
wissenschaftliche Mitar�
beiterin am Lehrstuhl von
Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr.
h. c. Sommermann und
Frau Tamuna Berishvili
(LL.M. Köln) als Mitarbei�

terin der Juristischen Fakultät in Tiflis zuständig.
Sie haben die Gruppe ebenfalls während der Sum�
mer School begleitet.

Die Studierenden waren bereits Anfang Juni 2011
nach Deutschland gekommen, um hier ein sechs�
wöchiges Praktikum zu absolvieren. Zum Auftakt

der Summer School stellten alle ihre Praktika vor,
wobei sie Vergleiche zu Georgien zogen und ihre
Erfahrungen austauschten. Die Praktika wurden bei
Institutionen wie dem Bundesrechnungshof (Präsi�
dium und Abteilung für Europaangelegenheiten),
dem Sekretariat der UN�Klimarahmenkonvention

Summer School „Public Administration in a Multi�Level System"
an der DHV Speyer und Praktika in Deutschland

Kooperation der DHV mit der Staatlichen Universität Tiflis in Georgien

Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. Sommermann mit den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern der Summer School

Die Teilnehmer der Summer School bem Besuch des Europäischen
Parlaments in Straßburg                                                  Fotos: DHV
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(UNFCC), der Georgischen Botschaft in Berlin, der
Deutschen Welle Akademie, verschiedenen Landes�
ministerien sowie bei Stadt� und Universitätsver�
waltungen absolviert. 

Offiziell eröffnet wurde die Summer School von
den beiden Initiatoren und Koordinatoren des Mas �
terprogramms Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�
Peter Sommermann, Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, Staatslehre und Rechtsvergleichung an der
DHV, und Herrn Prof. Dr. Giorgi Khubua, ehemali�
ger Rektor der TSU und derzeit Gastprofessor an
der Friedrich�Schiller�Universität Jena sowie dem
Rektor der DHV, Herrn Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch.

Als Fazit eines gemeinsamen Arbeitstreffens in
Speyer haben die deutschen und georgischen Orga�
nisatoren das bisherige Programm als sehr erfolg�
reich beurteilt. Sie haben daher beschlossen, nicht
nur das gemeinsame 2�jährige Masterprogramm
„Public Administration" weiter fortzuführen, son�
dern in der Zukunft auch an dem Aufbau eines
Doktorandenkollegs für Verwaltungswissenschaftler
im Südkaukasus zu arbeiten. Da auch georgische
Institutionen wie das Parlament ein großes Interes�
se an dem Masterstudiengang bekundet haben,
plant man die Gründung eines eigenen Instituts für
Verwaltungswissenschaften an der TSU, so dass die
Verwaltungsforschung einen eigenen institutionel�
len Rahmen erhält, Mitarbeiter aus dem öffent�
lichen Dienst gezielt fortgebildet werden können
und ein produktiver Dialog zwischen Wissenschaft
und Praxis geführt wird. 

Derzeit findet in Tiflis das Aufnahmeverfahren für
den 2. Durchgang des Programms statt. Beide Uni�
versitäten sind sehr glücklich darüber, dass sich we�
sentlich mehr Kandidaten als für Masterprogramme
üblich beworben haben (über 90 Bewerbungen).
Damit ist man sich sicher, dass das Programm mit
25 neuen hochqualifizierten TeilnehmerInnen er�
folgreich fortgeführt werden kann. Da in Georgien
das Masterstudium immer berufsbegleitend ange�

boten wird, nehmen auch immer viele Praktiker mit
einschlägiger Berufserfahrung an dem Masterstu�
dium teil.

Die programmverantwortlichen und �beteiligten
Professoren der DHV sind:

Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�Peter Sommermann
(Wiss. Koordinator)
Univ.�Prof. Dr. Andreas Knorr
Univ.�Prof. Dr. Ulrich Stelkens
Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann
Univ.�Prof. Dr. Hermann Hill
Univ.�Prof. Dr. Sabine Kropp
Univ.�Prof. Dr. Siegfried Magiera
Univ.�Prof. Dr. Rudolf Fisch.

Als Ansprechpartnerinnen vor Ort stehen zur Verfü�
gung:

Frau Tamar Berishvili, Juristische Fakultät der TSU,
Koordinatorin des Masterprogramms Public Admi�
nistration, Tel: +995 77 713 000, E�Mail: tamar.be�
rishvili@tsu.ge

Frau Claudia Hipp, Abteilung für Internationale
Beziehungen an der TSU, wissenschaftliche Mitar�
beiterin der DHV Speyer, Tel. +995 32 222 11 03,
E�Mail: claudia.hipp@tsu.ge.

INTERNATIONALES

Praktikum von Frau Lika Gulbani
(Universität Tiflis) im Referat für
Internationale Beziehungen der

DHV Speyer

Im Rahmen des Joint Master's Program
in Public Administration der Universität
Tiflis und der DHV Speyer, ein Pro�
gramm, das von der VW�Stiftung finan�
ziert und von Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Karl�Peter Sommermann in Speyer ko�
ordiniert wird, absolvierte Frau Lika
Gulbani vom 1. Juni bis zum 15. Juli
2011 ein Praktikum im Referat für
Internationale Beziehungen der Hoch�
schule. Neben der Teilnahme an einer
Vielzahl von Veranstaltungen entdeckte
Frau Gulbani die vielfältigen Aufgaben
im internationalen Bereich und begei�
sterte sich für das Management inter�
nationaler Kooperationen. Wir danken
für ihren Einsatz und wünschen für die
Zukunft alles Gute!

L. O.

Beim Besuch des Verfassungsgerichtshofs und des Oberverwaltungs-
gerichts in Koblenz konnten die Teilnehmer der Summer Schoo einen
Einblick in die theoretische und praktische Arbeit der Verwaltungs-
strukturen gewinnen                                                          Foto: DHV
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Die Chinesische Staatsverwaltung steht vor großen
Herausforderungen. Die Staatsverwaltung besteht
derzeit aus fünf Verwaltungsebenen, wobei eine
Provinz � in der deutschen Verwaltungshierarchie
mit einem Bundesland vergleichbar � sich beispiels�
weise in ca. 100 Kreise und kreisfreie Städte unter�
gliedert, die wiederum Präfekturstädten unterste�
hen.

Ziel der Konferenz war es, sich über Reformansätze
und Reformerfahrungen in den beiden Ländern
auszutauschen. In China sollen in Zukunft die
Landkreise direkt den Provinzen unterstellt werden.
Es wird nur noch drei Verwaltungsebenen geben,
was nicht nur die Effizienz der Verwaltung, son�
dern auch und gerade die vertikale Steuerung und
die wirtschaftliche Integration von Großstädten
und dem ländlichen Raum verbessern soll. In
Deutschland werden hingegen derzeit Gebiets� und
Funktionalreformen unter dem Aspekt des demo�
graphischen Wandels diskutiert und durchgeführt.

Deutschland und China unterscheiden sich zwar in
der Größe und in ihren unterschiedlichen politi�
schen Systemen, aber es gibt viele Gemeinsamkei�
ten: „Beide Länder wollen in der horizontalen und
vertikalen Verwaltung besser werden", so Wang
Yukai, Delegationsleiter, Professor an der Chinese
Academy of Governance sowie Präsident der Chine�
se Society of Administrative Reform in Peking.

Auf deutscher Seite referierten die Professoren Ste�
fan Fisch, Sabine Kuhlmann, Gunnar Schwarting
und Gisela Färber. 

Die chinesischen Partner, unter ihnen die Professo�
ren Wang Yukai, Fan Jida und Ren Jin (alle CAG),
referierten über die Ziele der Reform, die finanzver�
fassungspolitischen Probleme, die zu lösen sind,
und einen deutsch�chinesischen Rechtsvergleich.
Prof. Peng Jingyi, Präsident der Verwaltungsakade�
mie der Provinz Hainan, und Prof. Wang Qiyou
(Verwaltungsakademie Chengdu) illustrierten an�
hand ihrer Heimatprovinz bzw. �stadt die Verwal�
tungsstruktur in China.

Die Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen�
schaften (DHV) und das Forschungsinstitut für öf�
fentliche Verwaltung (FÖV) kooperieren bereits seit
2005 mit der Chinese Academy of Governance (frü�
her National School of Public Administration). Seit
zwei Jahren finden regelmäßige Fachdialoge und
Expertentreffen zur Begleitung der vertikalen Ver�
waltungsreform in China statt, die von der Gesell�
schaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) ko�
ordiniert und gefördert werden.

Ansprechpartnerin:
Frau Prof. Dr. Gisela Färber
E�Mail: faerber@dhv�speyer.de
Tel: 06232�654�363

Gebiets� und Funktionalreform in der Volksrepublik China 
und in Deutschland � Ein Reformvergleich

Deutsch�Chinesische Konferenz, 15. � 16. September 2011, Speyer

Die Teilnehmer der deutsch-chinesischen Konferenz zum Thema Gebiets- und Funktionalreform                                                         Foto: DHV
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„Basic contents of the law of administrative proce�
dures" war Generalthema einer Seminarveranstal�
tung der Konrad�Adenauer�Stiftung in Kooperation
mit der Vietnam
Lawyers Association
im Juni 2011 an
den Tagungsorten
Hanoi und Hoi An
(bei Da Nang), zu
dem Prof. Dr Chri�
stian Koch mit
rechtsvergleichen�
den Vorträgen und
im Rahmen lebhaf�
ter Diskussionen
aus der Perspektive
deutschen Verwal�
tungs� und Verfas�
sungsrechts beige�
tragen hat. Anlaß
war der Code of
Administrative Procedure (CAP) � hier im folgenden
als „Verwaltungsgesetz" bezeichnet � der seit dem
1. Juli 2011 einen einheitlichen gesetzlichen Rah�
men für Verwaltungsverfahren und Verwaltungs�
prozeß im Einheits� und Einparteienstaat Vietnam
bildet.

Der Auftrag bestand im wesentlichen darin, den
vietnamesischen Teilnehmern das deutsche bzw.
europäische Verwaltungsrecht und seine verfahrens�
und gerichtsprozeßbezogenen Strukturen rechts�
vergleichend und anwendungsbezogen vorzustellen
und in Diskussionen theoretische und praktische
Aspekte der Implementation des Verwaltungsgeset�
zes zu vertiefen. 

Die Vietnamesische Juristenvereinigung als gast�
freundlicher Mitveranstalter ist eine seit 1955 be�
stehende Nichtregierungsorganisation und begreift
sich als berufsständische Organisation mit intensi�
ven rechtspolitischen und gesellschaftlichen Anlie�
gen; nach eigenem Bekunden strebt sie an, die
Rechte der Menschen auf Freiheit und Demokratie
durchzusetzen, ein wissenschaftlich fundiertes
Rechtswesen zu fördern und einen sozialistischen
Staat auf rechtsstaatlicher Basis anzustreben. Die
Juristenvereinigung sieht ihren Auftrag darin, ihre
Mitglieder zu informieren und zu schulen, die
fachlichen Kenntnisse zu verbessern, ethisch und
rechtlich fundiert. Insbesondere beteiligt sich die
Vereinigung an der Vorbereitung, Ausarbeitung
und Umsetzung von Gesetzen, hilft bei der Verbrei�
tung von Wissen über rechtliche Zusammenhänge

und fördert die Rechtsausbildung. Dem entspre�
chend setzte sich der Teilnehmerkreis der beiden
Tagungen aus Wissenschaftlern und Mitarbeitern

des Justizministeri�
ums und aus
Rechtsanwendern
aus Verwaltung,
Strafrechtspflege
und Gerichtsbarkei�
ten zusammen.

Einige inhaltliche
Aspekte seien aus
dem Inbegriff der
auf beiden Tagun�
gen von Teilneh�
mern gehaltenen
Vorträge und geleis �
teten Diskussions�
beiträge hervorge�
hoben: 

Verwaltungsgesetz als „gewaltiges Werk"
Zu Recht ist das Verwaltungsgesetz als „gewaltiges
Werk" bezeichnet worden, besteht seine Besonder�
heit aus vergleichender Sicht doch darin, daß Ver�
waltungsverfahrensrecht und Verwaltungsprozeß�
recht zusammengeführt werden und damit Recht
der Verwaltungsbehörden und Recht der Verwal�
tungsgerichtsbarkeit einem einheitlichen Rechtsre�
gime unterworfen werden, womit jedenfalls Ansät�
ze eines gewaltenteiligen und gewaltenkontrollie�
renden Denkens von Tendenzen zur Einheitlichkeit
der Staatsgewalt überlagert werden. Insbesondere
Aussagen zur richterlichen Unabhängigkeit lassen
sich in einem solchen Einheitsgesetz nur weniger
prononciert zum Ausdruck bringen. Klagt hier aber
wirklich die Ameise gegen die Kartoffel? � um ein
mehrfach zitiertes vietnamesisches Sprichwort auch
hier aufzugreifen.

Verwaltung und Bürger sollen sich nach der In�
tention des Verwaltungsgesetzes und verbreiteter
Übereinstimmung in der Diskussion nunmehr „auf
Augenhöhe" gegenüberstehen.

Die Verwaltung wird in Anwendung des Verwal�
tungsgesetzes ihren Aufgabenbestand und die Auf�
gabenverteilung ressortmäßig, ebenenbezogen (ver�
tikal) und regional (horizontal) ordnen, abgrenzen
und stabilisieren müssen, einmal mit Blick auf die
Qualität der (nun anfechtbaren) Verwaltungsent�
scheidungen, zum anderen aber auch mit Blick auf
den Dialog der Verwaltungsträger mit der sich zu�
nehmend spezialisierenden Verwaltungs�(Fach�)Ge�

Basic contents of the law of administrative procedures

INTERNATIONALES

Prof. Dr. Christian Koch bei seinem Vortrag in Hanoi am 6.6.2011 vor der Vietnam
Lawyers Association mit ihrem Präsidenten Mr. Pham Quoc Anh und Amos Helms
(Leiter der Niederlassung der Konrad-Adenauer-Stiftung in Vietnam)  Foto: Urban
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richtsbarkeit. Die weitere fachliche Spezialisierung
von Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerich�
ten wird auch durch die in Schriftform zu fassen�
den (und damit im Detail nachprüfbaren) Begrün�
dungserfordernisse gefördert und herausgefordert,
dort nicht zuletzt auch durch Rechtsbehelf und
Rechtsmittel.

Ausweis des Rechtsstaats
Als Ausweis des Rechtsstaats vollzieht und begleitet
das Verwaltungsgesetz Vietnams eine allmähliche
Verlagerung eines Anteils staatlicher Gestaltungs�
verantwortung auf die Gerichtsbarkeit. Schritt�
weise sollten politisches leadership und richterliche
Funktionen personell getrennt werden und dürf�
ten durch zunehmende richterliche Professionalität
in ihrem Eigenwert erkannt werden.

In einer Außensicht auf das vietnamesische Ver�
waltungsgesetz bestätigt es die internationalen Er�
wartungen, die sich insbesondere an den Beitritt
Vietnams zur Welthandelsorganisation (WTO) knüp�
fen, und es bedeutet einen weiteren Schritt (neben
der Reform des Zivilrechts und des Strafrechts) auf
dem Weg hin zu dem Ziel, internationale Erwar�
tungen an die rule of law (und etwa auch diejeni�
gen Deutschlands im Sinne des Rechtsstaatsdialogs)
zu erfüllen.

In der Innensicht Vietnams (hier indessen nur
„von außen" wahrgenommen und aus vergleichen�
der Sicht) dürfte das Verwaltungsgesetz einige Vor�
aussetzungen, an die es geknüpft ist, erst noch
weiter entwickeln müssen; zu diesen Voraussetzun�
gen gehören:
� eine Verwaltungsorganisation, die eine zuverläs�

sige Behandlung von Anträgen sicherstellt und
Entscheidungen fällt, schriftlich und mündlich
begründet, sowie deren Durchsetzung bzw. Voll�
streckung sicherstellt;

� eine Gerichtsorganisation, die den Eingang und
die weitere Bearbeitung von Klagen ebenso si�
cherstellt wie die Beweiserhebung durch die Ge�
richte und die Urteilsvollstreckung;

� eine Richterschaft, welche die (Rahmen�)Bedin�
gungen ihres Handelns reflektiert und das Span�
nungsverhältnis zwischen Parteiloyalität einer�
seits und den Anforderungen und Erwartungen
richterlicher Unabhängigkeit und Gesetzesunter�
worfenheit und Rechtstreue andererseits zu
Gunsten letzterer aufzulösen sucht.

Das neue vietnamesische Verwaltungsgesetz richtet
dem deutschen Recht in Vielem vergleichbare Er�
wartungen an den Verwaltungsakt, als die zentrale
außengerichtete Handlungsform mit hoheitlichem
Charakter, verbunden mit eigenem Fehlerfolgenma�

nagement bei Widerruf rechtmäßiger oder Rück �
nahme rechtswidriger Verwaltungsakte; hierbei
spielt in Anspruch genommenes berechtigtes Ver�
trauen des Betroffenen eine Rolle für die Risikozu�
weisung. Auch in Vietnam soll der Verwaltungsakt
besondere Bedeutung in seiner „Scharnierfunktion"
gewinnen, als Einzelfallentscheidung einerseits,
aber auch als Ausgangspunkt für Rechtsbehelfe
(Widerspruch, Widerspruchsbescheid) und verwal�
tungsgerichtliche Klage andererseits; er verklam�
mert Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß. 

Der verwaltungsrechtliche Vertrag indessen � als
„Vergleichs"�Vertrag und Ausdruck wechselseitigen
Entgegenkommens von Bürger und Verwaltung bei
ungewissem Sachverhalt oder als „subordinations�
rechtlicher" Vertrag und in dieser Funktion Ersatz
für einen Verwaltungsakt (dann mit begrenzenden
Auswirkungen auf Rechtsschutzmöglichkeiten) � ist
im vietnamesischen Verwaltungsgesetz nicht vorge�
sehen; unklar blieb, ob diese Gestaltungsform be�
dacht, dann aber ausgeschlossen wurde, oder ob
sie garnicht in Betracht gezogen wurde. Aus ver�
gleichender Sicht war auf die Bedeutung des Ver�
waltungsvertrags hinzuweisen, etwa in seiner Aus�
prägung als Erschließungsvertrag oder als städte�
baulicher Vertrag. Rechtspolitisches Motiv für das
Außerachtlassen dieser Gestaltungsform könnten
Bedenken hinsichtlich der klaren Grenzziehung der
Sphären des Bürgers und der Verwaltung sein, weil
eben gerade der Aufbau einer in Maßen konfronta�
tiven Struktur und das Prinzip des Rechtsschutzes,
nicht aber die einvernehmliche Rechtsgestaltung im
Vordergrund stehen sollte. Verwaltungsrechtliche
Verträge dürften aber auch in Vietnam im Privati�
sierungskontext bedeutsam werden. Und sie kön�
nen Bedeutung als Gestaltungsform im Kontext ei�
ner Neuordnung des Bodenrechts werden. Der Pro�
zeßvergleich indessen findet sich im vietnamesi�
schen Verwaltungsgesetz durchaus verankert.

Drittbeteiligte (von Verwaltungsentscheidungen
betroffen, ohne deren unmittelbare Adressaten zu
sein) finden im vietnamesischen Verwaltungsgesetz
angemessene Beachtung; ihre Beteiligungsrechte �
offenbar auch im Eilrechtsschutz � werden ge�
wahrt.

Die Gestaltung von „Massenverfahren" unter Bil�
dung entsprechend überschaubarer Betroffenen�
und Beteiligtenstrukturen, etwa durch Benennung
von Verfahrensbeteiligtenvertretern bei gleichförmi�
ger Interessenlage, könnte ein möglicher Aspekt in
der Weiterentwicklung des Verwaltungsgesetzes sein.

Der „Vertreter des öffentlichen Interesses" nach
deutschem Verwaltungsprozeßrecht unterscheidet
sich deutlich von der erheblich ausgeprägteren Prä�

INTERNATIONALES
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senz der Staatsanwaltschaft als Verfahrens� und
Prozeßbeteiligte im vietnamesischen Verwaltungs�
gesetz.

Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte generell�
abstrakt für alle öffentlich�rechtlichen Streitigkeiten
nicht verfassungsrechtlicher Art zu gestalten und
mit (relativ wenigen) Ausnahmevorbehalten bzw.
Sonderzuweisungen an andere Gerichtsbarkeiten zu
versehen, ist eine wesentliche und zentrale Neue�
rung im vietnamesischen Verwaltungsgesetz.

Die Rechtsmittel � Berufung (als zweite Tatsa�
cheninstanz) und Revision (als reine Rechtsanwen�
dungsprüfung) � sind im vietnamesischen Verwal�
tungsgesetz voll ausgeprägt, allerdings (anders als
mittlerweile in Deutschland) nicht zulassungsge�
bunden. Das Instrument der Rechtsmittelzulassung
(um Überlastung der Gerichte durch rechtsmiß�
bräuchliche Rechtsmittelnutzung zu vermeiden)
wurde mit distanziertem Interesse aufgenommen.

Auf dem Weg in die richterliche Unabhängigkeit
Eine in unserem Sinne gewaltendurchbrechende
Besonderheit des vietnamesischen Verwaltungsge�
setzes besteht darin, die oberstgerichtliche Revi�
sionsentscheidung ihrerseits zur Überprüfung durch
eine Kontrollkommission zu stellen (§ 240 des Ver�
waltungsgesetzes), verbunden mit der Möglichkeit
der Aufhebung und Zurückverweisung von Urteilen.
Ob es sich hierbei lediglich um ein provisorisches
Instrument des Übergangs sollte handeln können,
blieb offen. Die mit diesem weiteren Überprüfungs�
instrument verbundenen Gefahren für einen zügi�
gen Prozeßverlauf wurden ebenso gesehen wie die
hiermit verbundene Erschwernis auf dem Weg in
die richterliche Unabhängigkeit.

Die richterliche Unabhängigkeit darf als ein zen�
traler Diskussionspunkt bezeichnet werden. Die Er�
wartungen der Politik in Vietnam sind hier ambiva�
lent, einerseits gerichtet auf (persönliche) Partei�
loyalität auch derjenigen Personen, die den Richter�

beruf ausüben, andererseits den geschriebenen Ge�
setzen und dem Recht zugetan (wie es auch in den
völkerrechtlichen Bindungen, die der Staat Vietnam

eingegangen ist, zum Ausdruck
kommt). Die Regelungen des Ver�
waltungsgesetzes helfen hier indes�
sen, die notwendige Distanz zu
wahren und ein Vertrauensverhält�
nis zu denjenigen aufzubauen, die
als Antragsteller und als sonstwie
Beteiligte in Verwaltungsprozesse
einbezogen werden. Die Erwartun�
gen, die in diesem Zusammenhang
an eine (im Range unter dem Ver�
waltungsgesetz stehende) Durch�
führungsgesetzgebung (Durchfüh�
rungsverordnungen) gestellt wer�
den, sind zwiespältig: Sie könnte

den richterlichen Unabhängigkeitsanspruch (wie er
in jedem Gesetz über den Gerichtsprozeß angelegt
ist) unterstützen oder aber auch wieder relativieren.

Die richterliche Unabhängigkeit wenn schon nicht
in statusbezogener Hinsicht, so doch funktionell si�
cherzustellen, gelingt im übrigen ansatzweise auch
durch die Instrumente des richterlichen Beweis�
rechts; als Herr des Beweisverfahrens bedarf der
Richter nicht nur eines funktionsgerechten Beweis�
rechts, sondern entwickelt in der im Beweisverfah�
ren notwendigen Distanzierung zu den Prozeßpar�
teien und in der Durchsetzung des Beweisrechts ge�
gen diese einen Ansatz fachlicher Unabhängigkeit.

Für die rechtsstaatliche Verfahrensgestaltung und
deren Effizienz gleichermaßen wie auch für die Ge�
staltung der verwaltungsgerichtlichen Prozesse und
für den Zusammenhalt und Zusammenklang beider
(administrativer und gerichtlicher) Verfahrensstufen
ist das Fristenmanagement von erheblicher Bedeu�
tung. Hier kommt es auf den ausgewogenen Kom�
promiß von sachlicher Sorgfalt im Verfahren bzw.
Prozeß nach den Grundsätzen des Amtsermittlungs �
prinzips (unter Berücksichtigung möglicher Mitwir�
kungserfordernisse der Verfahrens� oder Prozeßbe�
teiligten) einerseits und einer dem Rechtsfrieden
und der ökonomisch�budgetären Vertretbarkeit an�
dererseits geschuldeten Begrenzung der Verfahrens�
und Prozeßdauer an. Das vietnamesische Verwal�
tungsgesetz kann hier aufgrund seiner einheit�
lichen, Verwaltungsverfahren und Gerichtsprozeß
umfassenden Struktur zu einer Begrenzung der Ge�
samtdauer wirkungsvoll beitragen. Allerdings müs�
sen die Fristen auch realistisch sein, mit Blick auf
die Leistungsfähigkeit der Verwaltung und die Aus�
stattung der Gerichte mit Personal und Sachmit�
teln. Die Fristen sind von unterschiedlicher Bedeu�
tung für Qualität und Fortgang des Verfahrens; sie
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Vortrag von Prof. Dr. Koch in Hanoi am 6.6.2011 vor der Vietnamesischen Juristischen Ge-
sellschaft                                                                                                       Foto: Urban
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verteilen die Verfahrenslast zwischen Verwaltungs�
behörde, Verfahrensbeteiligten, Gericht und Pro�
zeßparteien. Es gilt aber auch, einen angemesse�
nen zeitlichen Rahmen für die Zuarbeit weiterer
Verwaltungsbehörden und Dritter zu gewährleis �
ten, die etwa als amtlich bestellte oder als private
Gutachter in die Beweiserhebung einbezogen
werden müssen. Eine Anregung für das Verwal�
tungsverfahren könnte sein, die zeitgleiche Zuar�
beit weiterer zu beteiligender Behörden � im
„Sternverfahren" � möglich zu machen.

Durchsetzung und Vollstreckung von Entschei�
dungen und Urteilen bildet ein weiteres wesentli�
ches Element des Verwaltungsgesetzes. Hier
kommt es nicht zuletzt auf die vollstreckungssi�
chere eindeutige Fassung der Verwaltungsent�
scheidung als „Befehl" mit den Qualitätsmerkma�
len der inhaltlichen und sprachlichen Klarheit, der
Eindeutigkeit der Anordnung an. Auch die Voll�
streckungsbehörden müssen eindeutig bezeichnet
sein, jedenfalls im Verwaltungsgesetz (samt Durch�
führungsrecht) oder in einem eigenen Verwaltungs�
vollstreckungsgesetz, das (wie in Deutschland) den
Auftrag enthält, die Vollstreckungsbehörden zu be�
stimmen. Für den Verwaltungsprozeß macht es
durchaus Sinn, die Vollstreckungsverantwortung für
Gerichtsbeschlüsse und für Urteile dem zuständi�
gen Gericht bzw. dem (vorsitzenden) Richter zuzu�
sprechen. Die Vollstreckungsverantwortung bleibt
dann dort, wo auch das Urteil „tenoriert", also mit
einem vollstreckbaren Rechtsbefehl (dem „Tenor")
versehen worden ist. So erkennt das Gericht auch
selbst alsbald, ob die getroffene Entscheidung
überhaupt vollstreckungsfähig ist und kann gege�
benenfalls Zweifel hierüber ausräumen. Zu diesem
notwendigen Urteilsinhalt gehört auch die Ent�
scheidung über die Kosten.

Implementationsfragen
Einen zentralen Aspekt bilden naturgemäß Imple�
mentationsfragen. Über die rechtspolitischen, die
tatsächlichen und rechtlichen Wirkungen des viet�
namesischen Verwaltungsgesetzes drei Wochen vor
seiner Inkraftsetzung waren die Auffassungen zwi�
schen optimistischer Sicht auf die Durchsetzungs�
kraft des Gesetzes selbst und Bedenken angesichts
mangelnder Durchführungsbestimmungen und
mangelnder organisatorischer und personeller Vor�
aussetzungen und Ressourcen geteilt. Die Imple�
mentation begleitend und verstärkend gelte es,
� ein realitätsnahes Bild von der tatsächlichen In�

anspruchnahme der Verwaltungsbehörden und
Gerichte zu gewinnen und auf jeweils aktuellem
Stand zu halten;

� die Bedeutung von Aus� und Fortbildung des

richterlichen Personals und des Personals im
Jus tizdienst in den Vordergrund zu stellen und
schon aus den ersten Erfahrungen mit der Im�
plementation des Verwaltungsgesetzes weitere
Aus� und Fortbildungsinhalte zu gewinnen;

� Beratungsmöglichkeiten für das rechtssuchende
Publikum zu organisieren: als allgemeine sowie
als antragsvorbereitende Beratung durch die
Verwaltungsbehörden selbst (die eben nicht
„Partei" sind, sondern rechtsstaatlich gebunden
der Objektivität verpflichtet und an Gerechtig�
keitsüberlegungen orientiert Verwaltungsverant�
wortung tragen) und bei denen zumindest auch
Anträge „zur Niederschrift" mündlich vorge�
bracht werden können, 

� die Publizität der Verwaltungsentscheidungen
und der Gerichtsurteile zu gewährleisten, sei es
durch die Medien, sei es in Form regelmäßiger
Dokumentation (auch elektronisch) und amt�
licher Sammlungen;

� ausführliche schriftliche Begründungen von Ver�
waltungsentscheidung, von Widerspruchsent�
scheidung und Urteil zu verfassen;

� eingehende mündliche Erläuterungen durch eine
Person zu geben, die an der Verwaltungsent�
scheidung mitgewirkt hat bzw. eine mündliche
Urteilsbegründung durch den Richter bzw. den
Vorsitzenden Richter des Gerichts, welches das
Urteil gesprochen hat (und zwar auch in den
Rechtsmittelinstanzen), unter Umständen in ge�
sonderten Verkündungsterminen;

� die Inbezugnahme des neuen Verwaltungsgeset�
zes durch ausdrückliches Zitieren in den Be�
gründungen der Verwaltungsentscheidungen
und der Gerichtsurteile zu gewährleisten;

� Sorgfalt im Verfassen und inhaltliche Zuverläs�
sigkeit der (schriftlichen) Rechtsbehelfsbeleh�
rungen als Bestandteil der (ebenfalls schrift�
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Das Team der Konrad-Adenauer-Stiftung (im Einsatz am Tagungsort Hoi
An): Herr Le Quang (als Übersetzer) sowie Frau Sarah Schulze, Herr
Nguyen Loc und Herr Stefan Urban (KAS Vietnam, Hanoi)       Foto: Koch
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lichen) Begründungen in Verwaltungsentschei�
dung und Urteil sicherzustellen, mit dem Ziel,
Vertrauen in die Entscheidung bzw. deren Über�
prüfbarkeit ohne persönliche Ressentiments oder
parteipolitische Vorbehalte zu vermitteln;

� ein konsequentes und gesetzestreues Fristenma�
nagement in Verwaltungsverfahren und Ver�
waltungsgerichtsprozeß durchzusetzen;

� die wissenschaftliche Begleitung zu organisie�
ren, sowohl in Hinsicht auf die weitere systemi�
sche Durchbildung und Pflege der Dogmatik als
auch mit Blick auf empirisches, statistisches Er�
fassen von Wirkungen des Verwaltungsgesetzes;

� eine Durchführungsgesetzgebung (Durchfüh�
rungsgesetz, Durchführungsverordnungen) vo�
ranzubringen;

� eine Vollstreckungsordnung einzurichten, die ei�
ne tatsächliche Durchsetzung der Entscheidun�
gen und Urteile wirksam unterstützt;

� Eilverfahren zu gestalten, in denen einerseits der
status quo bis zu einer endgültigen verwal�
tungsgerichtlichen Entscheidung gesichert wer�
den kann, andererseits aber auch vorläufige
Entscheidungen in Fällen getroffen werden
können, in denen weiteres Zuwarten zu Rechts�
verlusten führen würde.

Ferner dürfte es darum zu tun sein,
� ein „Verwaltungsorganisationsgesetz" einzurich�

ten, in dem Grundzüge der Verwaltungsorgani�
sation, typischerweise Linienorganisation samt
hierarchischem Prinzip, Kollegialorgane ebenso
wie Strukturen „mittelbarer" Verwaltung (vor al�
lem Selbstverwaltungsträger und verselbständig�
te Teile des Volksvermögens, beispielsweise öf�
fentlichrechtliche Stiftungen) Gegenstand sein
könnten, ferner auch Prüfungsverfahren, um
Verwaltungsaufgaben unter dem Aspekt der
Aufgabenkritik (samt Privatisierungsoption) zu
optimieren; enthalten sein könnten aber auch
Grundsätze des Verwaltungs� und Personalma�
nagements: Führungsgrundsätze, allgemeine
Anforderungen an Personalauswahl, an Ausbil�
dung und Fortbildungsmaßnahmen;

� ein „Gerichtsverfassungsgesetz" auf den Weg zu
bringen, das die organisatorischen Grundlagen

und die Zusammensetzung der Gerichts �
barkeit(en) und die Zusammensetzung der Ge�
richte ebenso festschreibt wie Grundzüge seiner
Verwaltung (etwa: geschäftsleitende Befugnisse
der Gerichtspräsidenten und der Senats� bzw.
Kammervorsitzenden und Einzelrichter);

� ein „Richtergesetz" vorzubereiten, in dem die
Unabhängigkeit des Richters, seine unbedingte
Verpflichtung auf Gesetz und Recht als allge�
meiner Grundsatz betont werden, weiterhin
Grundsätze und Strukturen der Richterauswahl
bestimmt werden, Grundlagen des richterlichen
Berufsstatus, wie etwa � als Ideal des richter�
lichen Berufsbildes � seine lebenslange Berufstä�
tigkeit sowie die Beschränkung der Versetzbar�
keit eines Richters gegen seinen Willen, sowie
ferner die spezifischen dienstrechtlichen Belange
und Besonderheiten sich ausgearbeitet finden.

Im übrigen dürften empfehlenswert sein:
� ein System der Gesetzesfolgenabschätzung: Me�

thoden der Wirkungskontrolle und der Anpas�
sung des Gesetzes selbst und seiner möglichen
begleitenden Gesetz� und Verordnungsgebung
(insofern würde auch der besondere prognosti�
sche und prospektive Ansatz der Folgenabschät�
zung wirksam werden können);

� wirksame und konsequente Dienstaufsicht;
� eine Statistik, die auf einem zuverlässigen Mel�

desystem Anträge an die Verwaltung, Verwal�
tungsentscheidungen samt Widerspruchsent�
scheidungen, Klageanträge, gerichtliche Be�
schlüsse und Urteile samt Rechtsmittelentschei�
dungen fachspezifisch, regional, möglicherweise
auch im Hinblick auf Fehlerquellen auflistet;

� weitere Maßgaben der Qualitätssicherung
(benchmark, etc.).

Beide Tagungen erwiesen sich insgesamt als ebenso
harmonisches wie inhaltlich spannungsvolles Zu�
sammentreffen von Juristen, die aus durchaus sehr
unterschiedlichen Perspektiven an einer Fortsetzung
und Vertiefung des Rechtsstaatsdialogs größtes
Interesse bekundet haben.

C. K.

INTERNATIONALES

Während ihres einjährigen Forschungsaufenthal�
tes an der Deutschen Hochschule für Verwal�
tungswissenschaften Speyer (September 2010 bis
August 2011) wurde Natalia Korniakova von
Univ.�Prof. Dr. Andreas Knorr wissenschaftlich

betreut. Gegenstand ihres Forschungsprojekts
waren deutsche PPP�Erfahrungen mit Schwer�
punkt ÖPNV und Möglichkeiten und Grenzen ih�
rer Übertragbarkeit auf die Stadt Jekaterinburg
und die Uralregion. 

Bundeskanzlerstipendiatin Natalia Korniakova
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Vom 23. bis 25. Juni 2011 fand in Berlin im Centre
Marc Bloch das diesjährige, von der Deutsch�Fran�
zösischen Hochschule geförderte Deutsch�Französi�
sche Doktorandenkolleg statt. 
Von deutscher Seite (DHV) wird das Programm von
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�Peter Sommermann
koordiniert. Koordinatoren sind im Übrigen seitens
der Universität Paris 1 Panthéon Sorbonne Prof.
David Capitant, seitens der Universität Strasbourg
Prof. Olivier Jouanjan und seitens der Universität
Freiburg i. Br. Prof. Johannes Masing. 
Nach der Begrüßung der Teilnehmer durch Prof.
Sommermann und den Eröffnungsvortrag von Prof.
Constance Grewe (Strasbourg /MPI Heidelberg)
widmete sich das Doktorandenkolleg in drei Work �
shops unter der jeweiligen Leitung der Univ.�Pro�
fessores Dres. David Capitant (Paris 1) Otto Pfers�
mann (Paris 1) und Siegfried Magiera (DHV Speyer)
folgenden Themen:
� Der Einfluss Deutschlands und Frankreichs auf

die Methode der Verfassungsvergleichung beim

Europäischen Gerichtshof
� Vorrangige Verfassungsfragen in Frankreich und

Belgien
� Integrationsgrenze Verfassungsidentität
� Le contrôle abstrait des actes normatifs des

Länder allemands et des cantons Suisses
� Le temps de parole réservé à l'opposition parle�

mentaire à l'Assemblée nationale et au Bundestag
� Le principe de séparation des pouvoirs en Fran�

ce et en Allemagne
� Deutsches Kooperationsmodell und französische

Laizität im Spannungsfeld europäischer Integra�
tion

� Vorläufige Freiheitsentziehungen als Instrument
zur Terrorismusbekämpfung � Das Beispiel der
französischen garde à vue.

Aufgrund des großen Erfolges des Doktorandenkol�
legs wurde einem Antrag auf eine zweite dreijähri�
ge Förderperiode entsprochen, so dass nunmehr
Mittel für Seminare, Workshops, Mobilitätsbeihilfen
und Stipendien bis 2014 zur Verfügung stehen.

Deutsch�Französisches Doktorandenseminar in Berlin 

35 Hörerinnen und Hörer des
Magisterjahrganges 2010/2011
erhielten nach Abschluss ihres
Magisterstudiums im Rahmen
einer kleinen Feierstunde von
Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch als
Rektor der Hochschule ihre
Abschlusszeugnisse und dür�
fen sich fortan „Magister re�
rum publicarum" nennen.
Gleichzeitig wurden die Jahrgangsbesten ausge�
zeichnet. Der Preis der Vereins der Freunde und För�
derer der Hochschule ging in diesem Jahr an die 
Sozial� und Verwaltungswissenschaftlerin Sabrina
Kopp aus Tübingen für ihre Magisterarbeit zum
Thema „Rolle und Aufgaben von kommunalen Eu�
ropabeauftragten". Daneben konnte der Rektor ver�
schiedene Buchpreise übergeben. Der mit 1000 Euro
dotierte Preis des Deutschen Akademischen Aus�

tauschdienstes ging an die
Wirtschaftswissenschaftlerin
Tsvetlina Hristova. Nach ih�
rem Volkswirtschaftsstudium
in ihrem Heimatland Bulga�
rien und an der Universität
Heidelberg qualifizierte sie
sich in Speyer im Fach Ver�
waltungswissenschaften wei�
ter und absolvierte ein Prak�

tikum im saarländischen Finanzministerium. Hristo�
vas Studienschwerpunkte lagen in den Bereichen
„Staat und Wirtschaft" und „Europa und Internatio�
nales". Gewürdigt wurde durch den Preis ihr beson�
deres Engagement für die Gruppe der ausländischen
Hörer, ganz im Sinne des DAAD, der mit dem Preis
neben Studienleistungen auch das soziale und ge�
sellschaftliche Engagement von Studierenden hono�
rieren will.

35 neue Magister der Verwaltungswissenschaften

Magisterfeier in Hörsaal 1                                  Foto: DHV
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Bereits zum zweiten Mal (nach dem SS 2010) wur�
de im vergangenen Sommersemester das Lehrpro�
gramm „SPEA in Speyer" mit der School of Public
and Environmental Affairs (SPEA) der Indiana Uni�
versity erfolgreich durchgeführt. Die SPEA gehört
zu den führenden Universitäten der USA im Bereich
Public Policy und Public Administration und belegt
im US�Hochschulranking seit Jahren regelmäßig ei�
nen Spitzenplatz. Koordinatoren der Zusammenar�
beit sind auf deutscher Seite Univ.�Prof. Dr. Eber�
hard Bohne sowie auf amerikanischer Seite Prof.
Dr. David Audretsch, SPEA.

Ziel des Programms
Das Ziel des Lehrprogramms war, den deutschen
und internationalen Hörern der DHV und den ame�
rikanischen Studenten eine Gelegenheit zu bieten,
Probleme und Lösungsansätze der öffentlichen
Verwaltung aus deutscher, europäischer und ameri�
kanischer Sicht gemeinsam kennenzulernen und zu
vergleichen sowie persönliche Beziehungen zu
knüpfen und einen Einblick in die jeweils andere
Kultur zu gewinnen.

Das Lehrprogramm
Insgesamt wurden fünf Seminare angeboten:
� „A comparative perspective on public admini�

stration in the EU, Germany and the US" (Univ.�
Prof. Dr. Eberhard Bohne/Prof. Dr. Sergio Fern�
andez, SPEA)

� „Origins of European integration (with key do�
cuments)" (Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch)

� „European economic integration" (Univ.�Prof.
Dr. Andreas Knorr)

� „Policy�making in the European Union and its
effects on member states" (Dr. Andrej Stuchlik) 

� „US and EU constitutional law from a compara�
tive perspective (cases)" (Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Karl�Peter Sommermann).

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Dieses Jahr erweiterte sich der Kreis der teilneh�
menden Hochschulen aus USA und Europa. Zum
ersten Mal nahmen am Programm Studenten von

der University of Georgia (UGA), USA und der
Staatlichen Universität Tbilisi, Republik Georgien
teil. Für die amerikanischen Studenten war das
Programm Teil ihres Master�Studiums an der SPEA
und der UGA.

Die DHV�Hörer konnten die angebotenen Semi�
nare als Teil ihres Ergänzungs� oder Aufbaustudi�
ums belegen. Insgesamt nahmen am Programm 27
deutsche und internationale Hörerinnen und Hörer
der DHV teil: 23 von ihnen nahmen an allen fünf
Seminaren teil, vier DHV�Hörerinnen belegten je
ein Seminar. Von den 23 Hörern, die das Gesamt�
programm absolvierten, erhielten 22 das „Certifica�
te of Participation" der DHV Speyer und der SPEA. 

In einer abschließenden Evaluation gaben deut�
sche Hörer an, dass insbesondere der internationale
Austausch und Englisch als Unterrichts� und Ar�
beitssprache für sie Gründe waren, am Programm
teilzunehmen, sowie der intensive Austausch mit
internationalen Studenten und Dozenten („The op�
portunity to be part of it, to have the possibility to
talk and exchange thoughts with international stu�
dents/scholars").

Amerikanische Studenten äußerten sich sehr posi�
tiv zu dem Programm. Unter den Punkten, die ih�
nen am meisten gefielen, nannten sie z. B.: „Mee�
ting Germans, travelling, being in Europe … The
contents of the courses, gaining a different point
of view … Excursions as a group were fun."

Auch georgische Studenten profitierten vom
DHV/SPEA�Lehrprogramm: „The program gives
strong academic background, experience and it
corresponds to my desire to develop for future car�
rier and academic life".

Das Rahmenprogramm
Das Lehrprogramm wurde von unterschiedlichen
Aktivitäten umrahmt. Zum Auftakt des Programms
wurden die amerikanischen Studenten von dem
Oberbürgermeister der Stadt Speyer Hansjörg Eger
empfangen. Höhepunkte des Programms waren ei�
ne Reihe von Exkursionen: Stadt� und Schlossbe�
sichtigung in Heidelberg, Moscheebesichtigung in
Mannheim mit einer Diskussion zu integrationspoli�
tischen Themen, Exkursionen zum Bundesverfas�
sungsgericht in Karlsruhe mit Diskussionen mit ei�
nem Bundesverfassungsrichter und zur Karlshoch�

DHV/SPEA�Programm „SPEA in Speyer"
Public Policy and Administration in Germany, the European Union, 

and the United States
Kooperation zwischen der DHV und der School of Public and Environmental Affairs

(SPEA) der Indiana University, Bloomington, USA
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schule in Karlsruhe mit einer Dis �
kussion zu energiepolitischen
Themen, zum EU�Parlament und
Europarat in Straßburg. Im EU�
Parlament wurde die Studenten�
gruppe von Frau Jutta Steinruck,
Mitglied des EU�Parlaments, emp�
fangen.

Zur Zukunft der Zusammenarbeit
Zurzeit laufen bereits die Vorbe�
reitungen für „SPEA in Speyer
2012", das vom 7. Mai bis 8. Juni
2012 stattfinden wird. Das Lehr�
programm wird wieder fünf Semi�
nare umfassen. Zwei neue Semi�
nare werden hinzu kommen:
Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann
wird zusammen mit ihrem Forschungsreferenten
Herrn Dr. Tim Jäkel ein Seminar „Local government
and administrative modernization from a compara�
tive perspective" leiten. Univ. Prof. Dr. Wolfgang
Weiß wird ein Seminar „Environmental policy and
trade in the WTO" anbieten.

Für die Zukunft ist geplant, auch weitere amerika�
nische und europäische Universitäten ins Lehrpro�
gramm aufzunehmen.

kp

Teilnehmer des „SPEA in Speyer 2011“-Programms zu Besuch im EU-Parlament       Foto: DHV

Am 15. Juli 2011 veranstaltete das Referat für
internationale Beziehungen eine Exkursion zu der
nahe Koblenz gelegenen Marksburg, die Teil des
UNESCO�Welterbes Oberes Mittelrheintal ist. So�
wohl die ausländischen Studierenden als auch eini�
ge deutsche Kommilitonen nutzten die Gelegen�
heit, die einzige nie zerstörte Höhenburg am Rhein
zu besichtigen. Die Führung durch die Burgküche,
die Schlafgemächer, die Waffen� und Folterkammer
der wehrhaften Anlage machten deutlich, dass das
mittelalterliche Leben auf einer Burg mit Burgenro�
mantik wohl nicht viel zu tun hatte. Auch in
sprachlicher Hinsicht war die Führung auf�
schlussreich, da sie über den Ursprung so man�
cher heute noch gebrauchter Redewendung wie
z. B. „auf den Hund kommen" aufklärte. Folgt
man den Erläuterungen des Burgführers, so be�
fand sich auf dem Boden von Kassentruhen oft
ein aufgemalter Hund als Symbol für einen
Wächter. War so wenig Geld in der Truhe, dass
der Hund sichtbar wurde, war man „auf den
Hund gekommen". 

Das in der Führung erworbene Wissen konnte
während der Mittagspause auf der Terrasse der
Burganlage in Ruhe „verdaut" und, das sonnige
Wetter ausnutzend, der herrliche Blick auf das
Rheintal ausgiebig genossen werden. Im An�
schluss ging es mit dem Bus weiter nach Kamp,

von dort aus dann mit dem Schiff durch das Tal
der Loreley bis St. Goar, vorbei an eindrucksvollen
Schieferfelsen, steilen Weinterrassen, Burgen und
malerischen Städtchen. 

Zum Schluss bekamen die Teilnehmer dann auch
noch den durch Heine weltberühmt gewordenen,
aber eher unspektakulären Loreley�Felsen zu Ge�
sicht. Die vielbesungene Jungfrau ließ sich jedoch
nicht sehen. An der Anlegestelle in St. Goar erwar�
tete die Gruppe der Bus, der sie wieder sicher nach
Speyer zurückbrachte. 

G. G.

Exkursion der internationalen Studierenden zur Marksburg

Große Kaliber: Exkursion zur Marksburg                Foto: DHV-Archiv
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Im Rahmen des von Frau Univ.�Prof. Dr. Doro�
thea Jansen geleiteten Seminars „Legitimation
und Partizipation in der modernen Demokratie.
Technikdialoge, Gesetzesfolgenabschätzung
und lernendes Recht", fanden im vergangenen
Sommersemester zwei Gastvorträge statt. 

Dr. Kai Buchholz, Referent im Referat „Evalua�
tion" des Wissenschaftsrats hielt am 7. Juni
2011 einen Gastvortrag zum Thema Politikbe�
ratung. Der Wissenschaftsrat ist eines der wich�
tigsten wissenschaftspolitischen Beratungsgre�
mien in Deutschland, er berät die Bundesregie�
rung und die Regierungen der Länder in allen
Fragen der inhaltlichen und strukturellen Ent�
wicklung der Wissenschaft, der Forschung und
des Hochschulbereichs. 

Herr Dr. Buchholz befasste sich in seinem
Vortrag mit dem Titel „Politikberatung durch
Experten: Fallstricke und Strukturprobleme"
mit den Problemen, vor denen Politikberatung
in Deutschland steht und den denkbaren Pro�
blemlösungen. 

Eine Schwierigkeit der Politikberatung be�
steht in der Heterogenität der beratenden Ak�
teure. Da die Politik meist auf schnelle Lösun�
gen aus ist, werden persönlichen Berater, die
einen direkten Zugang zu den Politikern ha�
ben, externen Experten aus der Wissenschaft
meist vorgezogen. 

Generell ist der direkte Zugang zur Politik,
wie sie beispielsweise in Frankreich oder den
USA in Form von „Kamingesprächen" gepflegt

werden, oft der erfolgreichere Weg für die Po�
litikberatung als beispielsweise über Kommis�
sionen oder Gutachten. 

Betrachtet man jedoch die derzeitige politi�
sche Situation in Deutschland, so besteht das
Hauptproblem in einer fehlenden Input Legiti�
mation, d. h., dass die Politik immer weniger
auf die Zustimmung und das Vertrauen der
Bevölkerung setzen kann und stattdessen neue
Zugänge in die politische Entscheidungsfin�
dung notwendig sind. Dabei kann die Politik�
beratung durch Experten jedoch nur bedingt
helfen. 

Am 20. Juli 2011 fand ein weiterer Gastvortrag
im Seminar von Frau Prof. Jansen statt. Gast �
referent war Herr Axel Piesker, M. A., For�
schungsreferent des am Deutschen Forschungs�
institut für öffentliche Verwaltung Speyer
(FÖV) angesie�
delten Instituts
für Gesetzes�
folgenabschät�
zung und Eva�
luation Speyer
(InGFA; Lei�
tung: Univ.�
Prof. Dr. Jan
Ziekow). 

Das im Früh�
jahr 2009 ge�
gründete InG�
FA ist die erste
wissenschaftli�
che � und damit unabhängige � Einrichtung
für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation
in Deutschland. 

Nach verschiedenen
einleitenden Bemerkun�
gen zum Stand der Ge�
setzesfolgenabschätzung
in Deutschland und de�
ren Rolle im politischen
Prozess, stellte Herr Pies �
ker die Aufgaben und

Legitimation und Partizipation in der modernen Demokratie
Technikdialoge, Gesetzesfolgenabschätzung und „lernendes" Recht

Univ.-Prof. Dr. Dorothea Jansen (DHV Speyer ) und Dr. Kai Buchholz
(Wissenschaftsrat, Köln)                                         Foto: DHV-Archiv

Axel Piesker, M.A.             Foto: DHV-Archiv
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Im Rahmen des von Dr. Daniel Rölle
und Dr. Simon Lang geleiteten Kollo�
quiums „Stuttgart 21, Castor�Trans�
porte & Co. � Auf dem Weg in die
Protestrepublik? Aktuelle Formen poli�
tischer Partizipation in Deutschland",
fand ein Gastvortrag statt. 

Gastreferent war Dr. Sven Fries, Ge�
schäftsführer des Büros „Stadtbera�
tung Dr. Sven Fries". Herr Dr. Fries
trug zu dem Thema „Bürgerbeteili�
gung in kommunalen Planungspro �
zessen � Keine Angst (vor) Lieschen
Müller" vor. 

Der Referent stellte u. a. das Vorge�
hen und die Zwischenergebnisse des
Modellvorhabens „Soziale Stadt" in
Speyer vor. Zudem sensibilisierte Herr Dr. Fries
die Zuhörerinnen und Zuhörer dafür, welche
spezifischen Hürden Prozesse der Bürgerbeteili�
gung, zumal in sozialen Brennpunkten, über�
springen müssen. 

Neben allgemeinem Desinteresse gegenüber
(kommunal�)politischen Fragen, sind dies häu�

fig auch fehlende Sprachkenntnisse, bzw. die
Wahrnehmung der Thematik als zu komplex. 

Herr Dr. Fries zeigte in seinem Vortrag ein�
drucksvoll, wie man diese Hürden überspringen
kann. 

Im Rahmen des Seminars
„Schlüsselqualifikationen für be�
ruflichen Erfolg" unter Leitung
von Universitäts�Professor Dr.
Hermann Hill hielt Frau Hedi
Mönig, Imageberaterin aus Spey�
er, einen Gastvortrag über erfolg�
reiches Auftreten im Beruf.

Im Rahmen ihres Vortrags wid�
mete sich Frau Mönig insbeson�
dere dem Verhältnis von Klei�
dung und Farben entsprechend
des jeweiligen Farbtyps. Anhand
praktischer Beispiele konnten den
teilnehmenden Hörern das Zu�
sammenspiel von individuellem

Farbtyp und der entsprechenden
Farb� und Kleidungswahl de�
monstriert und so individuelle
Tipps für ihr zukünftiges berufli�
ches Auftreten an die Hand ge�
geben werden.

Bürgerbeteiligung in kommunalen Planungsprozessen � 
Keine Angst (vor) Lieschen Müller

Erfolgreiches Auftreten im Beruf

Dr. Sven Fries Foto: DHV-Archiv

einzelne Projekte des Instituts für Gesetzesfol�
genabschätzung und Evaluation vor. 

Darunter befanden sich z. B. die abgeschlos�
senen Projekte „Begleitende Gesetzesfolgenab�
schätzung zur Kommunal� und Verwaltungsre�
form in Rheinland�Pfalz", in dessen Vorder�
grund das Vorhaben der Kommunal� und Ver�
waltungsreform in Rheinland�Pfalz stand und
die Evaluation der kommunalen Doppik in
Rheinland�Pfalz. 

Zu den aktuellen Projekten des InGFA gehö�
ren die Evaluation des Informationsfreiheitsge�
setzes sowie des Landeswohnraumförderungs�
gesetzes.

Die Zuhörerinnen und Zuhörer konnten
durch den Vortrag einen Einblick erhalten, wie
Gesetzesfolgenabschätzung in der Praxis aus�
sehen kann, sowie welche Möglichkeiten, aber
auch welche Grenzen Gesetzesfolgenabschät�
zung hat. 
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Die kasachischen Studierenden der DHV Speyer, ins�
gesamt fünf an der Zahl und allesamt Stipendiaten
der kasachischen Regierung, prä�
sentierten am Abend des 6. Juni
2011 im Foyer des Gästehauses ihr
Land. Dies taten sie im Rahmen ei�
ner Veranstaltung des Referates für
internationale Beziehungen vor ei�
ner breiteren Öffentlichkeit aus
Hochschullehrern und �mitarbei�
tern, ausländischen und deutschen
Studierenden, „Tandem�Partnern",
den Speyerer „Gasteltern", der
Hochschulseelsorgerin Luise Gruen�
der und sonstigen Gästen. Auch
waren eigens zum „Länderabend"
aus Frankfurt der kasachische Kon�
sul, Herr Zhassulan Assanov, sowie
der Vize�Konsul, Herr Yerlan Izbas�
khanov, angereist. 

Der Rektor der Hochschule, Univ.�Prof. Dr. Stefan
Fisch, sowie die Leiterin des Servicebereichs für
internationale Beziehungen, Frau Dr. Laure Ognois,
würdigten in ihrer Begrüßung die engen Beziehun�
gen zwischen Deutschland und Kasachstan im allge�
meinen, vor allem aber die besonderen Verbindun�
gen zwischen der DHV Speyer und der kasachischen

Verwaltungsakademie in Astana. Nach einem Gruß�
wort von Herrn Assanov übernahm Herr Oirat Makh�

metov, Hörer im Aufbaustudium,
die Moderation des Abends. Wäh�
rend Herr Mirzhan Baimakhanov,
der Hörersprecher der DHV, dem
Publikum im runden Vortragssaal
des Gästehauses die Geschichte der
kasachischen Nomaden näherbrach�
te, beschäftigte sich die Aufbaustu�
dentin Frau Gulmira Aubakirova
mit der neueren Geschichte ihres
Landes, und Frau Almagul Sharipo�
va entwarf für ihre Zuhörer ein Bild
der kasachischen Kultur und ihrer
Traditionen. Eine solche, genannt
„Tusau Kesu", die die ersten selb�
ständigen Schritte eines Kindes
feiert, wurde denn auch sogleich
vorgeführt. Frau Gulmira Sugirova,

Doktorandin, trug kasachische Gedichte im Original
und eigener Übersetzung vor. Mit einem Länder�
Quiz wurde die kleine Vortragsreihe beschlossen. 

Zwischendurch und danach durften sich die Gäste
an einem Buffet stärken, das auch selbst zubereitete
Spezialitäten der kasachischen Küche bot.

SEMESTER

Länderabend Kasachstan

Am 29. Juli 2011 verabschiedeten Univ.�Prof. Dr.
Stefan Fisch als Rektor der Hochschule und Hörer�
sprecher Mirzhan Baimakhanov die Hörerinnen und

Hörer des Sommerse�
mester 2011 im Audito�
rium maximum der
Hochschule. 

Rektor Fisch ging bei
dieser Gelegenheit auf
die sehr positiven Er�
gebnisse der Hörerum�
frage ein, in der die
Studierenden erneut in
einer online durchge�
führten Umfrage ihre
Dozentinnen und Do�

zenten bewerten konnten. Die Umfrage habe ge�
zeigt, dass die Lehrangebote der DHV Speyer sich
auf einem außergewöhnlich hohen Niveau befinden
und dass die Studierenden sowohl mit den wissen�
schaftlichen als auch mit den praxisrelevanten Ver�
anstaltungsteilen hoch zufrieden seien, so Fisch.
Darüber hinaus zeige die Umfrage, dass insbesonde�

re für Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare
an der Hochschule exzellente Möglichkeiten zur
Vorbereitung des Zweiten Staatsexamens bestünden.

Hieran anknüpfend bat Fisch die Hörerinnen und
Hörer, in ihren Ländern über ihre guten Erfahrungen
mit der DHV Speyer zu berichten. In diesem Kontext
stellte er dem Plenum das „Botschafterprogramm"
der Hochschule vor. In diesem Programm engagieren
sich ehemalige Hörerinnen und Hörer der DHV
Speyer für eine begrenzte Zeitspanne, um in den
einzelnen Ländern auf die Angebote der Hochschule
aufmerksam zu machen. Dies geschieht beispiels�
weise durch Kurzpräsentationen vor neu eingestell�
ten Referendarinnen und Referendaren oder durch
Besuche von Arbeitsgemeinschaften in den Ländern.

Der scheidende Hörersprecher Baimakhanov ließ
die Höhepunkte des zurückliegenden Semesters wie
beispielsweise den Semesterball Revue passieren und
dankte all seinen Mitstreitern in der Hörerschaftsver�
tretung sowie den Angehörigen der Hochschule für
die gute Zusammenarbeit im zurückliegenden
Semes ter.

Farbenfroher Themenabend zu 
Kasachstan                                 Foto: DHV

Semesterabschlussversammlung

Mirzhan Baimakhanov    Foto: DHV
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Bundesverband öffentliche
Dienstleistungen

Der Wissenschaftliche Beirat des
bvöd hat Univ.�Prof. Dr. Mühlen�
kamp zu seinem neuen Vorsitzen�
den gewählt. Die Amtszeit des
neuen Präsidiums beginnt im Juni
2011 und dauert drei Jahre.

Gebiets� und Funktionalreform
in Thüringen

Die thüringische Ministerpräsiden�
tin Christine Lieberknecht hat
Univ.�Prof. Dr. Jan Ziekow in ein
Expertengremium berufen, das ei�
ne Funktional� und Gebietsreform
für Thüringen vorbereiten soll.
Aufgabe der Expertengruppe ist es
zu prüfen, ob, in welchem Umfang
und in welchem Zeitrahmen eine
Funktional� und Gebietsreform zu
Einsparungen und Effizienzgewin�
nen auf kommunaler Ebene und
im Landeshaushalt führt. Mitte
kommenden Jahres sollen erste Er�
gebnisse vorgelegt werden.

Mitherausgeberschaft 
übernommen

Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann
hat im Jahr 2011 bei drei doppelt�
blind referierten verwaltungswis�
senschaftlichen Zeitschriften die
Mitherausgeberschaft übernom�
men bzw. wurde in das Editorial
Board berufen: „der moderne
staat" (dms), „Croatian and Com�
parative „Public Administration"
(CCPA) sowie „Public Administra�
tion Review" (PAR). 

Dezentralisierung des Staates 
in Europa

Im Frühjahr ist im VS�Verlag der
Band „Dezentralisierung des Staa�
tes in Europa" erschienen, der die
Ergebnisse eines von Univ.�Prof.
Dr. Kuhlmann und Prof. Dr. Jörg
Bogumil (Bochum) geleiteten
DFG�Projektes zusammenfasst.
Das Buch beschäftigt sich mit den

Auswirkungen staatlicher Dezen�
tralisierungspolitik in Deutschland,
Frankreich und Großbritannien in
vergleichender Perspektive und
geht der Frage nach, wie sich
Kompetenzverlagerungen auf die
kommunale Aufgabenerfüllung
auswirken.

Beamtenversorgung

Am 15. März 2011 hat Univ.�Prof.
Dr. Gisela Färber bei der Informa�
tionsveranstaltung „Beamtenver�
sorgung � Quo Vadis" der Grünen
im Bayerischen Landtag in Mün�
chen einen Vortrag zu den Ergeb�
nissen des Forschungsprojekts
„Nachhaltige Finanzierung der Be�
amtenversorgung" gehalten.

Vortrag und Vorlesungen 
in Caracas

Auf dem 11. Venezolanischen Ver�
fassungsrechtskongress (XI Con�
greso Venezolano de Derecho
Constitucional), der von der Uni�
versidad Católica Andrés Bello, der
Asociación Venezolana de Derecho
Constitucional und dem Instituto
de Investigaciones Jurídicas veran�
staltet wurde, hielt Univ.�Prof. Dr.
Dr. h. c. Karl�Peter Sommermann
am 29. März 2011 im Rahmen der
Eröffnungsveranstaltung einen
Vortrag zu der Frage „Tiene aún
importancia la distinción entre de�
rechos de libertad y derechos soci�
ales?" (Ist die Unterscheidung zwi�
schen Freiheitsrechten und sozia�
len Rechten noch von Bedeu�
tung?). An dem Kongress, der in
kritischer Auseinandersetzung mit
der venezolanischen Verfassungs�
wirklichkeit dem Thema „Desafíos
de la República en la Venezuela
de Hoy" gewidmet war, nahmen
Verfassungsjuristen aus ganz Ve�
nezuela und ausgewählte Wissen�
schaftler anderer lateinamerikani�
scher Länder teil.

Anschließend hielt Sommermann
einen Vortrag im Rahmen des Mas �
terprogramms „Derecho Constitu�

cional" der Rechtswissenschaft�
lichen Fakultät der Universidad
Católica Andrés Bello am 31. März
und am 1. April 2011 über „La
comparación en el Derecho Públi�
co" (Die Vergleichung im öffent�
lichen Recht) und „El concepto del
Estado social de Derecho en una
perpectiva comparada" (Das Kon�
zept des sozialen Rechtsstaats in
vergleichender Perspektive).

Rechtsfragen im Ehrenamt

Am 2. April 2011 veranstaltete die
Leitstelle Bürgergesellschaft und
Ehrenamt der Staatskanzlei Rhein�
land�Pfalz in der Aula der DHV
Speyer die Tagung „Rechtsfragen
im Ehrenamt". Da Vereine, Projek�
te und Initiativen immer wieder
vor rechtlichen Fragen und Proble�
men stehen, haben rechtliche Rah�
menbedingungen entscheidenden
Einfluss auf das Ehrenamt, auch
wenn dies bei der ehrenamtlichen
Arbeit vor Ort nicht im Mittel�
punkt steht. Die Tagung bot dies�
bezüglich Informationen und Auf�
klärung und vermittelte kompakt
relevantes Rechtswissen. Themen�
gebiete waren das Steuer� und
Spendenrecht, das Vereinsrecht so�
wie der Versicherungsschutz und
das Bürgerstiftungswesen. Der
Rektor begrüßte in der Auftaktver�
anstaltung die Tagungsteilnehmer.

Chinareise

Vom 4. bis 14. April 2011 waren
der Rektor und Univ.�Prof. Dr. Fär�
ber auf einer Informationsreise in
der VR China, die sie nach Beijing
und in die Provinz Hainan führte.
Sie vertraten die Hochschule ins�
besondere bei der Verwaltungs�
schule der Provinz Hainan, beim
Chinese Institute for Reform and
Development in Haikou. Bei der
Chinese Academy for Government
in Beijing besprachen sie die Pla�
nung des gemeinsamen Kollo�
quiums im September in Speyer
und sie führten Gespräche zur In�
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formation über den Stand des
China Europe Public Administra�
tion Program CEPA.

Vortrag in Lissabon

Auf Einladung der Escola de So�
ciologia e Políticas Públicas, Uni�
versität Lissabon, Portugal, refe�
rierte Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rai�
ner Pitschas am 6. April 2011 zum
Thema „Public Administration in
the Western and Eastern World.
The Comparison between Europe�
an and Chinese Model of Public
Management and (Hidden) Deci�
sion Processes". 

Vortrag in China

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber refe�
rierte am 6. April 2011 an der Ver�
waltungsschule der Provinz Hai�
nan, Haoikou (China), zum Thema
„Staats� und Verwaltungsreformen
in Deutschland seit dem Jahr
2000".

Symposium in Berlin

Am 12. April 2011 nahm Herr
Prof. Dr. Dr. h. c. R. Pitschas auf
Einladung der Deutschen Gesell�
schaft für Kassenarztrecht e. V. als
Vorstandsmitglied an dem in Ber�
lin ausgerichteten Symposium
„Neue Wege der ambulanten ärzt�
lichen Versorgung" teil. Die Veran�
staltung setzte sich mit den Be�
dingungen für eine flächende �
ckende und bedarfsgerechte Ver�
sorgung auf einem wettbewerb�
lich�orientierten Gesundheitsmarkt
auseinander. Diskutiert wurden die
rechtlichen Vorgaben, die dabei zu
beachten sind, sowie die geeigne�
ten und erforderlichen Steue�
rungsinstrumente. Prof. Pitschas
beteiligte sich an dem Symposium
mit eigenen Diskussionsbeiträgen.

Vortrag in Peking

Am 15. April 2011 hat Univ.�Prof.
Dr. Gisela Färber bei der Kommis�
sion für Bevölkerung und Fami�

lienfragen (NPFPC) der VR China
in Peking einen Vortrag zum The�
ma „Demographischer Wandel und
die Sicherung von Leistungen der
öffentlichen Daseinsvorsorge in
Deutschland" gehalten.

Verantwortlichkeit (in) der Politik

Einen Vortrag zum Thema „Ver�
antwortlichkeit (in) der Politik: Wie
zukunftsorientiert ist das politi�
sche Handeln? Geht der Horizont
von Parteien und Regierungen
über die nächste Wahl hinaus?"
hielt Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber
am 18. Mai 2011 bei der Tagung
„Gespräche zur Nachhaltigkeit der
Wirtschaft" der Böll�Stiftung und
dem IW Köln in Berlin.

Strukturreform des 
Betreuungsrechts

Am 19. Mai 2011 führte Herr Prof.
Dr. Dr. h. c. R. Pitschas im
Deutschlandfunk ein Rundfunk�
fachgespräch zum Thema „Struk�
turreform des Betreuungsrechts".
Das halbstündige Rundfunkinter�
view wurde im Studio Mannheim�
Ludwigshafen des Südwestrund�
funks aufgezeichnet. In dem Ge�
spräch wurden diejenigen Proble�
me herausgearbeitet, vor denen
die durch das Bundesjustizministe�
rium eingerichtete interdisziplinäre
Arbeitsgruppe aus Vertretern der
Landesjustiz� und �sozialministe�
rien, der Richterschaft, aus den
kommunalen Spitzenverbänden,
Betreuungsbehörden und Betreu�
ungsvereinen sowie Rechtspflegern
mit dem von ihr entwickelten Re�
visionskonzept zum gegenwärti�
gen Betreuungsrecht steht.

GfP�Jahrestagung

Bei der GfP�Jahrestagung „Inno�
vative Ansätze in der Stadtpolitik"
in Köln moderierte Univ.�Prof. Dr.
Gisela Färber am 20. Mai 2011 das
Panel „Rückbesinnung auf die
Funktionen der Stadt".

Entjustizialisierung der 
Betreuung

Im Auftrag der Konferenz der
Obersten Landessozialbehörden
hielt Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer
Pitschas am 27. Mai 2011 in
Mainz auf der vierten Sitzung der
bundesweiten Arbeitsgruppe
„Rechtliche Betreuung" einen Vor�
trag zum Thema „,Entjustizialisie�
rung' der Betreuung und Transfor�
mation der Betreuungsbehörden �
Grundlagen und Möglichkeiten
betreuungsrechtlicher Aufgaben�
verlagerung von der Justiz auf
den Sozialbereich". 

Das Elend der öffentlichen
Haushalte

Am 31. Mai 2011 referierte Univ.�
Prof. Dr. Gisela Färber an der Aka�
demie für politische Bildung in
Tutzing zum Thema „Das Elend
der öffentlichen Haushalte: Kön�
nen wir uns Verwaltung in Zu�
kunft noch leisten?". 

Leistungsvergleiche in Europa

Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann
hielt am 9. Juni 2011 einen Vor�
trag über „Leistungsvergleiche in
Europa � Internationale Erfahrun�
gen von Wert für deutsche Ver�
waltungen?“ vor der Arbeitsgrup�
pe Staatsfinanzen des CDU�Wirt�
schaftsrates in Berlin.

Gesellschaft für Sozialen 
Fortschritt

Auf der Jubiläumstagung der Ge�
sellschaft für Sozialen Fortschritt
in Berlin hielt Univ.�Prof. Dr. Gise�
la Färber am 16. Juni 2011 einen
Vortrag zum Thema „Die Sozial�
politik im Spannungsverhältnis mit
der Sozialverwaltung".

Local Government and 
Democracy

Beim zweiten internationalen
Workshop der EGPA�Permanent
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Study Group IV „Local Govern�
ment and Democracy", der am 16.
und 17. Juni 2011 zum Thema
„Outcomes and Implications of
Local Amalgamation Reforms and
Territorial Consolidation on De�
mocratic Legitimacy and Effective�
ness � a European Comparison" in
Potsdam stattfand, hielt Univ.�
Prof. Dr. Sabine Kuhlmann einen
Vortrag mit dem Titel „Alternati�
ves to Amalgamation � Lessons
from France and Germany". Die
Ergebnisse des Workshops werden
in einem referierten Band „Outco�
mes of Amalgamations" publiziert.

Bürokratiekosten des 
Steuerrechts

Am 17. Juni 2011 referierte Univ.�
Prof. Dr. Gisela Färber bei der Ta�
gung des Finanzwissenschaft�
lichen Ausschusses des Vereins für
Socialpolitik in Berlin zum Thema
„Bürokratiekosten des Steuer�
rechts".

Vorträge in Barcelona

Am 23. und 24. Juni 2011 präsen�
tierten Univ.�Prof. Dr. Andreas
Knorr und Dr. Rahel Schomaker
(FÖV) auf der 10th International
Conference der Middle East Eco�
nomic Association (MEEA) in Bar�
celona (Spanien) zwei Vorträge zu
den Themen „The Gulf Coopera�
tion Council and the Financial Cri�
sis" und „The Gulf as a global
Aviation Hub“. Darüber hinaus
wurde die Kooperation mit der
MEEA zur Ausrichtung der Jahres�
tagung an der DHV Speyer finali�
siert, zu der im Jahr 2012 ca. 150
Wissenschaftler erwartet werden.

Öffentliche Finanzen

Einen Vortrag zum Thema „Öf�
fentliche Finanzen" beim Work �
shop „Fortschritt und Arbeit für
Niedersachsen" hielt Univ.�Prof.
Dr. Gisela Färber am 26. Juni 2011
bei der SPD in Salzgitter.

Sicherheitswirtschaft und
Unternehmenssicherheit

Am 27./28. Juli 2011 nahm Herr
Prof. Dr. Dr. h. c. R. Pitschas an
der Vor�Ort�Begehung der Deut�
schen Universität für Weiterbil�
dung in Berlin�Dahlem im Rah�
men des Akkreditierungsverfahrens
für den Studiengang „Sicherheits�
wirtschaft und Unternehmenssi�
cherheit" (M. A.) teil. Es handelte
sich um eine ehrenamtliche Gut�
achtertätigkeit auf der Grundlage
einer Peer Review.

Der öffentliche Wassersektor 
in Deutschland

Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pit�
schas referierte am 28. Juni 2011
zum Thema „Der öffentliche Was�
sersektor in Deutschland � Öffent�
licher Versorgungsauftrag und
dessen Finanzierung" in der Evan�
gelischen Akademie Hofgeismar im
Rahmen der Hofgeismarer Gesprä�
che zur Gemeingüterwirtschaft mit
dem Thema „Der öffentliche Was�
sersektor in Deutschland � ineffi�
zient und reformbedürftig?" (in
Kooperation mit dem Deutschen
Institut für Urbanistik).

86th Annual Conference

Auf der 86. Jahrestagung der We�
stern Economic Association Inter�
national (WEAI) in San Diego, die
vom 29.6. bis zum 3.7.2011 statt�
fand, organisierten Univ.�Prof. Dr.
Andreas Knorr und Dr. Rahel
Schomaker (FÖV) gemeinsam mit
Prof. Jeff Nugent (USC Los Ange�
les) insgesamt fünf Panels und
stellten eigene Forschungsarbeiten
zu den Themen „Emirates", „PPPs
in Infrastructure" sowie „Transi�
tion Processes in MENA" vor.

Vorsitzender des Landespräven�
tionsrates NRW

Im Juli 2011 hat der Justizminister
des Landes NRW Professor Jochen

Dieckmann zum Vorsitzenden des
Landespräventionsrates NRW er�
nannt. Dieses Gremium, bestehend
aus 37 Vertretern des gesellschaft�
lichen Bereichs und der Ministe�
rien, berät die Landesregierung in
grundsätzlichen Fragen der Krimi�
nalprävention.

International Institute of Admi�
nistrative Sciences 

Vom 5. bis 7. Juli 2011 vertraten
der Rektor, Univ.�Prof. Dr. Färber,
Univ.�Prof. Dr. Ziekow, Herr Jäkel,
Frau Dr. Schomaker und Frau Flei�
scher die Speyerer Institutionen
DHV und FÖV auf dem Interna�
tional IIAS Congress in Lausanne. 

Better Regulation in Germany

Beim Kongress des International
Institute of Administrative Scien�
ces IIAS in Lausanne / Schweiz re�
ferierte Univ.�Prof. Dr. Gisela Fär�
ber am 6. Juli 2011 zum Thema
„Better Regulation in Germany �
Towards a Cultural Change in a
Multilevel Federal System?". 

Besuch aus Seoul/Südkorea

Auf Einladung von Herrn Prof. Dr.
Dr. h. c. R. Pitschas weilt Herr
Prof. Dr. Jong�Yeong Yi von der
Chung�Ang University Law School,
Seoul/Südkorea vom 15. Juli 2011
bis zum 15. Februar 2012 zu ei�
nem Gastforscheraufenthalt am
Deutschen Forschungsinstitut für
öffentliche Verwaltung Speyer.
Herr Kollege Yi hat an der Univer�
sität Würzbug im Jahr 1995 zum
Thema „Die Staatszielbestimmung
Umweltschutz in der Bayerischen
Verfassung und ihre Auswirkungen
bei der Ausführung von Bundes�
gesetzen � am Beispiel des Atom�
gesetzes und des Bundesemis�
sionschutzgesetzes" promoviert.
Seit einer Reihe von Jahren ist er
Lehrstuhlinhaber in Südkorea. Er
ist dort vornehmlich zu umwelt�
rechtlichen Themen tätig.
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Chef der „Mission Europe" an
der INET zu Besuch

Am 20. Juli 2011 besuchte Herr
Pierre Schreiber, Chef der „Mission
Europe" an der INET (Frankreich),
die DHV Speyer. Am Gespräch mit
dem Vertreter der INET (Institut
national des études territoriales)
nahmen der Rektor der DHV Spey�
er, Herr Univ.�Prof. Dr. Fisch, Frau
Univ.�Prof. Dr. Kuhlmann, Herr
Univ.�Prof. Dr. Stelkens, Herr Dr.
Lang, Herr Rimlinger für Herrn
Univ.�Prof. Dr. Hill, Herr Dr.
Strohm und Frau Dr. Ognois teil.

Expertengremium zur Justiz�
strukturreform

Am 16. August 2011 hat die Lan�
desregierung Rheinland�Pfalz ein
Expertengremium zur Justizstruk�
turreform berufen, das die Mög�
lichkeiten einer Justizreform im
Land Rheinland�Pfalz begutachten
soll. Herr Univ.�Prof. Dr. Hermann
Hill ist zum Vorsitzenden berufen;
Prof. Jochen Dieckmann ist eines
der weiteren Mitglieder der Kom�
mission.

IDHEAP Lausanne 

Der Rektor stellte bei einem Auf�
enthalt in Lausanne die DHV
Speyer dem Direktor des IDHEAP,
Prof. Jean�Loup Chappelet, und
Prof. Marcel Pasquier, Lehrstuhl
für Management und Marketing,
vor und vereinbarte im Blick auf
engere Kooperation einen Gegen�
besuch im Wintersemester. IDHE�
AP (Institut de hautes études en
administration publique) ist von
der Funktion her der DHV Speyer
vergleichbar.

AFSP�Kongress in Strasbourg

Im Rahmen des 11. Kongresses der
Französischen Vereinigung für Po�
litische Wissenschaften (AFSP)
vom 31. August bis zum 2. Sep�
tember 2011 in Strasbourg leitete
Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann

zwei Foren: Für den Arbeitskreis
vergleichende Politik� und Verwal�
tungswissenschaft organisierte sie
gemeinsam mit Jean�Michel Ey�
meri�Douzans (Toulouse) das Pa�
nel „Reformen öffentlicher Ver�
waltung im deutsch�französischen
Vergleich". Gemeinsam mit Valérie
Lozac'h (Strasbourg) leitete Univ.�
Prof. Dr. Sabine Kuhlmann zudem
ein Panel zur Ökonomisierung des
öffentlichen Sektors in Europa,
auf welchem unter anderem André
Stuchlik und Aron Buzogany
(Lehrstuhl Univ.�Prof. Dr. Sabine
Kropp) ein gemeinsames Papier
vortrugen.

Vorlesungen in Bogotá

Im Rahmen eines Masterpro�
gramms „Derecho Público" der
Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Universidad Santo Tomás, Bo�
gotá, hielt Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Karl�Peter Sommermann im Sep�
tember 2011 Vorlesungen zu den
Themen „Teoría general de los de�
rechos fundamentales" (Allgemei�
ne Grundrechtslehren), „Los dere�
chos fundamentales nacionales y
los Tratados internacionales en
materia de derechos humanos"
(Nationale Grundrechte und inter�
nationale Menschenrechtsabkom�
men) und „Conceptualización de
la democracia desde una perspec�
tiva del Derecho comparado"
(Konzeptualisierung der Demokra�
tie aus rechtsvergleichender Per�
spektive).

EGPA

Vom 7. bis zum 9. September
2011 fand in Bukarest (Rumänien)
die 33. Konferenz der European
Group for Public Administration
(EGPA) des International Institute
of Administrative Sciences statt.
Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhlmann
übernahm den Co�Chair der Per�
manent Study Group V „Local and
Regional Government" und das
Panel „Restructuring Sub�Central

Government in Europe: Conver�
gent or Divergent Paths?". Der
Schwerpunkt dieser Veranstaltung
lag auf Reformen und Reorganisa�
tionsschritten der sub�zentralen
Verwaltungsebene. Dipl.�Pol. Phil�
ipp Richter, wissenschaftlicher Mit�
arbeiter am Lehrstuhl, hielt einen
Vortrag mit dem Titel „Performan�
ce improvements through Functio�
nal Reforms? Experiences from the
German Länder". Univ.�Prof. Dr.
Sabine Kuhlmann wurde ferner
durch die General Assembly am 
9. September 2011 in das Stee�
ring�Committee der EGPA ge�
wählt.

Regional Cooperation for Deve�
lopment

Im Rahmen seiner internationalen
verwaltungs� und rechtswissen�
schaftlichen Beratungstätigkeit
nahm Herr Prof. Dr. Dr. h. c. R.
Pitschas auf Einladung des Presi�
dential Committee on Regional
Development (PCRD) der Republik
Südkorea in der Zeit vom 7. bis 9.
September 2011 in Gwangju/Süd�
korea an einem internationalen
Workshop über „Regional Coope�
ration for Development: Success�
ful Stories and Policy Agenda" teil.
Der Veranstaltung war die Aufga�
be gestellt, nach praktischen Alter�
nativen in Fällen regionaler Kon�
flikte und nach Möglichkeiten
kommunaler Kooperation zu su�
chen und zu diesem Zweck ver�
gleichend die regionale Koopera�
tion anderer westlicher Staaten
kennenzulernen und zu bewerten.
Der Workshop wurde vom Korea
Research Institute for Local Admi�
nistration (KRILA), vom Korea Ru�
ral Economic Institute und vom
Korea Institute for Advancement
of Technology organisiert.

Vortrag in Südkorea

Am 8. September 2011 hielt Univ.�
Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas
einen Vortrag zum Thema „Local
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and Regional Dispute Resolving for
Development � Conflict and Coo�
peration between Local Govern�
ments in Germany" in
Gwangju/Südkorea auf Einladung
des „Presidential Committee for
Regional Development (PCRD)" zur
Internationalen Konferenz über
„Kooperation and Conflictmanage�
ment between Local Governments
for Regional Development" vom 7.
bis 9. September 2011.

China�Workshop

Bei einem Workshop am 15./16.
September 2011 in Speyer wurde
das Forschungsprojekt „Vertikale
Verwaltungsreform in der Volksre�
publik China" fortgesetzt, das die
DVH und das FÖV Speyer gemein�
sam mit der Chinese Academy of
Governance (CAG) und der Chine�
se Society of Administrative Re�
form in Peking mit Unterstützung
der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) durchführen. Gegenstand der
Zusammenarbeit ist die Reform
des chinesischen Mehrebenenver�
waltungssystems, bei dem die Zahl
der Ebenen von fünf auf drei re�
duziert werden soll. Univ.�Prof. Dr.
Sabine Kuhlmann hielt einen Vor�
trag zum Thema „The Renaissance
of Territorial Politics in Germany:
Amalgamation, Cooperation and
Regionalization at the Local Level
of Government". 

Deutsch�Chinesische Konferenz

Einen Vortrag zum Thema „Local
Administrations under Demogra�
phic Change � Challenges and
New Pattern of Administrative Or�
ganisation and Cooperation?" hielt
Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber am
16. September 2011 bei der
Deutsch�Chinesischen Konferenz
„Territorial and Functional Re�
forms in the PR of China and in
Germany � A Comparison of Re�
forms of Sub�provincial / Sub�sta�
te Governance" in Speyer.

ECPR � EUROLOC�Summer�
School in Athen

Unter dem Titel „Rescaling Go�
vernment: Reforming public admi�
nistration and local government",
fand vom 18. bis zum 23. Sep�
tember 2011 in Athen die EURO�
LOC�Summer�School des EURO�
LOC�Netzwerkes statt. Das Netz�
werk will insbesondere Doktoran�
den fördern und vernetzen, die
zum Thema lokale Poltik/Verwal�
tung forschen. Univ.�Prof. Dr. Sa�
bine Kuhlmann leitete bei der
Summer�School das Panel „How
to measure the results of institu�
tional reforms?", in dem sie einen
Vortrag zur „Evaluation of institu�
tional change and performance of
newly established institutional set�
tings" hielt.

Vortrag in Sydney

Auf der diesjährigen Jahrestagung
der Air Transport Research Society
(ATRS) 2011 in Sydney (Australien)
stellte Univ.�Prof. Dr. Andreas
Knorr den von ihm und Melanie
Nofz verfassten Titel „Price Un�
bundling, Airline Fees And Sur�
charges And Consumer Protec�
tion" vor. 

Besuch aus Shanghai

Am 22. September 2011 besuchte
Herr Univ.�Prof. Dr. Wang Weida
von der Tongji Universität in
Shanghai auf seiner Europa�Rund�
reise zu verschiedenen Wissen�
schaftsstädten auch die Deutsche
Hochschule für Verwaltungswis�
senschaften Speyer. Er stattete
dort seinem Doktorvater, Herrn
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pit�
schas einen Besuch ab, in dessen
Verlauf er über die letztjährigen
Entwicklungen am Chinesisch�
Deutschen Hochschulkolleg an der
Tongji Universität berichtete. Herr
Prof. Dr. Wang lehrt dort Öffentli�
ches Recht mit Betonung des
deutschen Wirtschaftsrechts. Die

Tongji Universität ist traditionell
und seit nahezu 100 Jahren die
„deutsche" Universität in der VR
China, die sich besonderer Unter�
stützung der Bundesrepublik
Deutschland erfreut.

Mobilität mit Intelligenz, 
Strategien für die Bewältigung
der logistischen Herausforde�

rungen der Zukunft

Die Johann Joachim Becher�Stif�
tung Speyer verleiht in regelmäßi�
gen Zeitabständen Wissenschafts�
preise, die thematisch an das Wir�
ken des Speyerer Universalwissen�
schaftlers Johann Joachim Becher
(1635 � 1684) anknüpfen und
auch heute noch von Bedeutung
sind. 

Nach der „Relevanz merkantilis �
tischen Gedankenguts in einer
globalisierten Welt" (2000), „Tech�
nik und Gesellschaft" (2003), „Me�
dizin zwischen Machbarkeit, Sinn�
haftigkeit und Bezahlbarkeit"
(2005) und „Chemie zwischen
Hoffnung und Skepsis" (2007) war
die Auslobung des jüngsten Wis�
senschaftspreises dem Themenbe�
reich „Transport und Logistik"
(2009) gewidmet. 

J. J. Becher hat hierzu seinerzeit
kühne Vorstellungen entwickelt, 
u. a. zum Rhein�Main�Donau�Ka�
nal, Suez�Kanal und Panama�Ka�
nal. Anderseits sind mittlerweile
Raum und Zeit dem Transport von
Personen, Materie, Energie und
Information immer weniger Gren�
zen gesetzt. Man spricht gar vom
„Tod der Distanz". Diese Entwick �
lung hat uns einerseits offensicht�
liche Vorteile beschert. In jüngerer
Zeit zeigen sich andererseits
gleichwohl neue Grenzen für Ver�
kehr und Logistik. Unsere Sorge
gilt dem Verbrauch der Energieres�
sourcen, den wachsenden Schad�
stoffemissionen oder dem Land�
schaftsverbrauch für Verkehrsein�
richtungen. Die Lebensqualität ist
durch Verkehrslärm, Hektik und
Unfallfolgen gefährdet. Der Trend

KURZMELDUNGEN
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zur Urbanisierung verschärft die
Problematik.

Die Ergebnisse dieser jüngsten
Auslobung der J. J. Becher�Stif�
tung liegen jetzt mit dem Band
„Mobilität mit Intelligenz, Strate�
gien für die Bewältigung der
logis tischen Herausforderungen
der Zukunft" vor. Er ist im No�
mos�Verlag Baden�Baden erschie�
nen (ISBN 978�3�8329�6562�4)
und wurde von Prof. em. Dr.
Heinrich Reinermann von der
Deutschen Hochschule für Verwal�
tungswissenschaften Speyer her�
ausgegeben. Strategien für die Be�
wältigung der logistischen Heraus�
forderungen werden darin entwi �

ckelt von Professor Dipl.�Ing. Al�
bert Speer, Frankfurt am Main, für
die Raumnutzung in der Stadt der
Zukunft; von Dr Hartwig Haase,
Universität Magdeburg, für Modu�
lare Mobilität in urbanen Bal�
lungsräumen; von Dr. Timo Ber�
tocchi, Rhein�Main�Service GmbH
Frankfurt am Main, für öffent�
lichen Personennahverkehr in der
Region; und von Becher�Preisträ�
ger Dr. Stefan Walther, Daimler
AG, für den großräumigen Güter�
transport in Europa.

Gesellschaft für Informatik

Die Gesellschaft für Informatik e.V.
hat Univ.�Prof. Dr. Reinermann

wegen „herausragender Beiträge
technisch�wissenschaftlicher Art
zur Informatik“ am 5. Oktober
2011 in ihre Gemeinschaft der GI�
Fellows aufgenommen.

In enger Zusam �
menarbeit mit
dem Unteraus�
schuss Allgemeine
Verwaltungsorga�
nisation des Ar�
beitskreises VI der
Innenminister�
konferenz ent�
stand die aktuelle
Ausgabe der Wi�
DuT� Publikation
„Aktivitäten auf
dem Gebiet der
Staats� und Ver�

waltungsmodernisierung in den Ländern und beim Bund
2008 � 2010". Der Bericht dokumentiert Maßnahmen
und Modernisierungsprojekte aller Landesverwaltungen
und des Bundes zur Verwaltungsreform im Berichtszeit �
raum 2008 � 2010. Die Veröffentlichung dieses Speyerer
Forschungsberichtes in Buch� und PDF�Form wird in den
nächsten Wochen erfolgen. Der genaue Termin sowie die
Bezugsmöglichkeit werden unter www.foev�speyer.de/wi�
dut bekannt gegeben.

Abteilungsleiterumfrage zum Thema „Auswirkung des
demografischen Wandels auf die Verwaltung" 
Zudem hat WiDuT im 1. Quartal des Jahres 2011 eine
Umfrage zum Thema „Auswirkung des demografischen
Wandels auf die Verwaltung" durchgeführt. Die Befra�
gung richtete sich exklusiv an Abteilungsleiterinnen und
Abteilungsleiter in Ministerien des Bundes und der Län�
der. Ergebnisse dieser WiDuT�Abteilungsleiterbefragung

stießen auf großes Interesse. So fanden bereits vor Veröf�
fentlichung der Auswertungsergebnisse Präsentationen
beim Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen
und Jugend, beim Bundesministerium des Inneren, beim
Bundesministerium für Gesundheit sowie beim Ministe�
rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie
Rheinland�Pfalz statt.

WiDuT gewann call�for�papers
Zudem wurden die Ergebnisse in Berlin auf dem „Best
Age Demografie�Kongress" des Behördenspiegels der Öf�
fentlichkeit vorgestellt. Hier gewann WiDuT den call�for�
papers. Mehr zum Kongress finden Sie unter
http://www.best�age�conference.com 

50. Sitzung des UA AV des AK VI der IMK mit WiDuT in
Speyer
Zum Jubiläum: Vom 13. bis 14. September 2011 fand die
50. Sitzung des Unterausschusses Allgemeine Verwal�
tungsorganisation des AK VI der Innenministerkonferenz
mit Unterstützung von WiDuT wieder in Speyer statt.

Weitere WiDuT�Veröffentlichungen / Literaturtipp
1. Der Aufsatz „Auswirkungen des demografischen Wan�
dels auf die Verwaltung � Ansichten aus der Praxis" von
Christian Jock und Alexandra Lessau wird in der Zeit�
schrift „Verwaltung und Management", 17. Jg. (2011),
Heft 4, S. 198�203 erscheinen.
2. Der Aufsatz „Verwaltungsmodernisierung in den Län�
dern und beim Bund. Gemeinsamkeiten, Besonderheiten,
Entwicklungen und Tendenzen“ von Christian Jock er�
scheint voraussichtlich im Oktober 2011 in der Zeitschrift
„innovative Verwaltung".

WiDuT� Ihr Partner für Verwaltungsmodernisierung: 
Verwaltung gemeinsam neu gestalten
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Univ.-Prof. Dr. Hill, Alexandra Lessau und
Christian Jock (v. l.)                      Foto: DHV

Prof. Dr. Stefan Jähnichen, Präsident der Ge-
sellschaft für Informatik (GI) und Prof. Dr.
Heinrich Reinermann (v. l.)
Foto: Cornelia Winter, GI



SpeyerJournal Nr. 19                                                  Seite 33AUS DER WEITERBILDUNG

Vom 28. bis 29. April 2011 fand an der Deutschen
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer
die 3. Speyerer Weintagung unter der wissenschaft�
lichen Leitung der Univ.�Professoren Dres. Andreas
Knorr, Georg Krücken und Ulrich Stelkens statt. 

Aufgrund der großen Resonanz der vorhergehenden
beiden Weintagungen in der Fachwelt, beteiligte
sich in diesem Jahr ebenfalls das Ministerium für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau
des Landes Rheinland�Pfalz. Auch in diesem Jahr
war Ziel der Veranstaltung, die für die deutsche
Weinwirtschaft wichtigen Entwicklungen � sowohl
aus wissenschaftlicher als auch aus Sicht der Prakti�
ker � zu beleuchten. Tagungsgegenstand waren ak�
tuelle Fragen des Weinrechts und des Weinver�
triebs, welche angeregt von Fachverbänden, Füh�
rungskräften der Weinwirtschaft, Wissenschaftlern

sowie Vertretern aus Bundes� und Landesbehörden
diskutiert wurden.

Eröffnet wurde die Weintagung mit dem Vortrag
von Prof. Dr. Dieter Hoffmann (Forschungsanstalt
Geisenheim) über „Die Dynamik im Premiumwein�
handel � neue Formen des Weinfachhandels". Er
konstatierte, dass trotz steigendem ‚tatsächlichen
Verbrauch' die deutsche Weinerzeugung sinke und
gleichzeitig der Export etwas zunehme. Dies habe
eine Verringerung der Lagerbestände und ebenfalls
einen erhöhten Import von Wein und Sekt zur Fol�
ge. Weiterhin präsentierte er die Ergebnisse einer
im Rahmen einer Verbraucherbefragung erzielten
Kundenanalyse, die wesentliche Erkenntnisse für
die Etikettierung und den Absatz von Wein liefere.
Gegenstand der Befragung war neben dem Kon�
sumverhalten unter anderem das Interesse der Be�

3. Speyerer Weintagung 

Unter der Leitung von Univ.�Prof. Dr. Sabine Kuhl�
mann und Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland fand
am 22. und 23. März 2011 die Tagung „Verwal�
tungsmodernisierung, Benchmarking und Wettbe�
werb" an der DHV Speyer statt, an der 136 Teil�
nehmer aus fast allen deutschen Bundesländern
teilnahmen.

Vor dem Hintergrund, dass Leistungsmessung,
Leistungsvergleich und Benchmarking im deutschen
und internationalen Kontext zu einem vorrangigen
Tagesordnungspunkt bei der Modernisierung des
öffentlichen Sektors geworden sind, befasste sich
die Tagung mit Ansätzen des Vollzugs�Benchmar�
kings und der Leistungsvergleiche, die in der deut�
schen öffentlichen Verwaltung angewendet werden
oder in der Planung sind. 

Anknüpfend an den neuen Art 91d GG, mit des�
sen Einführung Leistungsvergleiche erstmals eine
verfassungsrechtliche Basis erhalten haben, ging es
auch um Fragen der rechtlichen Normierung von
Leistungsvergleichen und das Zusammenwirken von
Bund und Ländern bei deren Durchführung. So
ging Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland im ersten
Block der Veranstaltung auf die juristische Bedeu�
tung des Art 91d GG ein. Über die rechts� und ver�
waltungspolitische Diskussion des Artikels 91d GG
sprach anschließend Ministerialdirektor a. D. Dr.
Reinhard Timmer. Prof. Dr. Bernd Adamaschek vom
Institut für Strategie� und Organisationsentwick �
lung stellte die Ergebnisse einer Studie zu Vor�
schlägen für Strukturen und Prozesse zum Bench�

marking nach Art 91d GG vor.
Zum anderen diskutierten Experten und Praktiker

aktuelle Praxisanwendungen, Umsetzungsprobleme
und Zukunftsperspektiven dieses Reforminstru�
ments. Ministerialdirigentin Beate Lohmann, Abtei�
lungsleiterin im Bundesministerium des Innern,
stellte verwaltungspolitische Spielräume und Re�
striktionen von Leistungsvergleichen auf Bundes�
ebene vor. Den Landesvollzug von Bundesrecht be�
leuchtete Doris Dietze vom Sekretariat des Nationa�
len Normenkontrollrates. Zur kommunalen Ebene
sprach Werner Haßenkamp, Präsident der Gemein�
deprüfungsanstalt Nordrhein�Westfalen. Schließlich
beleuchtete Prof. Dr. Jörg Bogumil von der Ruhr�
Universität Bochum die verwaltungspolitischen Op�
tionen für Benchmarking. Der Frage, ob Verwaltun�
gen aus Vergleichen lernen, gingen zwei weitere
Vorträge von Manfred Leitner�Achtstätter (Kommu�
nale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanage�
ment) und Dr. Margrit Seckelmann (FÖV) nach.

Einen internationalen Ausblick auf das Bench�
marking gab es im dritten Block der Veranstaltung.
Die Auswirkungen des EU�Rechts und verpflichten�
der Benchmarks im Bereich der kommunalen Ener�
gieversorgung waren der Inhalt des Vortrags von
Dr. Bodo Herrmann, dem Leiter des Referats An�
reizregulierung der Bundesnetzagentur. Und Univ.�
Prof. Dr. Sabine Kuhlmann referierte gemeinsam
mit Forschungsreferent Tim Jäkel (FÖV) über Inter�
nationale Erfahrungen von Performance Manage�
ment und Leistungsvergleichen in Europa.

Verwaltungsmodernisierung, Benchmarking und Wettbewerb
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fragten am Wein, ihr Wissen über Wein und in wel�
chen Einkaufsstätten sie Wein kaufen. Dabei sei zu
erkennen, dass 17 Prozent der befragten Personen
durchschnittlich mindestens einmal pro Woche
Wein konsumieren. Außerdem habe sich herausge�
stellt, dass nach Konsummenge die Mehrheit des
Weines im Discounter gekauft werde, während je�
doch gemessen am Ausgabenwert mit Blick auf
Einkaufsstätten und Kundensegmente die Marktbe�
deutung des Premiumweinhandels (Fachhändler,
Winzer etc.) deutlich überwiege. Nichtsdestotrotz
liege aber der Schwerpunkt in der aktuellen Diskus�
sion eher im Lebensmitteleinzelhandel.

Daran anschließend referierte Caroline Jung (For�
schungsanstalt Geisenheim) über „Struktur und
Strategien des individuellen Weinfachhandels". In�
halt des Referats waren die Ergebnisse wissen�
schaftlicher Studien der Referentin, in denen eine
telefonische Befragung von rund 4000 nicht�sys �
temgebundener Weinfachhändler in Deutschland
durchgeführt wurde. Wein besitze demnach einen
sehr unterschiedlichen Anteil am Gesamtumsatz der
einzelnen Fachhändler. In den letzten zehn Jahren
habe sich außerdem der Umsatz der Weinfachhänd�
ler mehrheitlich positiv entwickelt. Dies zeige, dass
der Fachhandel in seiner Bedeutung für den Wein�
vertrieb bisher häufig unterschätzt wurde.

Steffen Schindler (Deutsches Weininstitut, Mainz)
präsentierte im Rahmen seines Referates „Riesling
& Co. in USA � Deutschlands wichtigster Export�
markt" die Risiken, Probleme sowie Herausforde�
rungen, die mit dem Export von deutschem Wein
in die USA � dem 2012 voraussichtlich größten
Weinmarkt der Welt � verbunden sind. Einer Studie
von Wine Opinions � einem Forschungsinstitut für
die Weinindustrie � zufolge gehe die Mehrheit der
245 befragten Mitglieder des US Weinhandels von
einem wachsenden Marktanteil von Riesling aus.
Dabei würde ein steigendes Konsumenteninteresse
am Riesling, insbesondere ein höheres Bewusstsein
für trockenen Riesling diesen Trend weiterhin schü�
ren. Damit werde die USA für Deutschland, das
über die größte Riesling�Anbaufläche verfügt, zu
einem bedeutenden Absatzmarkt. Aufgrund der
Tatsache, dass deutscher Wein im Ausland bislang
hauptsächlich als (nicht sehr populäre) „Liebfrauen�
milch" bekannt sei und folglich einen relativ gerin�
gen Marktanteil in den USA besitze, habe sich das
Deutsche Weininstitut zum Ziel gesetzt, die Qua�
lität (insbesondere) von Riesling deutlich herauszu�
stellen und mithin dessen Absatz zu fördern. Dazu
biete das Deutsche Weininstitut u. a. neben einer
„Riesling Week" auch „Food & Wine Classics in

Aspen" (Präsentation europäischer Rieslinge),
„Sommelier Spring Class" (Schulungsworkshops für
internationale Weinelite) und Reisen nach Deutsch�
land an. Auch gehörten das Exportportal, welches
Informationen für deutsche Weinexporteure anbie�
te, das Forum Export sowie Messen und Präsenta�
tionen zum weiteren Angebot des Deutschen Wein�
instituts.

Im nächsten Teil der Tagung mit dem Titel „An�
bauregelung �quo vadis?" referierte Prof. Dr. An�
dreas Knorr (Deutsche Hochschule für Verwaltungs�
wissenschaften Speyer) über die „Ökonomische[n]
Implikationen der Anbauregelungen". Eingangs
präsentierte der Referent Hintergrundinformationen
sowie Ziele des Anbaustopps und der Pflanzrechte.
An diesen Punkt anschließend stellte er die EU�
Weinmarktreform bzgl. ihrer Rechtsgrundlagen,
Ziele und erwarteten positiven wie auch negativen
Auswirkungen bei deren vollständiger Umsetzung
dar. Gewinner seien hauptsächlich die Quotenin�
haber � in der Regel die Produzenten � sowie der
Staat, falls dieser die Pflanzrechte verkaufe bzw.
versteigere. Zu den Verlierern gehören folglich die
Nachfrager, potentielle Neuanbieter, aber auch die
Branche allgemein. Da Ähnlichkeiten zu sonstigen
Agrarmärkten bestehen, können Analogien bei der
Öffnung des Weinmarktes gezogen werden. An�
hand zweier Beispiele veranschaulichte der Refe�
rent, dass der Markt schrittweise durch Übergangs�
regeln geöffnet werden müsse, um den Betroffenen
die Anpassung zu erleichtern. Auch seien Einkom�
mensstützen der Erzeuger hauptsächlich über Di�
rektzahlungen notwendig. Ökonomisch betrachtet
seien Pflanzrechte bzw. Anbaustopps � Quoten �
demnach als negativ zu bewerten, da sie vor allem
der Branche selbst schaden. Eine Öffnung des
Weinmarktes würde den bisher gebremsten Struk�
turwandel hervorrufen, jedoch nicht zu extremen
Verwerfungen führen.

Daraufhin befasste sich Oliver Sitar (Berater an der
Delegation der Europäischen Union bei den Inter�
nationalen Organisationen in Genf) mit den „Vor�
haben der EU�Kommission". Dabei stellte er die eu�
ropäische Rechtslage der Rebflächenbewirtschaf�
tung in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen.
Eingangs erörterte der Referent allgemein die
Grundzüge der Reform der Gemeinsamen Marktor�
ganisation für Wein von 2008, insbesondere die
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der EU�Weiner�
zeugung, das temporäre Rodungsprogramm und
die vorübergehende Pflanzungsrechtregelung, wel�
che 2016, bei einer möglichen nationalen Verlän�
gerung spätestens jedoch zum 31. Dezember 2018
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ausläuft. Der weitere Verlauf des Vortrages widmete
sich im Besonderen der vorübergehenden Pflan�
zungsrechtregelung, einschließlich ihrer Entste�
hungsgeschichte, ihrer historischen Ursachen sowie
den Gründen für ihr Auslaufen. Zum Abschluss sei�
nes Vortrags erläuterte er die Folgen eines Auslau�
fens dieser Regelung: Demnach können Bauern un�
gehindert Reben anpflanzen, folglich gemäß der
Marktsituation � der erwarteten Nachfrage nach �
entscheiden und somit eigenverantwortlich handeln.

Zum Abschluss des ersten Tages der 3. Speyerer
Weintagung erörterte Prof. Dr. Ulrich Stelkens
(Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaf�
ten Speyer) die „Verfassungsrechtliche[n] Vorgaben
für Folgemaßnahmen beim Auslaufen der EU�
rechtlichen Pflanzungsrechtregelung". In seinen
einleitenden Worten präsentierte er die gesetz�
lichen Grundlagen der Pflanzungsrechtregelung
und die im Rahmen des Antrags der Länder Baden�
Württemberg, Bayern, Hessen und Rheinland�Pfalz
„Entschließung des Bundesrates zur Verlängerung
der vorübergehenden Pflanzungsrechtregelung im
Weinbau" (BR�Drs. 42/11 vom 1. Februar 2011)
vorgetragenen Gründe für ihre Verlängerung.
Schwerpunkt des Vortrags bildete die Beantwor�
tung der Forschungsfragen, ob die Aufrechterhal�
tung der Pflanzungsrechtregelung auf der einen
Seite mit den Grundrechten der betroffenen Winzer
vereinbar und andererseits die Aufhebung der Vor�
zugsstellung der bisherigen Pflanzungsrechtsinha�
ber grundrechtskonform ist. Dabei wurde festge�
stellt, dass die Beibehaltung des Anbaustopps ver�
fassungsrechtlich nicht unproblematisch sei, soweit
die dem zu Grunde liegende Prognose der als ne�
gativ bewerteten Strukturveränderungen im Wein�
bau, die dies zur Folge haben soll, nicht durch eine
halbwegs gesicherte Datenbasis unterfüttert werden
könne. Ferner verletze die Aufhebung des Anbau�
stopps angesichts der langen Übergangszeiten
nicht die Grundrechte jetziger Pflanzungsrechtsin�
haber.

Im Anschluss daran hatten die Teilnehmer die Gele�
genheit, an einer Weinprobe mit anschließender
Weinkellerführung bei der Winzergenossenschaft
„Niederkirchener Weinmacher" in Niederkirchen bei
Deidesheim teilzunehmen.

Das fachliche Programm des zweiten Veranstal�
tungstages wurde von Stefan Schlotter (Richter am
Landgericht Limburg) mit seinem Vortrag „Aktuelle
Rechtsprechung zum Weinrecht" eröffnet. Seinem
Vortrag stellte er voran, dass die Entwicklung des
Weinrechts bzw. der Weinrechtsprechung vom Le�

bensmittel�, Verbraucher� und Wettbewerbsrecht
abhänge. Im ersten Teil seines Referats, der sich
auf das Thema „Weinrecht zwischen Gesundheits�
schutz, Wirtschaftsförderung und Verbraucher�
schutz" konzentrierte, beleuchtete er die Problema�
tik der unterschiedlichen Interpretationsmöglichkei�
ten nicht definierter Begriffe. Beispielsweise dürfe
die Etikettierung und Werbung von alkoholischen
Getränken mit dem Begriff „bekömmlich" nur er�
folgen, sofern dieser als nicht gesundheitsbezogen
� somit als „allgemeiner traditioneller Begriff" der
Weinsprache � verstanden wird. Im zweiten Teil sei�
nes Referates legte Schlotter aktuelle Probleme im
Bezeichnungsrecht dar. Danach seien Anspielungen
auf bzw. Übersetzungen von geschützten traditio�
nellen Begriffen zulässig, sofern sie den durch�
schnittlich informierten und aufmerksamen Ver�
braucher nicht irreführen. Als Beispiele wurden u. a.
Deutscher „Frizzante IGT" sowie „Striehween" an�
geführt. Seinen Vortrag abschließend beschäftigte
sich Schlotter mit der Finanzierung des Deutschen
Weinfonds, welche verfassungs� und europarechts�
konform sei.

Dr. Hermann Pilz (Chefredakteur Weinwirtschaft)
referierte über „Die Geschichte der Weinfälschun�
gen vom Altertum bis zur Neuzeit." Eingangs be�
leuchtete er die Entwicklung des Weinrechts mit
Blick auf Weinfälschungen in Deutschland seit dem
Mittelalter einschließlich der größten Weinskandale.
Zu den Betrugsfeldern gehöre zum einen die Ver�
änderung der chemischen Struktur, beispielsweise
die Überschreitung legaler Möglichkeiten beim Zu�
satz von Alkohol oder Zucker, aber auch die An�
wendung oder der Zusatz verbotener Stoffe wie
Glycerin und Wasser. Zum anderen zähle hierzu die
Verwendung falscher Bezeichnungen, die von fal�
schen Angaben über die Identität eines Weines
(z. B. Herkunft oder Lage) bis hin zu fragwürdigen
Auszeichnungen von Wein reiche. Zahlreiche Bei�
spiele wie die Verbindung von Wein und Blei oder
das Färben des Weines mit Vogelbeeren, die seit
dem 9. Jahrhundert die Entwicklung des Wein�
rechts mit diversen Rechtsfolgen � im Mittelalter
gar die Todesstrafe � ebenso aber auch die Entste�
hung der Weinanalytik zur Folge hatten, fundierten
die getroffenen Aussagen. Das abschließende Bei�
spiel von gefälschtem Prosecco i. V. m. dem Dis�
counter ALDI ebenso wie das Vergeben von Aus�
zeichnungen und Medaillen verdeutlichte zudem,
dass die genannten Betrugsfelder bis in die Gegen�
wart Konjunktur hätten.

Mit dem Referat von Dr. Friedhelm Leimbrock (Mi�
nisterium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft
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und Weinbau Rheinland�Pfalz, Mainz) über „Ak�
tuelles aus Weinwirtschaftspolitik und Weinrecht"
wurde die Tagung fachlich abgerundet. Im Mittel�
punkt stand dabei die neunte Änderung der Wein�
verordnung, welche die Modifizierung der Umrech�
nungsfaktoren, des Bezeichnungssystems und der
Rebsortenliste sowie in Rheinland Pfalz eine Ände�
rung der zulässigen Hektarerträge für Landwein
bzw. Deutschen Wein beinhaltet. Daran anschlie�
ßend befasste sich Leimbrock mit dem Lastenheft
„Ahr", welches eine Produktspezifikation für eine
geschützte Ursprungsbezeichnung des Qualitäts�
weins darstelle. Vor diesem Hintergrund wurde ab�
schließend die Stellungnahme der Europäischen
Kommission vorgestellt.

Insgesamt fanden alle Beiträge eine anschließend
rege Diskussion zwischen Referenten und Teilneh�
mern. Gerade mit Blick auf die strukturellen Um�
wälzungen im Weinsektor zeigte die 3. Speyerer

Weintagung, dass eine solche Veranstaltung ein
notwendiges Forum für den Austausch von For�
schungseinrichtungen, Ministerien, Winzergenos�
senschaften und Weinhandel bildet. Unterstrichen
wird diese Notwendigkeit zusätzlich durch die An�
meldungen aus zahlreichen deutschen Weinanbau�
gebieten und Institutionen aus Deutschland, Lu�
xemburg und der Schweiz sowie die durchweg po�
sitiven Rückmeldungen der Teilnehmer.

Die Tagungsreihe wird mit den „4. Speyerer Wein�
tagen" am 19./20. April 2012 fortgesetzt.

Die Präsentationen der Referenten der „3. Speyerer
Weintagung" sind auf der Homepage von Univ.�
Prof. Dr. Ulrich Stelkens unter folgendem Link ab�
rufbar: http://www.dhv�speyer.de/stelkens/Weinta�
gung/index.html (passwortgeschützt).

Melanie Nofz / Olivia Seifert

Bereits zum dritten Mal fanden am 8. und 9. Sep�
tember 2011 unter der wissenschaftlichen Leitung
von Univ.�Prof. Dr. Ulrich
Stelkens die Speyerer Tage
zum Friedhofs� und Bestat�
tungsrecht statt � ein Ta�
gungsthema, das zunächst
ungewöhnlich anmuten mag,
teilweise gar auf Unverständ�
nis stößt. Bei den mit Aufga�
ben der Friedhofsverwaltung
und Angelegenheiten des Be�
stattungsrechts in Ministe�
rien, Kommunen, Kirchen
und Privatwirtschaft Betrau�
ten besteht allerdings ein er�
hebliches Interesse an einer nicht nur praxisorien�
tierten, sondern vor allem auch wissenschaftlich
fundierten Aufbereitung der rechtlichen und prakti�
schen Probleme, die sich bei ihrer täglichen Arbeit
stellen. Wie in den vergangenen Jahren bot die von
über 100 Teilnehmern aus ganz Deutschland be�
suchte Veranstaltung hierfür eine Plattform.

Eröffnet wurde das fachliche Programm von Privat�
dozent Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rechtswis�
senschaftliche Fakultät und Institut für Wissen�
schaft und Ethik, Bonn) mit seinem umfassenden
Überblick über die „Aktuelle Rechtsprechung zum
Friedhofs� und Bestattungsrecht". Neben dem „Up�
date" der seit der Tagung im vergangenen Jahr er�

lassenen Rechtsprechung zur Bestattung im Wege
der Ersatzvornahme und der Sozialbestattung führ�

te sein „Streifzug" in diesem
Jahr insbesondere durch die
einschlägige Rechtsprechung
im Bereich des Grabgestal�
tungsrechts. Dabei setzte er
sich ausführlich mit dem in
vielen Friedhofssatzungen
festgeschriebenen Verbot der
vollständigen Grababdeckung
auseinander � ein Verbot, das
jedenfalls in das Recht des
Friedhofsbenutzers auf freie
Entfaltung seiner Persönlich�
keit nach Art. 2 Abs. 1 GG

eingreift. Denn dieses Grundrecht umfasse auch
den Wunsch der Hinterbliebenen, des Toten nach
eigenen Vorstellungen zu gedenken und hierzu
Grabmale nach eigener Gestaltung zu errichten.
Gerechtfertigt sei dieser Eingriff indes, soweit er
der Verwirklichung allgemeiner Friedhofszwecke
dient, wozu neben der geordneten und würdigen
Bestattung der Toten und dem ungestörten Toten�
gedenken gerade auch die Gewährleistung einer
ungehinderten Leichenverwesung innerhalb der Ru�
hefristen gehöre, was je nach Bodenbeschaffenheit
aufgrund verringerter Sauerstoffzufuhr bei einer
Vollabdeckung problematisch sein könne. Ein wei�
terer Schwerpunkt des Vortrages bildete neben dem
Friedhofszwang für Urnen, ausgewählten Proble�

3. Speyerer Tage zum Friedhofs� und Bestattungsrecht

Intensive Diskussionen in der Aula   Fotos: Friedhofskultur
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men der Grabnutzungsgebühren, der Zulassung
von Gewerbetreibenden auf einem Friedhof sowie
der Zulässigkeit eines Krematoriums im Gewerbege�
biet die im Anschluss an den Vortrag heftig disku�
tierte Umbettung von Leichen und Urnen. Die stets
mit einer Störung der Totenruhe verbundene Um�
bettung ist nur bei Vorliegen eines „wichtigen
Grundes" zulässig. Unter Darstellung der einschlä�
gigen Rechtsprechung, die nach wie vor von dem
Ausnahmecharakter der Umbettung ausgeht, schil�
derte der Referent, in welchen Fällen das Vorliegen
eines „wichtigen Grund" anzunehmen ist.

Im Anschluss hieran präsentierte Dr. Dr. Hans Joa�
chim Widmann (Rechtsanwalt, Hamburg) eine viel�
fältige und weitreichende Übersicht über „Aktuelle
zivilrechtliche Probleme des Bestattungsrechts und
ihre Bedeutung für die Friedhofsverwaltung".
Gegenstand dieses Überblickes war etwa die Frage,
wer die Kosten der vom Bestatter und Friedhof er�
brachten Leistungen trägt und wie zu verfahren ist,
wenn der Zahlungsverpflichtete tatsächlich zah�
lungsunfähig ist. Gibt es neben dem Zahlungsver�
pflichteten weitere Verpflichtete, die auf vertrag�
licher oder gesetzlicher Grundlage herangezogen
werden könnten? Kann bei unbekannten Erben für
die Bestattung auf den Nachlass zurückgegriffen
werden? Was gehört eigentlich zu den zu vergü�
tenden Kosten einer Bestattung? Gehören hierzu
auch die Folgekosten der Grabpflege? Welches Ge�
richt ist örtlich zuständig? Des Weiteren erörterte
der Referent, wer von mehreren Totenfürsorgebe�
rechtigten maßgeblich über Form, Art und Ort der
Bestattung zu entscheiden hat. Kann z. B. ein min�
derjähriges Kind, dessen Eltern nicht verheiratet
waren, vertreten durch die Mutter bestimmen, an
welchem Ort der verstorbene Vater bestattet wer�
den soll, auch entgegen dem ausdrücklichen Willen
der Mutter des Verstorbenen?

Dr. Günter Böttcher (Richter am Oberverwaltungs�
gericht Schleswig�Holstein, Schleswig) beschäftigte
sich schließlich mit „Aktuelle[n] Probleme[n] des
Friedhofsgebührenrechts". Der erste Teil seines Vor�
trages galt der Kostenartenrechnung und zunächst
der Frage, welche Kosten in die Grabnutzungsge�
bühr konkret eingerechnet werden können und ins�
besondere, ob etwa auch sog. „Overhead�Kosten",
also die ohnehin anfallenden Verwaltungsgemein�
kosten für Verwaltungsleitung oder Gemeinderat
anteilig in die Kalkulation einzustellen sind. Dem
folgten Ausführungen über die Zulässigkeit der Be�
rücksichtigung des sog. „Grünanteils" bzw. „grün�
politischen Beiwerts". Hierbei handelt es sich um
Kosten, die durch die Wahrnehmung anderweitiger,

nicht friedhofsspezifischer Aufgaben entstehen und
nach gebührenrechtlichen Grundsätzen nicht in die
Grabnutzungsgebühren einzukalkulieren sind. Pro�
blematisch sei je�
doch in diesem Zu�
sammenhang, wie
dieser aus den
Grabnut�zungsge�
bühren auszuglie�
dernde Öffentlich�
keitsanteil metho�
disch und seinem
Umfang nach zu
bemessen ist, was
der Referent näher
erörterte. Einen weiteren Schwerpunkt des Vortra�
ges bildete die Frage der gebührenrechtlichen Be�
handlung der durch Vorhalte� und Überhangflä�
chen entstehenden Kosten sowie der Zulässigkeit
von Auswärtigen� und Andersgläubigenzuschläge.
Ferner erläuterte der Referent, an wen die Gebüh�
renforderung zu richten ist und ob im Rahmen der
Erhebung von Grabnutzungsgebühren auch Grab�
abräumgebühren erhoben werden können.

Dr. Markus Freiherr von Thannhausen (Justiziar des
Bistums Speyer a. D.) widmete sich in seinem Vor�
trag über „Public�Church�Partnership im Friedhofs�
wesen" den Möglichkeiten einer Zusammenarbeit
von Staat und Kirchen und der Entlastung des
Staates durch die Übernahme von Aufgaben durch
die Kirchen. Einleitend zeigte er die verfassungs�
rechtlichen Grundlagen der Kooperation von Staat
und Kirchen auf, indem er insbesondere auf die
prinzipielle Trennung von Staat und Kirchen, den
öffentlich�rechtlichen Status der Kirchen sowie der
Religions� und Kir�
chenfreiheit ein�
ging. Dem folgten
detaillierte Ausfüh�
rungen über eine
mögliche Koopera�
tion von Staat und
Kirchen im Fried�
hofswesen, wobei
er kommunale und
kirchliche Friedhöfe
einander gegenüber
stellte und die unterschiedlichen Aufgaben und
Ausgestaltungsformen und schließlich die Optionen
einer Zusammenarbeit herausstellte.

Abgerundet wurde der erste Veranstaltungstag mit
Berichten aus der Praxis, in denen insbesondere das
am Vormittag zum Teil kontrovers diskutierte The�

Dr. Günter Böttcher

Hartmut Jossé
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ma der Umbettung aufgegriffen und veranschau�
licht wurde. Zunächst schilderte Dipl.�Verw.wirt
(FH) Hartmut Jossé (Standesbeamter, Leiter des
Standesamtes und des Friedhofs der Stadt Speyer)
„Die Umbettung im praktischen Alltag der Fried�
hofsverwaltung". Nach einer Darstellung der
Rechtsgrundlagen nach dem Bestattungsgesetz

Rheinland�Pfalz
und der Friedhofs�
satzung der Stadt
Speyer für eine
Umbettung, die
nur in besonderen
Fällen bei Vorlie�
gen eines dringen�
den öffentlichen
oder privaten
Grundes möglich
ist, präsentierte er

eine umfangreiche Statistik über Bestattungen,
Beisetzungen und Umbettungen in Speyer von
1980 bis heute. Schließlich beschrieb der Referent
die praktische Durchführung einer Umbettung
innerhalb und außerhalb der Ruhefristen und der
insbesondere mit einer Umbettung innerhalb der
Ruhefristen verbundenen Probleme. Dem folgte der
Praxisbericht von Dipl.�Ing. (FH) Heinrich Kettler
(Cemterra GmbH, Münster) über die Sanierung des
Friedhofs Mömlingen. Nach der Darstellung der
dort anzutreffenden Boden� und damit zusammen�
hängenden Verwesungsprobleme beschrieb er die
einzelnen Schritte der Sanierung des Friedhofs von
der Auftragserteilung über die Planung und Kom�
munikation, insbesondere mit der Bevölkerung, bis
hin zur eigentlichen Ausführung. Besonders proble�
matisch sei der Fund zahlreicher sog. „Wachslei�
chen" gewesen, die aufgrund der Umgebungsbe�
dingungen nicht innerhalb der vorgesehenen Ruhe�
fristen vollständig verwest sind.

Auftakt des zweiten Veranstaltungstags bildete der
Vortrag von Privatdozentin Dr. Birgit Schmidt am
Busch (Akademische Direktorin, Ludwig�Maximili�
ans�Universität München) über den „Postmortale[n]
Würdeschutz und Bestattungsrecht", ein Konzept,
das in diesem Zusammenhang oft als Argument
gegen Innovationen und neue Bestattungsformen
herangezogen wird. Ihren Vortrag eröffnete sie mit
der Kritik an der Herleitung einer postmortalen
Würde der menschlichen Überreste aus Art. 1 Abs.
1 GG, der es gebiete die Verstorbenen zwingend
nach den traditionellen Vorstellungen auf dem
Friedhof zu bestatten. Denn aus dogmatischer
Sicht erweise sich die Anwendung der Menschen�
würdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG auf die

menschlichen Überreste als äußerst fragwürdig und
ließe sich weder durch eine Annäherung über eine
positive Bestimmung des Schutzbereichs noch über
eine Konkretisierung der Verletzungshandlungen
begründen. Stattdessen schlug die Referentin einen
Perspektivenwechsel vor, wonach der Umgang mit
dem menschlichen Leichnam bzw. mit den Asche�
resten nicht als Frage der Würde des menschlichen
Leichnams zu behandeln sei, sondern als Phäno�
men unter Lebenden. Es gehe vielmehr um die
Achtung und Schonung der Lebenden, insbesonde�
re um deren Empfindungen und um die religiöse
bzw. weltanschauliche Haltung der Gesellschaft
zum Tod. Fragen zum Umgang mit dem mensch�
lichen Leichnam seien daher im Wege eines Aus�
gleichs zwischen den betroffenen grundrechtlich
geschützten Individualinteressen insbesondere der
Hinterbliebenen und den jeweils vorherrschenden
Anschauungen der Gesellschaft zu lösen. Als Maß�
stab für bestattungsrechtliche Regelungen kämen
dann ausschließlich allgemeine Grundrechte (Art. 4,
Art. 2 Abs. 1 GG) in Betracht. Daran anschließend
beleuchtete sie die Auswirkungen des Perspektiven�
wechsels insbesondere im Hinblick auf Bestattungs�
zwang, Bestattungsarten, Friedhofszwang, Leichen�
besorgung (insb. Sargzwang), auf Beisetzungsfor�
men, Umbettungen, Friedhofs� und Grabgestaltung
sowie auf die Privatisierung des Bestattungswesens.

Dem folgten die Ausführungen von Dr. Diana Za�
charias (Wissenschaftliche Referentin, Max�Planck�
Institut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht, Heidelberg) zu dem Thema „Religions�
freiheit und Bestattungsrecht". Einleitend schilderte
sie die neuen Ansprüche und Herausforderungen
für das Bestattungswesen durch die Pluralisierung
der religiösen Überzeugungen, insbesondere durch
den steten Zuwachs der Muslime in Deutschland,
deren Gebote für die Bestattung teilweise deutlich
von den herkömmlichen Vorstellungen abweichen.
Auch wenn die Bestattungsgesetze der Länder da�
hingehend wesentlich überarbeitet wurden und den
muslimischen Vorstellungen recht weit entgegenge�
kommen seien, bestehe nach wie vor erhebliches
Konfliktpotential. Dies gelte insbesondere in den
Fällen, in denen unter Berufung auf die Religions�
freiheit eine Abweichung von zwingenden Bestat�
tungsvorschriften gefordert wird. Nach einem Über�
blick über das Grundrecht der Religionsfreiheit aus
Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, seinen Inhalt, seine
Schranken und seine Wahrnehmungsberechtigten
beleuchtete die Referentin konkrete Kollisionslagen
im Verhältnis zwischen Religionsfreiheit und Be�
stattungsrecht, wie etwa die Bestattung auf eige�
nen Friedhöfen oder gesonderten Grabfeldern, dem

Heinrich Kettler
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sarglosen Begräbnis innerhalb von 24 Stunden und
der unbefristeten Anlegung der Grabstätte, und
unterbreitete Vorschläge zu ihrer Auflösung.

Vervollständigt wurde das wissenschaftliche Pro�
gramm der Tagung mit den Erwägungen von Dr.
Julie�Andrée Trésoret (Richterin am Sozialgericht
Mannheim) über „Möglichkeiten, Risiken und Ne�
benwirkungen des Einsatzes von 1�Euro�Jobbern
in der Friedhofsverwaltung". Nach einer Darstel�
lung der historischen Hintergründe für die Beschäf�
tigung von Transferleistungsempfängern auf Nie�
drigentgeltbasis erläuterte sie ausführlich die ge�
setzlichen Voraussetzungen für die rechtmäßige
Beschäftigung von Leistungsempfängern nach dem
SGB II in sog. Arbeitsgelegenheiten mit Mehr�auf�
wandsentschädigung (sog. „1�Euro�Jobs") und
ging sodann auf die tatsächlichen Einsatzmöglich�
keiten von 1�Euro�Jobbern auf den Friedhöfen un�
ter Beachtung der Vorgaben � insbesondere aus der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts � ein.
Hierbei betonte sie insbesondere, dass der Einsatz
von 1�Euro�Jobbern nur zulässig ist, wenn es sich
einerseits um im öffentlichen Interesse liegende,
zusätzliche Tätigkeiten handelt, also gemeinnützige
Tätigkeiten, die nicht, nicht in diesem Umfang
oder erst zu einem späteren Zeitpunkt durchge�
führt worden wären, und wenn andererseits die
Heranziehung für den konkreten Leistungsempfän�
ger notwendig ist, um ihn wieder an den Arbeits�
markt heranzuführen. Angesichts dieser hohen
rechtlichen Hürden, die vor dem Hintergrund des
zu befürchtenden Verdrängungswettbewerbes sehr
eng auszulegen seien, würden die positiven Ne�
benwirkungen des grundsätzlich möglichen Einsat�
zes von 1�Euro�Jobbern in der Friedhofsverwal�
tung durch die faktischen negativen Nebenwirkun�
gen überlagert, insbesondere durch die finanziel�
len Ausgleichsrisiken in Folge einer rechtswidrigen
Heranziehung von 1�Euro�Jobbern.

Die jeweils an die Vorträge anschließenden Diskus�
sionen waren durch ein ausgesprochen hohes Ni�
veau gekennzeichnet und haben erneut gezeigt,
dass es möglich ist, trotz unterschiedlicher Interes�
senlagen auf gemeinsamer Grundlage Problemlö�
sungen zu suchen, die der besonderen Sensibilität
des Tagungsgegenstandes gerecht werden. Nicht
nur die Themenvielfalt und die gelungene Zusam�
menstellung der Referenten, die zum Teil aus ganz
unterschiedlichen Perspektiven an die aufgeworfe�
nen Fragestellungen herantraten, sondern gerade
auch das „Zur�Verfügung�Stellen" einer gemein�
samen Diskussionsplattform sorgten daher für eine
gelungene Fortsetzung der „Speyerer Tage zum

Friedhofs� und Be�
stattungsrecht". 

Die Tagungsreihe
wird mit den „4.
Speyerer Tagen
zum Friedhofs� und
Bestattungsrecht"
am 13. und 14.
September 2012
fortgesetzt. Gegen�
stand der kommen�
den Tagung werden u. a. der Bestattungsmarkt in
Deutschland, DIN�Vorschriften für Bestatterleis �
tungen, Bestattungen von Tot� und Fehlgeburten,
der Friedhof als öffentliche Sache, Verkehrssiche�
rungspflichten sowie der Einsatz von ehrenamt�
lichen Helfern auf Friedhöfen sein.

Die Präsentationen der Referenten der „3. Speyerer
Tage zum Friedhofs� und Bestattungsrecht" sind
für die Teilnehmer zugängig auf der Homepage
von Prof. Dr. Ulrich Stelkens unter http://www.dhv�
speyer.de/stelkens/Weiterbildung/
Friedhofsrecht3.htm.

O. S.

Dr. Julie-Andrée Trésoret
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Vom 21. bis 23. September 2011 fand im Rahmen
einer DAAD�Ostpartnerschaft mit den russischen
Partnerinstitutionen Tjumen State University und
Far Eastern Academy for Public Administration
(Chabarowsk) der Workshop „Korruptionsbekämp�
fung im deutsch�russischen Vergleich" unter der
wissenschaftlichen Leitung von Univ.�Professor Dr.
Andreas Knorr an der Deutschen Hochschule für
Verwaltungswissenschaften Speyer (DHV Speyer)
statt. 

Vor dem Hintergrund, dass Korruption in Deutsch�
land und Russland als gesellschaftliches Problem
ersten Ranges gilt, lag der Schwerpunkt der Ver�
anstaltung auf dem interdisziplinären Vergleich
der Antikorruptionspolitik und den Antikorrup�

tionsmaßnahmen in beiden Ländern. Ein histori�
scher Überblick über die Korruptionsbekämpfung
in Deutschland und Russland wurde den Teilneh�
mern durch die Vorträge von Dr. Laure Ognois
(DHV Speyer), Dr. Nikolay Maksimowitsch Gorbu�
nov (Rektor Far Eastern Academy for Public Admi�
nistration, Chabarowsk) und Dr. Ljudmila Ivanovna
Gorbunova (Prorektorin Far Eastern Academy for
Public Administration, Chabarowsk) vermittelt. 

Diesem Überblick folgten die Referate von Dr. Na�
talia Leonidovna Orechova* über die „Antikorrup�
tionsexpertise der Gesetzgebungsakte als Präven�
tivmaßnahme der Korruptionsbekämpfung: russi�
sche Erfahrungen", Dr. Natalia Michajlovna Med�
vedewa* über „Die Rolle der Nichtregierungsorga�
nisationen bei der Korruptionsbekämpfung" sowie
von Dr. Mindogulov* über die „Korruptionsprozes�
se im regionalen Sozialbereich", welche den Ge�
dankenaustausch zu den Themen Korruptionsbe�
kämpfung und �prävention weiterführten. 

Das fachliche Programm des zweiten Veranstal�
tungstages wurde von Dr. Rahel Schomaker (DHV
Speyer) mit ihrem gemeinsam mit Prof. Dr. Andre�
as Knorr und Melanie Nofz verfassten Vortrag
„Korruption in Public Private Partnerships" eröff�
net. 

Den Schwerpunkt des folgenden Teils des Work �
shops stellte die Korruptionsabwehr in Russland
dar. Dazu referierte Dr. Mikhail Borodach (Prorek�

Antikorruptionspolitik im deutsch�russischen Vergleich

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am deutsch-russichen Workshop „Korruptionsbekämpfung“                                                        Foto: DHV

Rektor Fisch (r.) konnte den Rektor der Far Eastern Academy for Pu-
blic Administration (Chabarowsk) ... 
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Das Internet beginnt die Suche
nach Gesundheitsleistungen,
insbesondere die Arztsuche, zu
verändern. Der neue AOK�Arzt�
navigator, das Arztbewertungs�
portal der Ersatzkassen sowie
zahlreiche Arztbewertungs�
plattformen privater Betreiber
erfreuen sich wachsender Be�
liebtheit. Der Pflege�TÜV hat
in der Öffentlichkeit ebenso
große Aufmerksamkeit wie Kri�
tik erfahren. 

Diese Internetportale werfen
eine Fülle von aktuellen Fra�
gen auf. Ihnen widmete sich
die Tagung „Bewertungsporta�
le im Gesundheitswesen (Arzt�
bewertungsportale, Pflege�
TÜV)", die am 10. und 11.

Oktober 2011 an der DHV
Speyer stattfand.

Ziel der Tagung war es, die
Entwicklungen aufzugreifen,
die sich gerade im Gesund�
heitswesen mit den Möglich�
keiten eines kollaborativen In�
formationsmanagements im
Internet verbinden. Sie sollte
aktuelle Entwicklungen sowie
Handlungsansätze aufzeigen
und analysieren, die einen Bei�
trag zur Rationalisierung der
Suche nach dem jeweils geeig�
netsten Anbieter von Gesund�
heitsleistungen erbringen. 

Zu diesem Zweck brachte die
Tagung die relevanten Ent�
scheidungsträger, insbesondere

Betreiber der Portale, Ärzte,
Krankenkassen und weitere So�
zialversicherungsträger sowie
ihre jeweiligen Verbände,
Minis terien, Richter und An�
wälte, erstmals zu einem Bran�
chentreffen zusammen.

Aus der Blickrichtung verschie�
dener Disziplinen und unter
Berücksichtigung der unter�
schiedlichen Interessengrup�
pen, die von der neuen Hand�
lungsform der Bewertungs�
plattform in besonderer Weise
berührt sind, hat die Tagung
den Gedankenaustausch und
die wissenschaftliche Durch�
dringung der Fragen eingelei�
tet bzw. befördert. Als Referen�
ten konnte der Veranstalter

Bewertungsportale im Gesundheitswesen 
(Arztbewertungsportale, Pflege�TÜV)

tor, Tjumen State University Legal Department)
über die Korruptionsprävention im Auftragswesen,
Dr. Ivan Sergeevitch Romantchuk** und Dr. Irina
Pluzhnik** über die Korruptionsabwehr in Behör�
den, Dr. Anatoliy Kostylev** über die Prävention
von Korruption in der Verkehrswirtschaft sowie Dr.
Alexandr Khabarov** über die Korruptionsabwehr
im Bereich des Grundeigentums mit Bezug zu der
Anwendung vermögensrechtlicher Sanktionen für
Korruptionsverbrechen in der russischen Strafge�
setzgebung. Privatdozent Dr. Christian Koch (DHV
Speyer) erörterte schließlich die „Korruptionsprä�
vention und [das] Transparenz�Gebot im Dritten
Sektor". Schwerpunkt seines Referats bildete der
Vergleich zu den vorhergehenden Referaten über
die Präventionsbekämpfung bzw. �prävention in
Russland. Den Workshop abrundend beleuchtete
Dr. Kira Baranova (Forschungsinstitut an der DHV
Speyer) „Korruption, Steuerhinterziehung und
Geldwäsche � nationale und internationale Aspek�
te der Korruptionsbekämpfung". 

Allen Beiträgen folgte jeweils eine rege Diskussion
zwischen Referenten und Teilnehmern über die
Wege der effizientesten Korruptionsbekämpfung. 

Der Workshop wurde mit einem kulturellen Teil in
Form einer Exkursion nach Baden�Baden abge�
schlossen. 

Das Gesamtprogramm des Workshops finden Sie
unter folgender Webseite: http://www.dhv�spey�
er.de/Internationales/PDF/Programm%20Works�
hop%2 0DAAD_Ostpartnerschaft.pdf.

*  Far Eastern Academy for Public Administration, Chabarowsk
** Tjumen State University

... und den Prorektor der Tjumen State University (r.) zum Workshop
an der DHV Speyer begrüßen                                         Fotos: DHV 
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bekannte Juristen, Ökonomen
und Mediziner aus Wissen�
schaft und Praxis gewinnen,
die für eine hohe Qualität der
Vorträge und der Fachdiskus�
sionen sowie die bei der Be�
handlung der Thematik gebo�
tene interdisziplinäre Betrach�
tung bürgen: Referiert haben
etwa Herr Jürgen Graalmann,
der Vorstandsvorsitzende der
AOK, Professor Dr. Schöffski,
Professor Dr. Emmert, Profes�
sor Dr. Hasseler. 

Es handelte sich um die erste
wissenschaftliche Fachtagung,
die sich der Frage nach den
Chancen und Risiken von Be�
wertungsplattformen im Ge�
sundheitswesen in dieser ver�
tieften und unabhängigen
Form stellte. Besonderen Wert
legte der Veranstalter dabei
darauf, eine unparteiliche und
unabhängige Meinungsbildung
zu ermöglichen, die von der
Stärke des überzeugendsten
Sacharguments getragen wur�
de.

Unter dem Obertitel „Bewer�
tungsportale im Gesundheits�
wesen" behandelte die Veran�
staltung zwei Themenschwer�
punkte: Arztbewertungsportale
sowie den Pflege�TÜV.

Den aktuellen Fragen und Ent�
wicklungen, die sich mit Arzt�
bewertungsportalen verbinden,
näherte sich die Veranstaltung
in drei Schritten: Eine Be�
standsaufnahme und Kritik
durch den für seine Studien zu
Arztbewertungsportalen be�
kannt gewordenen Professor
Dr. Martin Emmert sowie eine
Verteidigung des AOK�Arztna�
vigators durch den Vorsitzen�
den des Vorstandes der AOK

Herrn Jürgen Graalmann bilde�
ten den Anfang. Es schloss
sich eine politische Bewertung
und Stellungnahme im Rah�
men einer Podiumsdiskussion
an, an der Vertreter der priva�
ten Betreiber, der Patienten
und der Ärzteschaft teilnah�
men. Eine gesundheitsökono�
mische Betrachtung („Was
macht ein gutes Arztbewer�
tungsportal aus?"; „Erkennt�
nisse der Evaluationsforschung
zur Bewertung von Gesund�
heitsleistungen") stellten Pro�
fessor Dr. Oliver Schöffski und
Professor Dr. Anke Simon an. 

Die noch weitgehend unge�
klärte juristische Analyse von
Arztbewertungsportalen gingen
der Landesbeauftragte für den
Datenschutz des Landes Rhein�
land�Pfalz Edgar Wagner so�
wie Professor Dr. Mario Martini
an. Ersterer hat im Schwer�
punkt die rechtlichen Grenzen
privater Arztbewertungsportale
beleuchtet, Letzterer hat sich
am Beispiel des AOK�Arztnavi�
gators, des Barmer GEK�Arzt�
navis sowie des Arztbewer�
tungsportals des Verbandes der
Ersatzkassen der Frage nach
der Zulässigkeit öffentlich�
rechtlicher Arztbewertungspor�
tale zugewendet. Perspektiven
der Patienteninformation wur�
den im Anschluss von Dr. Ste�
fan Etgeton gezeigt.

Für nicht minder großen Dis �
kussionsstoff und Innovations�
grad sorgte die Analyse des In�
struments „Pflege�TÜV", die
renommierte Fachvertreter im
Rahmen der Tagung vornah�
men: Der Referatsleiter im
Bundesministerium für Ge�
sundheit Dr. Christian Berrin�
ger unternahm zunächst eine

Bestandsaufnahme und stellte
aktuelle rechtspolitische Ent�
wicklungen vor. Frau Professor
Martina Hasseler, die die maß�
gebliche Studie zur Einführung
des Pflege�TÜV verfasst hat,
widmete sich im Anschluss der
schwierigen Grundfrage: „Wie
lässt sich die Qualität guter
Pflege messen?". 

Auf dieser Grundlage traten
Vertreter des medizinischen
Dienstes der Krankenkassen
(Dr. Peter Pick), der Einrich�
tungsträger (Klaus Bölicke) so�
wie Repräsentanten des Ver�
braucherschutzes (Sabine Strü�
der) in einen Dialog zu den
Kontroversen der in der Diskus�
sion befindlichen Punkte ein.
Eine juristische Analyse zu den
Fragen, die die Sozialgerichte
im Hinblick auf den Pflege�
TÜV im Moment intensiv be�
schäftigen (insbesondere Ver�
fassungsmäßigkeit der Verbän�
devereinbarung, Zulässigkeit
von „Risikohinweisen" und
„Sondersuchfunktionen" etc.),
bürgte für reichlich Diskus�
sionsstoff. 

Professor Dr. Thomas Klie,
RAin Dr. Silke Dulle und RA
Jörn Bachem lieferten sich als
in der Pflegebranche renom�
mierte Rechtswissenschaftler
von ihren unterschiedlichen
Ausgangspositionen her einen
Schlagabtausch unterschied�
licher Sichtweisen, der die Ta�
gung als Forum konstruktiver
Debatten und der Meinungs�
bildung der maßgeblichen Ent�
scheidungsträger abrundete.
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Unter dem Motto „Macht Stadtluft noch frei?" richtete
die Stadt Speyer in Kooperation mit der Deutschen
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer und
dem „Medium Cities Network" (MECINE) am 15. und
16. September 2011 ei�
ne Europäische Konfe�
renz aus, an welcher
Vertreter aus Politik
und Verwaltung aus
zehn europäischen
Staaten teilnahmen.
Mit dem Titel der Ver�
anstaltung „Macht
Stadtluft noch frei?"
knüpfte OB Eger, der�
zeit Sprecher des Netz�
werks, an das 900. Ju�
biläum der Bürgerrechte der Speyerer Bürgerschaft an.

MECINE ist ein Netzwerk von europäischen Mittel�
städten, dem neben Speyer, das derzeit den Vorsitz
führt, die Städte Chartres (Frankreich), Ravenna (Ita�
lien), Évora (Portugal), Delft (Holland), Roskilde (Däne�
mark), Linköping (Schweden), Tönsberg (Norwegen),
Joensuu (Finnland) und Gniezno (Polen) angehören.
Alle Mitgliedskommunen des Netzwerks müssen eine
herausragende kulturelle und historische Bedeutung für
die Geschichte ihres jeweiligen Landes haben und eine
universitäre Einrichtung in ihren Mauern beherbergen.
Alle Mitgliedskommunen waren auf der Konferenz ver�
treten, und auch eine sich gerade an der DHV Speyer
aufhaltende Delegation chinesischer Wissenschaftler
und Verwaltungsexperten nahm an der Konferenz teil,
um dort die Perspektiven der kommunalen Selbstver�
waltung in Europa kennenzulernen. 

Ziel der Konferenz war es, aktuelle Problemfelder der
MECINE�Kommunen zu vergleichen und Entwicklungs�
perspektiven aufzuzeigen. Der Speyerer Oberbürgermeis �
ter Eger und der Rektor der DHV Speyer, Univ.�Prof. Dr.
Stefan Fisch, eröffneten die Konferenz. Univ.�Prof. Dr.
Sabine Kuhlmann (DHV Speyer) hielt den Eröffnungs�
vortrag über „The future of local self�government in
Europe“. Die Inhaberin des Lehrstuhls für Vergleichende
Verwaltungswissenschaften beleuchtete die unter�
schiedlichen Traditionen und Kulturen in den Kommu�
nalverwaltungen innerhalb Europas. 

Als eine große Herausforderung für die Kommunen
der Zukunft bezeichnete Kuhlmann die aktuelle Ent�
wicklung, ihnen bei gleichzeitiger Mittelkürzung immer
mehr neue Aufgaben zuzuweisen. Eine Lösung könne
hier in übergemeindlicher Zusammenarbeit liegen, wo�
bei dezentrale Lösungen jedoch kein Allheilmittel sein
könnten. Mit Frankreich und Schweden, wo bis zu 
60 % der erhobenen Steuern den Kommunen zuflös�

sen, stellte Kuhlmann dann Beispiele dafür vor, wie
Kommunen finanziell so ausgestattet werden können,
dass sie ihre Aufgaben erfüllen können.

In einem kurzen Gaststatement wies dann Prof.
Wang Yukai aus der VR
China auf die Unter�
schiede europäischer
und chinescher Mittel�
städte hin. Zu letzteren
gehören im Reich der
Mitte Kommunen mit
mindestens 500.000
Einwohnern. Yukai er�
läuterte, dass auch in
China Städte inzwischen
ähnliche Probleme hät�
ten wie europäische

Kommunen. In einem weiteren Referat stellte der Spre�
cher des Oberbürgermeisters und städtische Beauftragte
für das MECINE�Netzwerk, Dr. Matthias Nowack, das
Umfeld Speyers im Bund europäischer Mittelstädte vor.
Besonderes Gewicht legte er auf die latente Finanz�
schwäche der MECINE�Städte, ihre zunehmend proble�
matische, demographische Struktur und die in einigen
Fällen feststellbare, fehlende Einbettung in regionale
Kooperationen. Kritisch beleuchtete er die Auswirkun�
gen des Tourismus auf die urbane Wirtschaftsstruktur:
Hier drohe die Gefahr, dass Kommunen in sich selbst
erstarren und zu „lebenden Museen" werden, obgleich
Museen, Theater und Galerien gerade auch für die an�
sässige Bevölkerung große Bedeutung hätten.

Anschließend fanden drei Workshops zu „Intelligente
Wachstumsstrategien für die Städte", zu „Nachhaltiger
Stadtentwicklung einschließlich Klimaschutzprogram�
me" und zu „Sozial ausgewogener Stadtentwicklung"
(geleitet von Dipl.�Pol. Philipp Richter) statt. Ein ge�
meinsames „Bürgermeisterpodium" setzte dann den
Schlusspunkt der Konferenz, bei dem eine „Declaration
of Speyer" unterzeichnet wurde, die sich auf den wei�
teren Austausch von Erfahrungen und die künftige
Durchführung von gemeinsamen Projekten bezieht.
Nachdem in den ersten Jahren des Netzwerkes der In�
formationsaustausch zwischen den Mitgliedern im
Vordergrund gestanden hat, sollen nun konkrete ge�
meinsame Projekte folgen, zunächst beschränkt bis
zum Jahr 2015, da in diesem Jahr neue Förderrichtli�
nien der EU in Kraft treten sollen.

Macht Stadtluft noch frei?
Europäischer Städtegipfel der Stadt Speyer und der DHV Speyer

Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann, Rektor Fisch, Oberbürgermeister Eger und
Dr. Nowack (v. l.)                                                    Foto: DHV-Archiv
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Das Semesterprogramm der KHG/ESG (Katholi�
sche und Evangelische Hochschulgemeinde) an
der DHV Speyer startete wieder mit der Semes �
ter�Eröffnungs�Frühschicht, die anschließend je�
de Woche immer Mittwochs morgens um 8.00
Uhr im Clubraum 3 stattfand, mit � ganz wichtig

� einem anschließenden gemeinsamen Frühstück.
Verschiedenste Themen kamen hier zur Sprache.

Zwei Frühschichten waren etwas Besonderes,
denn in diesem Semester wollte sich eine DHV�
Hörerin aus Südkorea katholisch taufen lassen.
Wir nahmen sie im Rahmen einer Frühschicht of�
fiziell in den Kreis der Taufbewerber (Katechume�
nat) auf. 

Die Taufe fand schließlich Ende Juni 2011 in der
St. Bernhards�Kirche in Speyer�Mitte statt. Der
Leiter des Priesterseminars in Speyer Regens Mar�
kus Magin nahm die Taufe vor. Im gleichen Got�
tesdienst wurde auch die Firmung gespendet und
sie erhielt zum ersten Mal das heilige Brot.

Großes Interesse fand auch (wieder) die Führung
mit Domkapitular und Domdekan Dr. Christoph
Kohl durch den Speyerer Dom. Genau am Tag
der Führung erklang zum ersten Mal die neue
große Domorgel. Alle waren sehr beeindruckt
und lauschten der Intonation des neuen Instru�
ments. Nach etwa drei (!) Stunden � fast alle der
ca. 60 Hörer/innen hielten freiwillig so lange
durch � Informationen rund um und im Weltkul�
turerbe ging es dann noch in den „Domnapf",
um den Abend gemütlich ausklingen zu lassen.

Inmitten des großen Salier�Jubiläumsjahres stand
natürlich auch der Besuch der Salierausstellung
im historischen Museum auf dem Programm. In
Zusammenarbeit mit dem Kulturreferat der Hö�
rerschaft informierten wir uns über das Leben,
Wirken und Arbeiten der salischen Kaiser. Eine
interessante Diskussion über das Verhältnis von
Staat und Kirche damals und heute schloss sich
daran an.

Hinaus in „Gottes wunderschöne Schöpfung"
ging es im Rahmen einer Wanderung von Rhodt
zur Villa Ludwigshöhe. Dort angekommen bestie�
gen alle den Sessellift, der uns zur Rietburg
brachte, um dort im Höhengasthof einzukehren.
Nach einem wunderbaren Blick über die Rhein�
ebene ging es zu Fuß bergab und durch die
Weinberge � leider waren die Trauben noch nicht
reif � bis zum Bahnhof in Edenkoben. Es war
tolles Wetter und so ein wunderschöner Pfälzer
Sommertag!

Neues aus der Hochschulseelsorge

Morgenimpuls im Clubraum 3                                    Fotos: Gruender

Vor dem Dom

Auf den Pfaden im Pfälzer Wald
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Ein besonderes Erlebnis war die Führung durch
das Judenbad mit Johannes Bruno. Er erzählte
uns alles rund um die Mikwe und das neue jüdi�
sche Museum „SchPIRA". Schnell konnten sich
alle das jüdische Speyer des Mittelalters vorstel�
len, das damals als eine der „Schum�Städte" ne�
ben Worms und Mainz ein Zentrum jüdischen
Lebens in Europa war. Großes Erstaunen gab es
darüber, wie kalt doch das „lebendige" (Grund�)
Wasser so tief in der Erde ist, vor allem, wenn
man es zur rituellen Waschung benutzen möch�
te.

Viele weitere KHG� und ESG�Aktionen fanden
unter Beteiligung von DHV�Hörer/innen statt. 
Um einige Beispiele zu nennen:
� „Orgelspaziergang" durch die Speyerer Innen�

stadtkirchen
� 33. Deutscher Evangelischer Kirchentag in

Dresden  
� Katholischer Diözesan�Katholikentag in Speyer
� Ökumenische Vigilfeier zur Tauferneuerung im

Dom.

Der Höhepunkt am Ende des Semesters war (wie�
der) die traditionelle Pfälzer Weinprobe der
Hochschulseelsorge. Diesmal empfing uns Win�
zerehepaar Petra und Ludwig Eberley aus Neu�
stadt�Geinsheim. Im Speyerer Friedrich�Spee�
Haus genossen alle den wunderschönen Dom�
blick und das tolle Ambiente des großen Saals.
Beides war sehr passend zum Genuss des Weines
und des frischen Pfälzer (Kümmel�)Brotes mit
„Hausmacher" Schlachtplatte. Glücklich und etwas
beschwingt gingen alle nach Hause und denken
bestimmt beim Öffnen der nächsten Weinflasche
an ihre schöne Sommersemester�Zeit an der DHV
zurück.

Jetzt freuen wir uns auf das Wintersemester
2011/2012:

Pastoralreferentin Luise Gruender (Katholische
Kirche) 

und 
Pfarrer Michael Erlenwein (Evangelische Kirche) 

Hochschulseelsorger an der DHV

Im Judenbad

Weinprobe
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Personalia (1. April 2011 bis 30. September 2011)
a) Einstellungen
01.04.2011 Mirschberger, Michael, Assessor, wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Stelkens
01.04.2011 Rimlinger, Olivier, wiss. Mitarbeiter bei Projekt von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill
01.05.2011 Sicko, Corinna, Dr., wiss. Mitarbeiterin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Ziekow
01.05.2011 Dittrich, Marcus, M.A., Mag. rer. publ., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann  
01.06.2011 Janda, Timm, M.A., Mag. rer. publ., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill
07.06.2011 Magin, Jochen, Beschäftigter in der Druckerei
01.08.2011 Schnapp, Marina, Assessorin, Mag. rer. publ., wiss. Mitarbeiterin am FKS
08.08.2011 Bart, Elena, Beschäftigte im Personalreferat
01.09.2011 Freiberger, Isabel, Auszubildende für den Beruf der Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste,

Fachrichtung Bibliothek
01.09.2011 Schuhmann, Alexander, wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini
15.09.2011 Böhm, Corinna, Sekretärin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. Sommermann

b) Ausscheiden

30.04.2011 Ringer, Brigitte, Beschäftigte in der Druckerei
31.05.2011 Wentzel, Joachim, Dr., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl

von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill
01.07.2011 Kost, Sebastian, Auszubildender für den Beruf des

Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste,
Fachrichtung Bibliothek, Beendigung des Ausbildungs-
verhältnisses durch Ablegen der Prüfung 

31.07.2011 Mrozowski, Anke, Dipl.-Soziologin, wiss. Mitarbeiterin
am FKS

31.08.2011 Holm, Jasmin, wiss. Mitarbeiterin am Lehrstuhl von
Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini

31.08.2011 Brandl, Julia, Priv.-Doz., Dr., Lehrstuhlvertretung
31.08.2011 Stirn, Isabel, Assessorin, wiss. Mitarbeiterin am Lehr-

stuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann
31.08.2011 Schreiweis, Thorsten, M. A., wiss. Mitarbeiter bei Pro-

jekt von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill
30.09.2011 Bukowski, Beate, Sekretärin am Lehrstuhl von Herrn

Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. Sommermann
30.09.2011 Sammüller, Hanna, wiss. Mitarbeiterin am Lehrstuhl

von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini 
30.09.2011 Janda, Timm, M.A., Mag. rer. publ., wiss. Mitarbeiter

am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill

c) Beförderungen

18.05.2011 Bauer, Thomas, zum Bibliotheksamtsrat

Verabschiedung von Brigitte Ringer                  Fotos: DHV

Ernennung von Thomas Bauer zum Bibliotheksamtsrat
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Die Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaf�
ten Speyer und das Deutsche Forschungsinstitut für
öffentliche Verwaltung Speyer trauern
um ihr verstorbenes Mitglied Univ.�
Prof. Dr. iur. Helmut Quaritsch Ministe�
rialdirektor a. D. (20. April 1930 bis 19.
August 2011).

Aufgewachsen in Hamburg in den
Kriegsjahren, studierte Helmut Qua�
ritsch nach seinem 1949 abgelegten
Abitur als Werkstudent an der Kirch�
lichen Hochschule Hamburg Theologie,
besonders Kirchen� und Dogmenge�
schichte, mit dem Ziel, Historiker zu werden. Wegen
der Rechts� und Verfassungsgeschichte wechselte er
nach einem Jahr an die Juristische Fakultät der Uni�
versität und bestand schon 1954 das erste Staatsexa�
men. Nach einem Speyer�Semester 1955/56 wurde er
in Hamburg 1957 mit einer verwaltungsrechtlichen
Arbeit promoviert und legte 1958 das zweite Staats�
examen ab. Ein Stipendium der Heidelberger Robert E.
Schmidt�Stiftung ermöglichte es dem wissenschaft�
lichen Assistenten 1960, als erster Deutscher die fran�
zösische École Nationale d'Administration und damit
die französische Verwaltung von innen kennenzuler�
nen. Daraufhin wurde er 1962/63 zu den Arbeiten des
Gutachterausschusses der Innenministerkonferenz zur
Reform der Juristenausbildung herangezogen. In
Hamburg habilitierte er sich am 14. Juli 1965 für
Staatsrecht, Verwaltungsrecht und Kirchenrecht. Sein
bis heute viel beachtetes Buch „Staat und Souverä�
nität" arbeitet die Scharnierfunktion des Werks von
Jean Bodin im Übergang zu modernen Auffassungen
von Staatlichkeit heraus.

Seinen ersten Lehrstuhl (für Verwaltungsrecht, Fi�
nanz� und Steuerrecht) übernahm Helmut Quaritsch
kurz danach im Februar 1966 an der jungen Ruhr�

Universität Bochum. Von dort wechselte er im Sep�
tember 1968 auf den Lehrstuhl für Staats� und Ver�

waltungsrecht der Freien Universität Berlin.
Dort, in der Hochburg der Studentenbewe�
gung, zeigte er sein Stehvermögen, auch
gegenüber persönlichen Angriffen. Von
1970 bis 1973 leitete und reformierte er
zusätzlich in Bonn als Ministerialdirektor
die Wissenschaftlichen Dienste des Deut�
schen Bundestags. Zum 1. Oktober 1972
nahm Helmut Quaritsch den Ruf an die
Hochschule für Verwaltungswissenschaften
Speyer an und wurde Mitglied ihres For�

schungsinstituts. Als Inhaber des Lehrstuhls für Staats�
recht und Staatslehre (ab 1974) gehörte er über vier�
zig Semester dem Senat der Hochschule an und leitete
sie als Rektor von 1981 bis 1983. Bis kurz vor seiner
Emeritierung nach dem Sommersemester 1998 war er
als Direktor für die Bibliothek verantwortlich.

Helmut Quaritsch war eine der prägenden Wissen�
schaftlerpersönlichkeiten unserer Hochschule. Stupen�
de Bildung und hanseatische Nüchternheit zeichneten
ihn aus, gepaart mit akademischer Leidenschaft in der
Auseinandersetzung. In seinen Werken erörterte er
grundsätzliche Fragen der Staatstheorie und des öf�
fentlichen Rechts stets auch in ihrer historischen Di�
mension, in inhaltlicher Tiefe und mit sprachlicher
Eleganz. Seine wissenschaftliche Leistung hat vielfache
Anerkennung gefunden, so 1977 durch seine Wahl
zum Gründungsvorsitzenden der Vereinigung für Ver�
fassungsgeschichte oder 1990 zum Mitglied der Aka�
demie gemeinnütziger Wissenschaften zu Erfurt.

Die Anteilnahme der Deutschen Hochschule für Ver�
waltungswissenschaften und des Deutschen For�
schungsinstituts für öffentliche Verwaltung gilt der
Familie unseres verstorbenen Kollegen.

Univ.�Prof. Dr. iur. Helmut Quaritsch verstorben

PERSONALIA

Promotionen im Sommersemester 2011 

MIKE WEBER, Informierte Gründungsförderung. Die Bedeutung von Mechanismen der Informationsvermittlung für die Er-
klärung des Erfolgs neu gegründeter Betriebe, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutachter: D. Jansen/K. Blind
(19.05.2011, Dr. rer. pol.)

TILMAN SCHRECKER, Mezzanine-Kapital im Handels- und Steuerrecht, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutachter: J.
Wieland/U. Stelkens (13.07.2011, Dr. iur.)

JÖRG STOYE, Korruptionsprävention durch Vergaberecht - Plädoyer für ein Bundes-Korruptionsregister, Veröffentlichung
in Vorbereitung, Gutachter: J. Ziekow/M. Martini (25.07.2011, Dr. iur.)

ARNT GLIENKE, Verfassungsgebung in Hamburg 1946 bis 1952. Britische Besatzungsbehörden und Hamburger Senat,
Bürgerschaft und Parteien, Speyer 2011, Gutachter: S. Fisch/R. Pitschas (26.07.2011, Dr. rer. publ.)

KATRIN SCHOPPA, Europol im Verbund der Europäischen Sicherheitsagenturen, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutach-
ter: R. Pitschas/J. Ziekow (02.08.2011, Dr. iur.)
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Ohne jegliche Auflage wurden von
der Evaluationsagentur Baden�Würt�
temberg evalag die von der DHV
Speyer vorbereiteten Masterstudien�
gänge Administrative Sciences, Öf�
fentliche Wirtschaft und der berufs�
begleitende Masterstudiengang Wis�
senschaftsmanagement akkreditiert.
Den Akkreditierungen waren mona�
telange Vorbereitungen und kritische
Begehungen durch externe Exper�
tenkommissionen vorausgegangen,
welche die Hochschule und ihre
Konzepte bezüglich der neuen Stu�
diengänge kritisch prüften. Dass die
Akkreditierungen gleich aller drei
Studiengänge schließlich ohne jede
Auflage erfolgten, fasst die Hoch�
schule als besonders Prädikat auf, da
dies im Akkreditierungsbetrieb selten
erfolgt.

Administrative Sciences (M. A.)
Der von Univ.�Professorin Dr. Doro�
thea Jansen koordinierte Masterstu�
diengang „Administrative Sciences"
vermittelt trans� und interdisziplinär
verknüpfte Kenntnisse für das Han�
deln und Entscheiden im öffent�
lichen Sektor aus Sicht der Verwal�
tungswissenschaft, der Rechtswis�
senschaft, der Sozialwissenschaft
und der Wirtschaftswissenschaft. Auf
breiter wissenschaftlicher Grundlage
vermittelt er Steuerungswissen hin�
sichtlich Gestaltungsoptionen bei
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben.
Im Mittelpunkt stehen die Aufga�
ben, Strukturen und Handlungen
Öffentlicher Verwaltung in Deutsch�
land und im internationalen Kon�
text. Während in Deutschland die
Verwaltungswissenschaft von einer
typischerweise stark legalistisch aus�
gerichteten Perspektive geprägt ist,
knüpft dieser Studiengang metho�
disch an das amerikanische Ver�
ständnis der Verwaltungswissen�
schaft an, für die eine interdiszipli�
näre und stärker sozialwissenschaft�
liche Ausprägung typisch ist, ohne
dabei die rechtliche Perspektive zu
vernachlässigen.

Das Masterprogramm startet im No�
vember 2011 zunächst in einer zwei�

jährigen Variante, die sich an Stu�
dierende richtet, die nach erfolgrei�
chem Abschluss eines einschlägigen,
mindestens 180 Leistungspunkte
(ECTS) umfassenden Bachelorstu�
diengangs ihre Kenntnisse und Fä�
higkeiten im Bereich Staat und Ver�
waltung weiter vertiefen möchten. 

Im November 2012 startet dann eine
einjährige Variante für Studierende,
die bereits über 240 Leistungspunkte
z. B. aus einem abgeschlossenen
Master�, Magister� oder Diplomstu�
diengang oder einem Staatsexamen
verfügen. Die Grundlagenmodule
des Studiengangs beinhalten Ver�
waltungswissenschaft, Öffentliches
Recht, Sozialwissenschaften, Wirt�
schaftswissenschaften, Methoden
des interdisziplinären Arbeitens so�
wie Information, Kommunikation
und Handlungskompetenz. In den
Wahlpflichtmodulen geht es dann
um die Themenkreise Regieren und
Verwalten, Public Policy, Europäisie�
rung und Internationalisierung der
öffentlichen Verwaltung, Organisa�
tion und Personal, Finanzierung öf�
fentlicher Leistungen und Wettbe�
werb und Regulierung in Infrastruk�
tursektoren. 

Öffentliche Wirtschaft (M. A.)
Die Rolle des Staates hat sich auch
in der Öffentlichen Wirtschaft ge�
wandelt. Der neue Studiengang ist
daher speziell auf die Öffentliche
Wirtschaft zugeschnitten, mit der er
sich in interdisziplinärer Perspektive
befasst. So vielfältig die wirtschafts�
relevante Tätigkeit des Staates ist, so
vielfältig sind auch die Sachbereiche,
denen sich der Masterstudiengang
Öffentliche Wirtschaft zuwendet. Sie
reichen von der Rolle des Staates als
Nachfrager auf dem Markt, der klas�
sischen wirtschaftlichen Betätigung
der öffentlichen Hand und durch öf�
fentliche Unternehmen bis zur Da�
seinsvorsorge und Wirtschaftsförde�
rung. Eine Tätigkeit in diesen Berei�
chen erfordert daher entsprechende
rechtliche, ökonomische und verwal�
tungswissenschaftliche Kenntnisse
und Fertigkeiten. Diese werden den

Studierenden in Grundlagen� und
Vertiefungsmodulen (Öffentlicher
Haushalt, Wettbewerb und Regulie�
rung, Beschaffung, Public Corporate
Governance, Öffentliche Unterneh�
men und Infrastruktur) vermittelt.
Auch dieses, von Univ.�Prof. Dr.
Wolfgang Weiß koordinierte Master�
programm startet im November 2011
zunächst in einer zweijährigen Vari�
ante für Studierende mit einem 180
ECTS Bachelorabschluss, bevor es im
November 2012 ebenfalls in einer
einjährigen Variante angeboten wird. 

Wissenschaftsmanagement
Vor dem Hintergrund komplexer
werdender Anforderungen an die
Steuerung von Wissenschaftseinrich�
tungen sind dort spezialisierte
Kenntnisse über ihre Organisation
und die Anwendung von Manage�
mentinstrumenten sehr wichtig. Der
Studiengang Master of Public Admi�
nistration (M. P. A.) Wissenschafts�
management, der in enger Zu�
sammenarbeit mit dem Zentrum für
Wissenschaftsmanagement (ZWM)
entwickelt und durchgeführt wird,
eröffnet hier ein anspruchsvolles und
praxisorientiertes Weiterbildungsan�
gebot.

Das im April 2012 startende berufs�
begleitenden Programm vermittelt
Kompetenzen im Umgang mit Ma�
nagementinstrumenten und Kennt�
nisse der für das Wissenschaftsma�
nagement relevanten wissenschaft�
lichen und konzeptionellen Wissens�
bereiche. Durch eine breite wissen�
schaftliche Fundierung, die den vor�
handenen Erkenntnisstand interdis�
ziplinärer und internationaler For�
schungen zum Wissenschaftsma�
nagement nutzt, sowie eine enge
Kooperation mit der Praxis trägt es
den Besonderheiten des Manage�
ments von und in Wissenschafts�
und Hochschulorganisationen Rech�
nung. 

Mehr Informationen zu den Master�
studiengängen unter
http://www.dhv�speyer.de/Stu�
dium/Master

MASTERSTUDIENGÄNGE

Ohne Auflagen akkreditiert
Start frei für drei Masterstudiengänge


